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Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 
§1 

Geltungsbereich 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für 
alle Kauffahrteischiffe, die nach dem Flaggen- 
rechtsgesetz vom 8. Februar 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 79) die Bundesflagge führen. 

§2 

Kapitän und Stellvertreter 

(1) Kapitän ist der vom Reeder oder der 
gemäß § 35 des Gesetzes, betreffend die Orga- 
nisation der Bundeskonsulate, sowie die Amts- 
rechte und Pflichten der Bundeskonsuln vom 
8. November 1867 (Bundesgesetzbl. S. 137), 
geändert durch Gesetz vom 14. Mai 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 447) bestellte Führer des 
Schiffs. 

(2) Der Kapitän muß Inhaber eines staat- 
lichen Befähigungszeugnisses sein, das ihn zur 
Führung des Schiffs berechtigt. 

(3) Ist ein Kapitän nicht vorhanden oder ist 
er verhindert, so nimmt der Erste Offizier des 
Decksdienstes oder der Alleinsteuermann die 
Pflichten und Befugnisse des Kapitäns wahr. 


§3 


Besatzungsmitglieder 

Besatzungsmitglieder im Sinne dieses Ge- 
setzes sind die Schiffsoffiziere (§ 4), die sonsti- 
gen Angestellten (§ 5) und die Schiffsleute 
(§ 6). 


§4 

Schiffsoffiziere 
Schiffs Offiziere sind 

1. die Angestellten des nautischen oder des 
technischen Schiffsdienstes, die eines staat- 
lichen Befähigungszeugnisses bedürfen, 

2. die Schiffsärzte, 

3. die Seefunker, die Inhaber eines Seefunk- 
zeugnisses 1. oder 2. Klasse sind, 

4. die Zahlmeister. 


§5 

Sonstige Angestellte 

Sonstige Angestellte sind Besatzungsmit- 
glieder, die, ohne Schiffsoffiziere zu sein, nach 
der seemännischen Verkehrsanschauung als 
Angestellte angesehen werden, insbesondere 
wenn sie eine überwiegend leitende, beaufsich- 
tigende oder büromäßige Tätigkeit oder eine 
verantwortliche Tätigkeit ausüben, die beson- 
dere Kenntnisse erfordert. 


§6 

Sdhiffsmann 

Schiffsmann ist jedes andere in einem 
Keuerverhältnis (§§ 23 ff.) stehende Besat- 
zungsmitglied, das nicht Angestellter im Sinne 
der §§ 4 und 5 ist. 


§7 


Sonstige im Rahmen des Schiffsbetriebs 
an Bord tätige Personen 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
auf sonstige Arbeitnehmer, die, ohne in einem 
Heuerverhältnis zu stehen, während der Reise 
im Rahmen des Schiffsbetriebs an Bord tätig 
sind, sinngemäß Anwendung, soweit in den 
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einzelnen Abschnitten nicht etwas anderes be- 
stimmt ist. 

(2) Auf sonstige im Rahmen des Schiffsbe- 
triebs an Bord tätige Personen, die keine Ar- 
beitnehmer sind, sowie auf Lotsen finden die 
Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwen- 
dung mit Ausnahme der Vorschriften des 
Fünften Abschnitts und derjenigen des Sechs- 
ten Abschnitts, die sich auf die Ordnung an 
Bord beziehen. 


§8 

Jugendliche 

Jugendliche sind Personen, die das vier- 
zehnte, aber noch nicht das achtzehnte Le- 
bensjahr vollendet haben, und die nicht mehr 
zum Besuch einer Schule mit Vollunterricht 
verpflichtet sind. 


§9 

Seemannsämter 
Seemannsämter sind 

1. im Geltungsbereich des Grundgesetzes die 
von den Landesregierungen als Seemanns- 
ämter eingerichteten Verwaltungsbehör- 
den, 

2. außerhalb des Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes die vom Bundesminister des Aus- 
wärtigen bestimmten diplomatischen oder 
konsularischen Vertretungen der Bundes- 
republik. 


§ 10 

Abdingbarkeit 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind zwin- 
gend, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist. Von den Vorschriften des Drit- 
ten Abschnitts und des Vierten Abschnitts 
kann zugunsten des Besatzungsmitglieds ab- 
gewichen werden, soweit dieses Gesetz es nicht 
aus schließt. 


Zweiter Abschnitt 


Tätigkeit (§ 7) ausüben will, muß ein See- 
fahrtbuch besitzen. 

(2) Das Seemannsamt stellt das Seefahrt- 
buch aus. 

(3) Ein weiteres Seefahrtbuch darf nur aus- 
gestellt werden, wenn das alte Seefahrtbuch 
vorgelegt oder sein Verlust glaubhaft gemacht 
wird. 


§ 12 


Schließung des Seefahrtbuchs 

(1) Das Seefahrtbuch ist vom Seemannsamt 
zu schließen, 


1. wenn ein neues Seefahrtbuch ausgestellt 
wird, 

2. wenn Tatsachen bekannt werden, welche 

die Entziehung eines Reisepasses rechtfer- 
tigen. v 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 kann das 
Seemannsann die Vorlage des Seefahrtbuchs 
anordnen. 


§13 


Musterrolle und Musterung 

(1) Der Kapitän hat während der Reise eine 
Urkunde mitzuführen, die über die jeweilige 
Zusammensetzung der Schiffsbesatzung und 
über die sonstigen im Rahmen des Schiffsbe- 
triebs an Bord tätigen Personen (§ 7) Aus- 
kunft geben muß (Musterrolle). 

(2) Die Musterrolle wird vom Seemannsamt 
vor Antritt der ersten Reise des Schiffs ausge- 
stellt. Sie ist dem Seemannsamt jederzeit auf 
Verlangen vorzulegen. 


(3) Die Musterung ist die Verhandlung vor 
dem Seemannsamt über die in die Musterrolle 
(§ 14) einzutragenden Angaben. 


§14 

Inhalt der Musterrolle 

Die Musterrolle muß Angaben enthalten 
über 


Seefahrtbücher und Musterung 
§11 

Seefahrtbuch 

(1) Wer auf einem Schiff den Dienst als Be- 
satzungsmitglied (§ 3) oder eine sonstige 


1. Namen, Flagge, Unterscheidungssignal, 
Vermessung und Maschinenstärke des 
Schiffs sowie die für die verschiedenen 
Fahrtgebiete vorgeschriebene Zahl der Be- 
satzungsmitglieder in den einzelnen Dienst- 
zweigen, 

2. Heimat- oder Registerhafen, 
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3. Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Ge- 
burt und das Befähigungszeugnis des Kapi- 
täns, 

4. Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Ge- 
burt der einzelnen Besatzungsmitglieder 
und den Besitz der erforderlichen Befähi- 
gungszeugnisse, 

3. das Heuerverhältnis gemäß § 24 Abs. 1 
Nr. 2 bis 5, 

6. Tag des Dienstantritts der einzelnen Be- 
satzungsmitglieder, 

7. Tag des Dienstendes der einzelnen Besat- 
zungsmitglieder, 

8. Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Ge- 
burt der sonstigen im Rahmen des Schiffs- 
betriebs an Bord tätigen Personen (§ 7). 

Die Jugendlichen sind besonders zu kenn- 
zeichnen. 

§15 

Verpflichtung zur Musterung 

(1) Der Kapitän ist verpflichtet, eine Muste- 
rung zu veranlassen, wenn ein Besatzungsmit- 
glied (§ 3) oder eine sonstige Person (§ 7) den 
Dienst an Bord antritt (Anmusterung) oder 
beendet (Abmusterung) oder wenn sich die 
Dienststellung eines Besatzungsmitglieds nicht 
nur vorübergehend ändert (Ummusterung). 

(2) Die An- und die Ummusterung müssen 
vor dem Beginn oder der Fortsetzung der 
Reise, die Abmusterung muß unverzüglich 
vorgenommen werden, wenn dadurch nicht 
die Reise unzumutbar verzögert wird oder 
nicht sonstige Hindernisse entgegenstehen. 
Unterbleibt die rechtzeitige Musterung, so hat 
der Kapitän die Gründe in das Schiffstagebuch 
einzutragen; die Musterung ist unverzüglich 
nachzuholen. Kann die Musterung nicht mehr 
nachgeholt werden, so hat der Kapitän^ den 
Sachverhalt dem Seemannsamt anzuzeigen, 
das zuerst angegangen werden kann. Das See- 
mannsamt hat einen Vermerk hierüber in die 
Musterrolle und die Seefahrtbücher der be- 
teiligten Besatzungsmitglieder einzutragen. 

§16 

Anwesenheit bei der Musterung und 
Vorlage des Seefahrtbuchs 

(1) Bei der Musterung müssen der Kapitän 
oder ein bevollmächtigter Vertreter des Kapi- 
täns oder des Reeders sowie die zu mustern- 
den Personen anwesend sein. 


(2) Die zu musternden Personen haben ihr 
Seefahrtbuch vorzulegen. Die Tatsache der 
Musterung ist im Seefahrtbuch zu vermerken. 

(3) Außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes kann das Seemannsamt in be- 
sonderen Fällen auf die Vorlage des Seefahrt- 
buchs verzichten. In diesen Fällen kann auf 
Antrag bei der nächsten Musterung im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes der Muste- 
rungsvermerk nachgeholt werden. 

§17 

Anmusterung 

(1) Bei der Anmusterung ist neben dem See- 
fahrtbuch das erforderliche Befähigungszeug- 
nis vorzulegen. 

(2) Ein Besatzungsmitglied, das nach den 
Eintragungen im Seefahrtbuch noch angemu- 
stert ist, darf erneut erst angemustert werden, 
wenn die Abmusterung oder die glaubhaft ge- 
machte Beendigung der früheren Beschäfti- 
gung vom Seemannsamt im Seefahrtbuch be- 
scheinigt ist. 

§18 

Verwahrung des Seefahrtbuchs 

Das Seefahrtbuch ist während der Reise 
vom Kapitän zu verwahren. Er hat es in be- 
gründeten Fällen dem Besatzungsmitglied auf 
Verlangen auszuhändigen. 

§19 

Abmusterung 

Vor der Abmusterung hat der Kapitän oder 
ein von ihm bevollmächtigter Schiffsoffizier 
dem Besatzungsmitglied die Art und Dauer 
des geleisteten Schiffsdienstes, den im § 7 ge- 
nannten Personen die Dauer ihrer Tätigkeit 
an Bord im Seefahrtbuch zu bescheinigen. Die 
Unterschrift des Kapitäns oder des bevoll- 
mächtigten Schiffsoffiziers ist vom Seemanns- 
amt zu beglaubigen. 

§20 

Generalmusterung 

(1) Sind seit der Ausfertigung der Muster- 
rolle zwei Jahre vergangen, so hat das See- 
mannsamt auf Antrag des Kapitäns eine der 
gegenwärtigen Zusammensetzung der Schiffs- 
besatzung entsprechende neue Musterrolle 
auszufertigen (Generalmusterung). 
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(2) Das Seemannsamt kann die -General- 
musterung verlangen, wenn die Musterrolle 
unübersichtlich oder unleserlich geworden ist. 

(3) Mit der Ausfertigung der neuen Muster- 
rolle wird die alte ungültig. 

§21 

Binziehen ungültiger Musterrollen 

Ungültige Musterrollen sind vom See- 
mannsamt einzuziehen. 

§22 

Kosten 

Die Kosten für die Ausfertigung der Mu- 
sterrolle und für die Musterung hat der Ree- 
der zu tragen. 


Dritter Abschnitt 

Heuer Verhältnis 
der Besatzungsmitglieder 


6. Dauer des Heuerverhältnisses, 

7. Zeitpunkt und Ort der Begründung des 
Heuerverhältnisses. 

Weitere Abreden, insbesondere Neben ab- 
reden, können in den Heuerschein aufgenom- 
men werden. 

(2) Die Verpflichtung, einen Heuerschein 
auszustellen, entfällt, wenn das Heuerverhält- 
nis durch eine schriftliche Vereinbarung be- 
gründet wird, welche die im Absatz 1 gefor- 
derten Angaben enthält. 

§25 

Dienstantritt 

(1) Dem Besatzungsmitglied ist rechtzeitig 
der Zeitpunkt mitzuteilen, zu dem es sich an 
Bord einzufinden hat. Dabei ist ihm der Liege- 
platz des Schiffs oder ein Meldeort anzugeben. 

(2) Kann ein Besatzungsmitglied den Dienst 
wegen eines unabwendbaren Ereignisses nicht 
antreten, so hat es dies unverzüglich dem Ree- 
der oder dem Kapitän unter Angabe der 
Gründe mitzuteilen. 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Begründung und Inhalt des 
Heuerverhältnisses 


§23 


Dauer des Heuerverhältnisses 


Das Heuerverhältnis wird auf unbestimmte 
Zeit oder auf bestimmte Zeit, insbesondere 
auch für eine Reise, begründet. 


§24 

Heuerschein 

(1) Der Reeder oder sein Vertreter ist ver- 
pflichtet, den wesentlichen Inhalt des Heuer- 
verhältnisses in eine von ihm zu unterzeich- 
nende Urkunde (Heuerschein) aufzunehmen 
und diese dem Besatzungsmitglied auszuhän- 
digen. Der Heuerschein muß Angaben enthal- 
ten insbesondere über 

1. Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Ge- 
burt des Besatzungsmitglieds, 

2. Art des vom Besatzungsmitglied zu leisten- 
den Schiffsdienstes, 

3. Ort und Tag des Dienstantritts unter An- 
gabe des Schiffs, 

4. Fahrtgebiet oder Ziel der Reise, 

5. Höhe der Heuer, 


§26 

Anreisekosten 

Befindet sich das Schiff, auf dem das Besat- 
zungsmitglied den Dienst anzutreten hat, an 
einem anderen Ort als dem, an welchem das 
Heuerverhältnis begründet worden ist, so hat 
das Besatzungsmitglied Anspruch auf Ersatz 
der notwendigen Fahrt- und Gepäckbeförde- 
rungskosten sowie auf ein angemessenes Tage- 
geld. Die gleichen Ansprüche stehen dem Be- 
satzungsmitglied zu, wenn vor dem Dienstan- 
tritt Reisen von dem Ort der Begründung des 
Heuerverhältnisses zu dem Ort der Anmuste- 
rung oder einem Meldeort notwendig werden. 

§27 

Schiff der Dienstleistung 

(1) Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind 
Schiffsleute auf dem im Heuerschein oder in 
der schriftlichen Vereinbarung (§ 24 Abs. 2) 
bezeichneten Schiff, Schiffsoffiziere und son- 
stige Angestellte auf jedem Schiff des Reeders 
zum Schiffsdienst verpflichtet. 

(2) Die Umsetzung von Schiffsoffizieren 
und sonstigen Angestellten auf ein anderes 
Schiff ist zulässig, wenn damit keine wesent- 
liche Verschlechterung der Arbeitsbedingun- 
gen verbunden ist. 
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§28 

Bordanwesenheitspflicht 

(1) Das Besatzungsmitglied ist auch wäh- 
rend seiner dienstfreien Zeit zur Anwesenheit 
an Bord verpflichtet, soweit ihm nicht der Ka- 
pitän oder der zuständige Vorgesetzte Erlaub- 
nis zum Verlassen des Schiffs erteilt hat. Die 
Erlaubnis darf dem Besatzungsmitglied nicht 
verweigert werden, soweit ihm ein Anspruch 
auf Landgang gemäß § 63 zusteht. 

(2) Bei Seegefahr, insbesondere bei drohen- 
dem Schiffbruch, darf das Besatzungsmitglied 
das Schiff ohne Einwilligung des Kapitäns 
nicht verlassen, solange dieser selbst an Bord 
bleibt. 


§29 

Dienstleistungspflicht 

(1) Das Besatzungsmitglied hat die Schiffs- 
dienste zu verrichten, zu denen es im Rahmen 
des Heuerverhältnisses verpflichtet ist. Es hat 
dabei den Anordnungen der zuständigen Vor- 
gesetzten Folge zu leisten. 

(2) Über die Verpflichtung im Absatz 1 hin- 
aus hat das Besatzungsmitglied jede Anord- 
nung des Kapitäns zu befolgen, die dazu die- 
nen soll, drohende Gef ahr für Menschen, Schiff 
oder Ladung abzuwenden, einen unverhält- 
nismäßig großen Schaden zu vermeiden, 
schwere Störungen des Schiffsbetriebs zu ver- 
hindern oder öffentlich-rechtliche Vorschrif- 
ten über die Schiffssicherheit zu erfüllen. In 
dringenden Fällen gilt das gleiche gegenüber 
Anordnungen eines an Ort und Stelle befind- 
lichen Vorgesetzten. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 gelten 
auch bei Gefahr für andere Schiffe und Men- 
schen. 

(4) Bei Schiffbruch ist das Besatzungsmit- 
glied verpflichtet, nach Anordnung des Kapi- 
täns nach besten Kräften für die Rettung von 
Menschen und ihren Sachen sowie für die Si- 
cherstellung der Schiffsteile, der Ausrüstung 
und der Ladung zu sorgen und bei der Ber- 
gung Hilfe zu leisten. 


§30 

Begriff der Heuer 

(1) Die Heuer umfaßt alle auf Grund des 
Heuerverhältnisses gewährten Vergütungen 
einschließlich des Anteils an Fracht, Gewinn 
oder Erlös. 


(2) Grundheuer ist das dem Besatzungsmit- 
glied zustehende feste Entgelt. Pauschalvergü- 
tungen, deren Höhe sich nach dem Ausmaß 
der Arbeit, dem Erfolg oder ähnlichen nicht 
gleichbleibenden Bemessungsgrundlagen rich- 
tet, sowie sonstige Zulagen sind nicht als festes 
Entgelt im Sinne dieser Vorschrift anzusehen. 


§31 

Bemessung und Berechnung der Heuer 

Die Grundheuer bemißt sich nach Monaten. 
Bei Berechnung der Heuer für einzelne Tage 
wird der Monat zu dreißig Tagen gerechnet. 


§32 


Entstehung des Heueranspruchs 


Der Anspruch auf Heuer entsteht mit dem 
Dienstantritt. Hat sich das Besatzungsmitglied 
vorher zur Musterung zu stellen oder sonst 
zur Verfügung des Reeders zu halten, so ent- 
steht der Anspruch auf Heuer schon in diesem 
Zeitpunkt. 

§33 


Heuer für die Anreisezeit 


Für die erforderliche Anreisezeit hat das Be- 
satzungsmitglied neben den Anreisekosten 
(§ 26) Anspruch auf Zahlung der Grundheuer. 


§34 

Fälligkeit der Heuer 

(1) Die Grundheuer ist mit dem Ablauf ei- 
nes jeden Kalendermonats und bei der Been- 
digung des Heuerverhältnisses fällig. 

(2) Die Anteile an Fracht, Gewinn oder Er- 
lös sind zu demselben Zeitpunkt fällig, soweit 
sie der Höhe nach bis dahin feststehen oder 
billigerweise festgestellt werden können. 

(3) Stehen Anteile an Fracht, Gewinn oder 
Erlös bei Ablauf des Kalendermonats noch 
nicht fest oder wird die Heuer für eine Reise 
berechnet, so kann das Besatzungsmitglied je- 
weils nach Ablauf des Kalendermonats eine 
Abschlagszahlung in ungefährer Höhe des bis 
dahin verdienten Anteils der Heuer verlan- 
gen. 


§35 

Auszahlung der Heuer 

(1) Das Besatzungsmitglied hat nur im Ha- 
fen oder auf der Reede Anspruch auf Baraus- 
zahlung der Heuer. Soweit außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes zwin- 
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gende Gründe die Barauszahlung nicht zulas- 
sen, hat der Reeder das jeweilige Guthaben 
auf Wunsch des Besatzungsmitglieds an einen 
von diesem zu bestimmenden Empfänger im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes zu zahlen. 

(2) In einer Gast- oder Schankwirtschaft 
dürfen Auszahlungen nicht vorgenommen 
werden. 

§36 

Ziehschein 

Der Reeder ist auf Verlangen des Besat- 
zungsmitglieds verpflichtet, am fünfzehnten 
und am letzten Tage eines jeden Monats Ab- 
schlagszahlungen bis zu insgesamt fünfund- 
siebzig vom Hundert der Nettobezüge des Be- 
satzungsmitglieds an die von diesem bezeich- 
neten Familienangehörigen oder eine andere 
von ihm bezeichnete Person zu leisten. Er hat 
dem Besatzungsmitglied hierüber auf Verlan- 
gen einen Verpflichtungsschein (Ziehschein) 
zu erteilen. 

§37 

Abrechnung 

(1) Uber die Heuer ist zum Ablauf des Ka- 
lendermonats und bei der Beendigung des 
Heuerverhältnisses schriftlich Rechnung zu 
legen (Abrechnung). An Stelle dieser Abrech- 
nung kann aus betriebsbedingten Gründen, 
insbesondere auch bei Reisen unter einem 
Monat, für die einzelne Reise abgerechnet wer- 
den. Soweit die Heuer Anteile an Fracht, Ge- 
winn oder Erlös umfaßt, kann eine andere 
Abrechnungsfrist vereinbart werden. 

(2) In der Abrechnung sind vollständige An- 
gaben über die Zusammensetzung der Heuer, 
die vorgenommenen Abzüge und die Ab- 
schlagszahlungen einschließlich der auf Zieh- 
schein geleisteten Beträge zu machen. Bei Aus- 
zahlung in fremder Währung ist der zugrunde 
gelegte Wechselkurs schriftlich anzugeben. 

(3) Die Abrechnung ist dem Besatzungsmit- 
glied bei der Auszahlung (§ 35) zu übergeben. 
Beanstandet das Besatzungsmitglied die Ab- 
rechnung, so ist der Grund der Beanstandung 
auf der Abrechnung zu vermerken. 

§38 

Mindestanspruch bei Reiseheuer 

Ist das Heuerverhältnis für eine Reise ein- 
gegangen, so hat das Besatzungsmitglied min- 
destens Anspruch auf die Heuer, die es erhal- 


ten würde, wenn das Heuerverhältnis auf un- 
bestimmte Zeit eingegangen und bei Beendi- 
gung der Reise aufgelöst worden wäre. 

§39 

Erhöhung der Heuer bei längerer 
Auslandsfahrt 

(1) Hat ein Besatzungsmitglied ohne Unter- 
brechung mindestens sechs Monate auf Schif- 
fen desselben Reeders Dienst geleistet und ist 
<es nicht während dieser Zeit mit diesen Schif- 
fen für insgesamt mindestens sechs Tage in 
Häfen im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
gekommen, so erhöht sich seine Grundheuer 
vom Beginn des siebenten Monats seiner 
Dienstleistung bei demselben Reeder ab um 
fünfundzwanzig vom Hundert. 

(2) Für ein Besatzungsmitglied, das für min- 
destens sechs zusammenhängende Tage in ei- 
nen Hafen im Geltungsbereich des Grundge- 
setzes gekommen ist oder den Mindesturlaub 
(§ 56) erhalten hat, beginnt die Frist des Ab- 
satzes 1 erneut. 

§40 

Verteilung der Heuer bei nicht ausreichender 
Schiffsbesatzung 

(1) Wenn sich die Schiffsbesatzung während 
einer Reise vermindert und nicht zu erwarten 
ist, daß sich der dadurch entstehende ver- 
mehrte Arbeitsanfall im weiteren Verlauf der 
Reise verringern wird, so ist die Schiffsbesat- 
zung zu ergänzen, soweit es die Umstände ge- 
statten. Solange dies nicht geschieht, ist die 
während der Reise ersparte Heuer unter die- 
jenigen Besatzungsmitglieder desselben Dienst- 
zweigs, denen durch die Verminderung der 
Schiffsbesatzung ein vermehrter Arbeitsanfall 
erwachsen ist, im Verhältnis dieses vermehr- 
ten Arbeitsanfalls und der Heuer zu verteilen. 

(2) Die Heuerverteilung ist in entsprechen- 
der Anwendung des Absatzes 1 auch dann vor- 
zunehmen, wenn ein Schiff die Fahrt mit einer 
Schiffsbesatzung antritt, die unter Berücksich- 
tigung des Arbeitsschutzes nicht als ausrei- 
chend anzusehen ist und zu übermäßiger Ar- 
beitsbelastung führt. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Verpflegung; Unterbringung; 
Krankenfürsorge 

§41 

Verpflegung und Speiserolle 

(1) Das Besatzungsmitglied hat von dem 
Zeitpunkt ab, in dem der Anspruch auf Heuer- 
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Zahlung entsteht (§ 32), bis zur Beendigung 
des Heuerverhältnisses Anspruch auf ange- 
messene Verpflegung. 

(2) Das Mindestmaß der dem Besatzungs- 
mitglied zu gewährenden Speisen und Ge- 
tränke regelt die Speiserolle. 

(3) Die gewährten Speisen und Getränke 
dienen dem eigenen Bedarf des Besatzungsmit- 
glieds; sie dürfen insbesondere nicht zum Ver- 
kauf oder Tausch von Bord gebracht werden. 

§42 

Kürzung der Verpflegung bei ungewöhnlich 

langer Dauer der Reise und bei Unfällen 

(1) Der Kapitän ist berechtigt, abweichend 
von der Speiserolle Speisen und Getränke zu 
kürzen oder eine Änderung in ihrer Wahl vor- 
zunehmen, wenn bei ungewöhnlich langer 
Dauer der Reise, infolge von Unfällen oder 
aus sonstigen unabwendbaren Gründen der 
Vorrat an Verpflegung nicht ausreichend er- 
scheint. 

(2) Der Kapitän hat im Schiffstagebuch Zeit- 
punkt, Gründe und Umfang der Abweichung 
von der Speiserolle zu vermerken. 

(3) Das Besatzungsmitglied hat Anspruch 
auf eine den Abweichungen entsprechende 
Vergütung. 


§43 

Unterbringung 

(1) Das Besatzungsmitglied hat von dem 
Zeitpunkt ab, in dem der Anspruch auf Heuer- 
zahlung entsteht (§ 32), bis zur Beendigung 
des Heuerverhältnisses Anspruch auf. ange- 
messene Unterbringung einschließlich sicherer 
Aufbewahrung seiner Kleidungsstücke und 
seiner anderen Gebrauchsgegenstände auf dem 
Schiff. 

(2) Das Besatzungsmitglied ist verpflichtet, 
die Wohnräume und die Einrichtungsgegen- 
stände pfleglich zu behandeln. 

(3) Kann dem Besatzungsmitglied aus be- 
sonderen, von ihm nicht zu vertretenden 
Gründen zeitweilig eine Unterkunft auf dem 
Schiff nicht gewährt werden, so hat es An- 
spruch auf eine anderweitige angemessene Un- 
terkunft oder eine angemessene Vergütung. 

§44 

Verpflichtung des Reeders 
zur Krankenfürsorge 

(1) Das Besatzungsmitglied hat während 
seines Aufenthalts an Bord oder außerhalb des 


Geltungsbereichs des Grundgesetzes im Falle 
einer Erkrankung oder Verletzung Anspruch 
auf eine den örtlichen Verhältnissen entspre- 
chende ausreichende und zweckmäßige Kran- 
kenfürsorge auf Kosten des Reeders. 

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht 
nicht, wenn das Heuerverhältnis außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes be- 
gründet worden ist und das Besatzungsmit- 
glied die Reise wegen einer beim Beginn des 
Heuerverhältnisses bereits vorhandenen Er- 
krankung oder Verletzung nicht antritt. 

§45 

Umfang der Krankenfürsorge 

Die Krankenfürsorge umfaßt die Heilbe- 
handlung, die Verpflegung und Unterbrin- 
gung des Kranken oder Verletzten. Zur Heil- 
behandlung gehört auch die Versorgung mit 
Arznei- und Heilmitteln. 


§46 

Besonderheiten bei der Krankenfürsorge 

in einem Hafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes 

(1) Liegt das Schiff in einem Hafen im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes, so hat das Be- 
satzungsmitglied, solange es an Bord bleibt, 
die Wahl zwischen der Krankenfürsorge auf 
Kosten des Reeders und der Krankenhilfe des 
Trägers der Krankenversicherung. 

(2) Der Reeder kann das Besatzungsmitglied 
an den Träger der Krankenversicherung ver- 
weisen, wenn ein Schiffsarzt oder ein Ver- 
tragsarzt des Reeders nicht zur Verfügung 
steht oder wenn die Krankheit oder das Ver- 
halten des Kranken das Verbleiben an Bord 
nicht gestattet oder unzumutbar macht oder 
wenn der Erfolg der Behandlung gefährdet ist. 


§47 


Besonderheiten bei der Krankenfürsorge 
außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes 

(1) Hat das Besatzungsmitglied das Schiff 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes wegen Krankheit oder Verletzung ver- 
lassen müssen, so ist der Reeder berechtigt, 
dem Besatzungsmitglied Heilbehandlung und 
Verpflegung in einer zumutbaren Krankenan- 
stalt zu gewähren. 

(2) Hat das Besatzungsmitglied an dem Ort, 
an dem es das Schiff verläßt oder in eine Kran- 
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kenanstalt aufgenommen werden soll, einen 
eigenen Haushalt oder Familienangehörige, 
mit denen es in häuslicher Gemeinschaft lebt, 
so kann die Übernahme in die Krankenanstalt 
ohne seine Zustimmung nur unter den Vor- 
aussetzungen des § 184 Abs. 3 der Reichsver- 
sicherungsordnung erfolgen. In den Fällen des 
§ 184 Abs. 3 Nr. 1, 2 und 4 der Reichsversiche- 
rungsordnung hat der Reeder, soweit möglich, 
Krankenanstaltspflege zu gewähren. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 hat 
der Reeder dem Besatzungsmitglied zur Be- 
friedigung notwendiger persönlicher Bedürf- 
nisse ein angemessenes Tagegeld zu zahlen, so- 
fern nicht die Heuer nach § 50 Abs. 1 fortzu- 
zahlen ist. 

§48 

Ruhen des Anspruchs auf Krankenfürsorge 
auf Kosten des Reeders 

Weigert sich das Besatzungsmitglied ohne 
berechtigten Grund, die angebotene Heilbe- 
handlung oder Krankenanstaltspflege anzu- 
nehmen, so ruht der Anspruch auf Kranken- 
fürsorge auf Kosten des Reeders für die Dauer 
der unberechtigten Weigerung. 

§49 

Ende der Krankenfürsorge auf Kosten 
des Reeders 

(1) Die Krankenfürsorge auf Kosten des 
Reeders endet, sobald das Besatzungsmitglied 
an einem Ort im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes das Schiff verläßt; sie ist jedoch, wenn 
mit der Unterbrechung Gefahr verbunden ist, 
fortzusetzen, bis der zuständige Träger der 
Kranken- oder Unfallversicherung mit seinen 
Leistungen beginnt. 

(2) Ist das Besatzungsmitglied außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes zurückge- 
lassen, so endet die Krankenfürsorge auf Ko- 
sten des Reeders, wenn das Besai;zungsmitglied 
an einen Ort im Geltungsbereich des Grundge- 
setzes zurückbefördert ist oder zurückkehrt, 
spätestens jedoch mit dem Ablauf der sechsund- 
zwanzigsten Woche nach Verlassen des Schiffs. 
Bei Verletzung infolge eines Arbeitsunfalls en- 
det die Krankenfürsorge, sobald der zustän- 
dige Träger der Unfallversicherung mit seinen 
Leistungen beginnt. 

§50 

Weiterzahlung der Heuer im Krankheitsfall 

(1) Das erkrankte oder verletzte Besat- 
zungsmitglied hat Anspruch auf Weiterzah- 


lung der Heuer mindestens bis zu dem Tage, 
an welchem es das Schiff verläßt. Darüber hin- 
aus behält ein erkrankter oder verletzter 
Schiffsoffizier oder sonstiger Angestellter den 
Anspruch auf Heuerzahlung bis zu einer Ge- 
samtdauer von sechs Wochen, vom Tage des 
Beginns der Arbeitsunfähigkeit ab gerechnet 

(2) Der Reeder hat einem erkrankten oder 
verletzten Besatzungsmitglied, das außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes das 
Schiff verlassen (§ 47) und keinen Anspruch 
auf Weiterzahlung der Heuer nach Absatz 1 
mehr hat, für die Dauer der Arbeitsunfähig- 
keit oder des Aufenthalts in einer Krankenan- 
stalt außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes und solange es Anspruch auf 
kostenfreie Krankenfürsorge hat, die Beträge 
zu zahlen, die dem Besatzungsmitglied nach 
der Reichsversicherungsordnung zustehen 
würden, wenn es innerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Grundgesetzes erkrankt wäre. 

§51 

Rückbeförderung im Krankheitsfall 

(1) Ein Besatzungsmitglied, das wegen 
Krankheit oder Verletzung außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes zurück- 
gelassen ist, kann mit seiner Einwilligung und 
der des behandelnden Arztes nach Maßgabe 
des § 74 in den Geltungsbereich des Grundge- 
setzes zurückbefördert werden. Ist das Besat- 
zungsmitglied außerstande, die Einwilligung 
zu erteilen oder verweigert es die Einwilligung 
ohne ausreichenden Grund, so kann sie nach 
Anhörung eines Arztes durch das Seemanns- 
amt ersetzt werden. 

(2) Ein Besatzungsmitglied, das nach Ab- 
schluß der Kranken- oder Heilbehandlung 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes nicht an Bord des Schiffs zurückkehren 
kann, hat Anspruch auf Rückbeförderung nach 
den Vorschriften der §§ 74 und 76. Soweit 
dem Besatzungsmitglied nicht ein Heueran- 
spruch auf Grund anderer Vorschriften zu- 
steht, hat es während der Dauer der Rückbe- 
förderung Anspruch auf ein angemessenes Ta- 
gegeld zur Befriedigung notwendiger persön- 
licher Bedürfnisse. 

§52 

Krankheit oder Verletzung durch eigene 
strafbare Handlung 

Hat sich das Besatzungsmitglied die Krank- 
heit oder Verletzung durch eine von ihm vor- 
sätzlich begangene mit Zuchthaus oder Ge- 
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fängnis bedrohte strafbare Handlung zugezo- 
gen, so entfällt der Anspruch auf Kranken- 
fürsorge auf Kosten des Reeders. 

§53 

Regelung bei Streit über die Krankenfürsorge 
des Reeders 

Bei Streit zwischen dem Besatzungsmitglied 
und dem Reeder über die Krankenfürsorge 
trifft das Seemannsamt, das zuerst angerufen 
wird, eine vorläufige Regelung. 

§54 

Sorge für Sachen und Heuerguthaben des 
erkrankten oder verletzten 
Besatzungsmitglieds 

(1) Muß das Besatzungsmitglied wegen Er- 
krankung oder Verletzung an Land zurückge- 
lassen werden, so hat der Kapitän, soweit das 
Besatzungsmitglied nichts anderes bestimmt 
hat, seine Sachen und sein Heuerguthaben 
dem Seemannsamt am Ort der Zurücklassung 
zur Aufbewahrung zu übergeben. Mit Zustim- 
mung des Seemannsamts kann die Übergabe 
an eine andere geeignete Stelle, insbesondere 
an die Verwaltung der Krankenanstalt, in wel- 
che das Besatzungsmitglied aufgenommen 
worden ist, erfolgen. Befindet sich am Ort 
der Zurücklassung kein Seemannsamt, so hat 
der Kapitän dem Seemannsamt, in dessen Be- 
zirk die Zurücklassung erfolgt, Anzeige über 
den Verbleib der Sachen und des Heuergutha- 
bens zu machen. 

(2) Der Kapitän hat dafür zu sorgen, daß 
eine Aufstellung über die Sachen und das 
Heuerguthaben des Besatzungsmitglieds in 
zwei Stücken angefertigt und dabei die Auf- 
bewahrungsstelle angegeben wird. Diese Auf- 
stellung ist von ihm und einem Besatzung- 
mitglied zu unterschreiben. Je ein Stück der 
Aufstellung erhalten die Aufbewahrungsstelle 
und das zurückgelassene Besatzungsmitglied. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Urlaub und Landgang 
§55 

Urlaubsanspruch 

(1) Das Besatzungsmitglied hat für jedes Be- 
schäftigungsjahr Anspruch auf bezahlten Er- 
holungsurlaub. 

(2) Das geltende Urlaubsrecht der Länder 
findet auf den Urlaubsanspruch des Besat- 
zungsmitglieds keine Anwendung. 


§56 

Urlaubsdauer 

(1) Die Urlaubsdauer muß angemessen sein. 
Bei ihrer Festsetzung ist insbesondere die Dau- 
er der Beschäftigung bei demselben Reeder zu 
berücksichtigen. Der Mindesturlaub beträgt 
zwölf Werktage in jedem Beschäftigungsjahr. 

(2) Jugendlichen ist ein Mindesturlaub von 
vierundzwanzig Werktagen in jedem Beschäf- 
tigungsjahr zu gewähren. Maßgebend ist das 
Alter bei Beginn des Beschäftigungsjahrs, für 
welches der Urlaub gewährt wird. 

§57 

U rlaubsge währ ung 

(1) Der Urlaub wird vom Reeder oder vom 
Kapitän gewährt; dabei sind die Wünsche des 
Besatzungsmitglieds tunlichst zu berücksichti- 
gen. Der Urlaub ist im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes zu gewähren, soweit nicht auf 
Verlangen des Besatzungsmitglieds etwas an- 
deres vereinbart wird. 

(2) Der Urlaub ist, nach Möglichkeit zusam- 
menhängend, bis zum Schluß des Beschäfti- 
gungsjahrs zu gewähren. Wenn betriebliche 
Gründe, insbesondere längere Reisen des 
Schiffs es erfordern, kann der Urlaub für zwei 
Beschäftigungsjahre zusammen gegeben wer- 
den. 

(3) Dem Besatzungsmitglied muß nach zwei- 
jähriger, Jugendlichen, die das sechzehnte Le- 
bensjahr noch nicht vollendet haben, nach 
einjähriger Abwesenheit vom letzten Hafen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes auf 
Verlangen der bis dahin erworbene Urlaub 
gewährt werden. Diese Fristen können bis zu 
drei Monaten überschritten werden, wenn das 
Schiff innerhalb dieser Zeit einen europäischen 
Hafen anläuft. 

(4) Während des Urlaubs darf das Besat- 
zungsmitglied keiner dem Urlaubszweck wi- 
dersprechenden Erwerbsarbeit nachgehen. 

§58 

Heimaturlaub 

(1) Wird Heimaturlaub von einem Hafen 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes aus gewährt, so beginnt er mit dem 
Ablauf des Tages, an dem das Besatzungsmit- 
glied 

1. in einem Hafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes eintrifft oder 

2. die Bundesgrenze auf dem Land- oder 
Luftwege überschreitet. 
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(2) Die Reisekosten (§ 26) trägt der Reeder 
im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 bis zu diesem Ha- 
fen, im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 bis zu dem 
Heimatort des Besatzungsmitglieds. 

(3) Wenn sich das Besatzungsmitglied nach 
Beendigung des Heimaturlaubs in einem Ha- 
fen außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes melden muß, gelten die Vor- 
schriften der Absätze 1 und 2 sinngemäß mit 
der Maßgabe, daß das Besatzungsmitglied an 
dem auf den letzten Urlaubstag folgenden Tag 
nach näherer Weisung des Reeders einen der 
im Absatz 1 Nr. 1 oder 2 bezeichneten Orte er- 
reichen muß und daß der Reeder die Reiseko- 
sten von den im Absatz 2 genannten Orten bis 
zu dem Meldeort trägt. 

§59 

Urlaubsentgelt 

(1) Als Urlaubsentgelt ist dem Besatzungs- 
mitglied die Heuer fortzuzahlen. Für Sachbe- 
züge ist ein angemessener Abgeltungsbetrag 
zu gewähren. 

(2) Für jeden Urlaubstag sowie für jeden in 
den Urlaub fallenden Sonn- und Feiertag ist 
ein Dreißigstel der Monatsgrundheuer zu zah- 
len. Heuerteile, deren Höhe sich nach dem 
Ausmaß der Arbeit, dem Erfolg oder ähnli- 
chen nicht gleichbleibenden Bemessungsgrund- 
lagen richtet, sind bei der Berechnung des Ur- 
laubsentgelts angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Das Urlaubsentgelt ist vor dem Urlaubs- 
antritt zu entrichten. 

§60 

Erkrankung während des Urlaubs 

Erkrankt ein Besatzungsmitglied während 
des Urlaubs, so werden die Krankheitstage auf 
den Urlaub nicht angerechnet, soweit die Er- 
krankung durch ärztliches Zeugnis nachgewie- 
sen wird. Ist anzunehmen, daß die Erkran- 
kung über den Ablauf des Urlaubs hinaus f ort- 
dauern wird, so ist das Besatzungsmitglied 
verpflichtet, dies dem Reeder unverzüglich 
mitzuteilen. Das Besatzungsmitglied hat sich 
nach Ablauf des ihm bewilligten Urlaubs oder, 
falls die Erkrankung länger dauert, nach Wie- 
derherstellung der Arbeitsfähigkeit zunächst 
dem Reeder oder dem Kapitän zur Arbeitslei- 
stung zur Verfügung zu stellen. Der Reeder 
oder der Kapitän bestimmt den Zeitpunkt, 
von dem ab der restliche Urlaub gewährt 
wird; dabei sind die Wünsche des Besatzungs- 
mitglieds tunlichst zu berücksichtigen. 


§ 61 

Urlaub bei Beendigung des Heuerverhältnisses 
während des Beschäftigungsjahrs 

(1) Endet das Heuerverhältnis des Besat- 
zungsmitglieds vor Ablauf des Beschäftigungs- 
jahrs, so hat das Besatzungsmitglied innerhalb 
der ersten sechs Monate der Beschäftigung bei 
demselben Reeder für jeden vollen Beschäfti- 
gungsmonat, danach für jeden angefangenen 
Beschäftigungsmonat Anspruch auf ein Zwölf- 
tel des Jahresurlaubs. 

(2) Hat das Besatzungsmitglied bereits län- 
geren als den ihm nach Absatz 1 zustehenden 
Urlaub erhalten, so kann das Urlaubsentgelt 
nicht zurückgefordert werden. 

§62 

Urlaubsabgeltung 

Der Urlaub darf nur abgegolten werden, 
soweit er wegen Beendigung des Heuerver- 
hältnisses nicht mehr gewährt werden kann 
und eine Verlängerung des Heuerve rhältnisses 
infolge Eingehens eines neuen Heuer- oder 
sonstigen Arbeit« Verhältnisses nicht möglich 
ist. 

§63 

Landgang 

(1) Das Besatzungsmitglied hat außerhalb 
der Hafenarbeitszeit Anspruch auf Landgang, 
soweit die Sicherheit des Schiffs und seine Ab- 
fahrtzeit es zulassen. 

(2) Der Kapitän ist verpflichtet, dem Besat- 
zungsmitglied in seiner dienstfreien Zeit auch 
innerhalb der Hafenarbeitszeit Landgang zu 
gewähren, soweit es der Schiffsbetrieb zuläßt. 

(3) Der Kapitän hat, wenn für die Land- 
gänger keine oder keine angemessene Beförde- 
rungsmöglichkeit besteht, soweit es zumutbar 
ist, für eine Verbindung zum Land zu sorgen. 

(4) Der Kapitän hat dafür zu sorgen, daß 
der außerhalb der Hafenarbeitszeit notwen- 
dige Wachdienst gleichmäßig auf die Besat- 
zungsmitglieder verteilt wird. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 
Beendigung des Heuerverhältnisses 

§64 

Ordentliche ( Kündigung 

(1) Ist das Heuerverhältnis auf unbestimmte 
Zeit begründet, so kann es von beiden Teilen 
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nach Maßgabe des § 65 schriftlich gekündigt 
werden. 

(2) Die ordentliche Kündigung gegenüber 
Schiffsoffizieren und sonstigen Angestellten 
kann nur vom Reeder ausgesprochen werden. 

§65 

Kündigungsfristen 

(1) Bei Schiffsleuten beträgt die Frist für die 
ordentliche Kündigung achtundvierzig Stun- 
den. 

(2) Bei Schiffsoffizieren und sonstigen An- 
gestellten beträgt die Kündigungsfrist wäh- 
rend der ersten drei Monate ununterbroche- 
ner Dienstleistung in dieser Eigenshaft bei 
demselben Reeder eine Woche. Dauert die er- 
ste Reise länger als drei Monate, so kann die 
Kündigung während der ersten sechs Monate 
noch in den auf die Beendigung der Reise fol- 
genden drei Tagen mit Wochenfrist ausge- 
sprochen werden. Nah Ablauf der in den 
Sätzen 1 und 2 bezeihneten Zeiten beträgt die 
Kündigungsfrist sehs Wohen für den Shluß 
eines Kalendervierteljahrs. Die Vorshriften 
des Gesetzes über die Fristen für die Kündi- 
gung von Angestellten vom 9. Juli 1926 
(Reihsgesetzbl. I S. 399) bleiben unberührt. 

(3) Soweit niht anläßlih einer ordentli- 
chen Kündigung etwas anderes vereinbart ist, 
setzt sih das Heuerverhältnis über den Ab- 
lauf der Kündigungsfrist hinaus fort 

1. bei einem Shiffsoffizier oder sonstigen 
Angestellten bis zu seiner Ankunft in ei- 
nem Hafen im Geltungsbereih des Grund- 
gesetzes oder bis zum Ablauf des Tages, 
an dem er die Bundesgrenze übershreitet, 

2. bei einem Shiffsmann bis zur Ankunft 
des Shiffs in einem Hafen im Geltungsbe- 
reih des Grundgesetzes. 

Als Hafen im Sinne dieser Vorschrift gelten 
auh die Shleusen des Nord-Ostsee-Kanals. 

§66 

Außerordentlihe Kündigung gegenüber dem 
Besatzungsmitglied 

(1) Das Heuer Verhältnis eines Besatzungs- 
mitglieds kann diesem gegenüber ohne Einhal- 
tung einer Frist gekündigt werden, wenn es 

1. für den übernommenen Shiffsdienst aus 
Gründen, die shon vor der Begründung 
des Heuerverhältnisses bestanden, untaug- 
lich ist, es sei denn, daß dem Reeder diese 


Gründe zu diesem Zeitpunkt bekannt wa- 
ren oder den Umständen nah bekannt 
sein mußten, 

2. eine ansteckende Krankheit verschweigt, 
durh die es andere gefährdet, oder niht 
angibt, daß es Daueraussheider von Erre- 
gern des Typhus oder Paratyphus ist, 

3. seine Pflihten aus dem Heuer Verhältnis 
beharrlih oder in besonders grober Weise 
verletzt, 

4. eine mit Zuhthaus oder Gefängnis be- 
drohte strafbare Handlung begeht, die sein 
weiteres Verbleiben an Bord unzumutbar 
mäht, 

5. durh eine von ihm begangene mit Zuht- 
haus oder Gefängnis bedrohte strafbare 
Handlung arbeitsunfähig wird. 

(2) Der Kapitän ist verpflichtet, die außer- 
ordentlihe Kündigung und deren Grund un- 
verzüglich in das Shiffstagebuh einzutragen 
und eine von ihm unterzeihnete Abshrift der 
Eintragung dem Besatzungsmitglied auszu- 
händigen. 

§67 

Außerordentlihe Kündigung gegenüber dem 

Besatzungsmitglied aus anderen Gründen 

(1) Ist die Fortsetzung des Heuerverhältnis- 
ses mit dem Shiffsmann aus anderen wichti- 
gen, niht im § 66 genannten Gründen un- 
zumutbar, so kann ihm ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn 
sih der Reeder zur Zahlung einer Abfindung 
in Höhe von mindestens einer Monatsgrund- 
heuer verpflihtet. 

(2) Auf Shiffsoffiziere und sonstige Ange- 
stellte findet Absatz 1 während der Zeit An- 
wendung, in der nah § 65 Abs. 2 die Kündi- 
gung mit Wohenfrist zulässig ist. 

§68 

Außerordentlihe Kündigung bei Verlust 
des Shiffs 

(1) Geht dem Reeder das Shiff, auf dem das 
Besatzungsmitglied zur Dienstleistung ver- 
pflihtet ist, durh ein unvorhergesehenes Er- 
eignis verloren oder kann die Reise wegen 
Krieges, sonstiger kriegerisher Ereignisse, 
Embargo oder Blockade niht angetreten oder 
fortgesetzt werden, so kann der Reeder inner- 
halb angemessener Zeit das Heuerverhältnis 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündi- 
gen. 
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(2) Das Besatzungsmitglied hat in den Fäl- 
len des Absatzes 1 von dem Zugang der Kün- 
digung ab bis zum Ablauf von zwei Monaten 
Anspruch auf Zahlung einer Tagesgrundheuer 
für jeden Tag der tatsächlichen Arbeitslosig- 
keit. Ist die Rückbeförderung in einen Hafen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes erst zu 
einem späteren Zeitpunkt beendet, so ist die 
Grundheuer bis zu diesem weiterzuzahlen. Ist 
die Rückbeförderung aus Gründen, die nicht 
vom Reeder zu vertreten sind, erst später 
möglich, so ist die Grundheuer bis zum Ablauf 
von drei Monaten weiterzuzahlen. 

(3) Erscheinen die nach Absatz 2 zu zahlen- 
den Heuerbeträge unter Berücksichtigung der 
sonst . dem Besatzungsmitglied zustehenden 
Kündigungsfristen unangemessen niedrig, so 
kann eine höhere Abfindung verlangt werden. 

(4) Ist es dem Reeder trotz ernsthafter Be- 
mühungen nicht möglich, den Aufenthaltsort 
des Betroffenen zu ermitteln, und kann er ihm 
deswegen die Kündigung nicht zugehen lassen, 
so ist der Reeder berechtigt, durch Niederle- 
gung einer Erklärung bei dem für Rechtsstrei- 
tigkeiten aus dem Heuerverhältnis zuständi- 
gen Gericht zu kündigen. Von der Niederle- 
gung einer derartigen Erklärung hat das Ge- 
richt die Familienangehörigen des Betroffenen 
unverzüglich zu benachrichtigen. Erhält der 
Reeder nachträglich Kenntnis von dem Auf- 
enthaltsort des Betroffenen, so hat er ihm un- 
verzüglich von der Kündigung Kenntnis zu 
geben. 

(5) Im Rahmen dieser Vorschrift ist die An- 
wendung des § 67 ausgeschlossen. 

§69 

Außerordentliche Kündigung durch das 
Besatzungsmitglied 

Das Besatzungsmitglied kann das Heuerver- 
hältnis ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 

1. wenn sich der Reeder oder der Kapitän 
ihm gegenüber einer schweren Pflichtver- 
letzung schuldig macht, 

2. wenn der Kapitän es in erheblicher Weise 
in der Ehre verletzt, es mißhandelt oder 
seine Mißhandlung durch andere Personen 
duldet, 

3. wenn das Schiff die Flagge wechselt, 

4. wenn der Vorschrift des § 57 Abs. 3 zuwi- 
der Urlaub nicht gewährt wird, 

5. wenn das Schiff einen verseuchten Hafen 
anlaufen soll oder einen Hafen bei Aus- 


bruch einer Seuche nicht unverzüglich ver- 
läßt und sich daraus schwere gesundheitli- 
che Gefahren für das Besatzungsmitglied 
ergeben können, 

6. wenn das Schiff ein Gebiet befahren soll, in 
dem unmittelbare Gefahr besteht, daß es 
von kriegführenden Mächten aufgebracht 
wird oder Kriegseinwirkungen ausgesetzt 
ist, oder wenn das Schiff ein solches Ge- 
biet nicht unverzüglich verläßt, 

7. wenn das Schiff nicht seetüchtig ist, die 
Aufenthaltsräume für die Besatzung ge- 
sundheitsschädlich sind, die für die Schiffs- 
besatzung mitgenommenen Speisen oder 
Getränke ungenügend oder verdorben 
sind oder das Schiff unzureichend bemannt 
ist; zur fristlosen Kündigung ist das Be- 
satzungsmitglied in diesen Fällen jedoch 
nur berechtigt, wenn die Mängel in ange- 
messener Frist auf Beschwerde hin nicht 
abgestellt werden. 

Das Kündigungsrecht nach Nummer 5 und 6 
entfällt, wenn dem Bes-atjZungsmitglied die 
Gründe, die zur Kündigung berechtigten, vor 
Antritt der Reise bekannt waren oder den 
Umständen nach bekannt sein mußten. 

§70 

Außerordentliche Kündigung durch das 

Besatzungsmitglied aus weiteren Gründen 

Aus anderen wichtigen Gründen kann das 
Besatzungsmitglied das Heuerverhältnis ohne 
Einhaltung einer Frist nur kündigen, wenn ein 
Ersatzmann, über dessen Eignung im Zweifel 
das Seemannsamt entscheidet, ohne besondere 
Kosten für den Reeder und ohne Aufenthalt 
für das Schiff an seine Stelle treten kann. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 
das Besatzungsmitglied beabsichtigt, sich als- 
bald für eine Fachprüfung in seinem Beruf 
vorzubereiten, oder wenn es nachweist, daß es 
eine höhere Stellung im Schiffsdienst erhalten 
kann. 

§71 

Vorläufige Entscheidung des Seemannsamts 
über die Berechtigung einer außerordentlichen 
Kündigung 

Wird das Heuerverhältnis in den Fällen des 
§ 66 oder des § 69 Nr. 1, 2 und 4 bis 7 außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
gekündigt, so kann das Seemannsamt, das zu- 
erst angerufen werden kann, eine vorläufige 
Entscheidung über die Berechtigung der Kün- 
digung treffen. 
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§72 

Heueranspruch bei außerordentlicher 

Kündigung durch das Besatzungsmitglied 

In den Fällen des § 69 hat das Besatzungs- 
mitglied vom Zeitpunkt der Kündigung ab 
Anspruch auf Zahlung der Heuer für einen 
Monat. Schadenersatzansprüche auf Grund an- 
derer Vorschriften bleiben unberührt. 

§73 

Zurücklassung 

(1) Unbeschadet der Vorschrift des § 47 darf 
der Kapitän ohne Einwilligung des Seemanns- 
amts ein Besatzungsmitglied nicht an einem 
Ort außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes zurücklassen. 

(2) Ist im Falle der Zurücklassung eine Hilfs- 
bedürftigkeit des Besatzungsmitglieds zu be- 
fürchten, so kann das Seemannsamt die Ein- 
willigung von der Leistung eines Betrags ab- 
hängig machen, der den Unterhalt des Besat- 
zungsmitglieds in den auf die Zurücklassung 
folgenden drei Monaten gewährleistet. 

(3) Ist das Besatzungsmitglied mit der Zu- 
rücklassung einverstanden und befindet sich 
am Ort der Zurücklassung kein Seemannsamt, 
läßt sich auch die Einwilligung eines anderen 
Seemannsamts ohne Verzögerung der Reise 
nicht einholen, so kann der Kapitän das Besat- 
zungsmitglied auch ohne Einwilligung des 
Seemannsamts zurücklassen. In diesem Falle 
haftet der Reeder für die Kosten einer im Lau- 
fe der auf die Zurücklassung folgenden drei 
Monate eintretenden Hilfsbedürftigkeit des 
Besatzungsmitglieds. 

(4) Bei Jugendlichen ist neben der Einwilli- 
gung des Besatzungsmitglieds auch diejenige 
seines gesetzlichen Vertreters erforderlich. 

§74 

Rückbeförderungsanspruch 

(1) In den Fällen der §§ 51, 67 bis 69 oder 
wenn ein nicht auf unbestimmte Zeit begrün- 
detes Heuerverhältnis außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Grundgesetzes endet, hat das Be- 
satzungsmitglied Anspruch auf freie Rückbe- 
förderung zu dem Ort im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, an dem das Heuerverhältnis 
begründet worden ist; eine anderweitige Ver- 
einbarung über einen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes liegenden Rückbeförderungs- 
ort ist zulässig. 


(2) Der Anspruch auf freie Rückbeförde- 
rung umfaßt angemessene Unterbringung 
und Verpflegung sowie Beförderung der Sa- 
chen. 

(3) Der Reeder ist verpflichtet, für eine 
Rückbeförderungsmöglichkeit zu sorgen. So- 
weit der Reeder diese Verpflichtung trotz aller 
ihm billigerweise znzumutenden Bemühungen 
nicht erfüllen kann, hat er dem Besatzungs- 
mitglied den Betrag zu zahlen, der für die 
Rückbeförderung aufzuwenden ist. 

(4) Bei Streitigkeiten über die Rückbeförde- 
rung trifft das Seemannsamt eine vorläufige 
Regelung. 

§ 75 

Heuerzahlung während der Rückbeförderung 

In den Fällen der §§ 67 und 69 hat das Be- 
satzungsmitglied während der Dauer der 
Rückbeförderung Anspruch auf Weiterzah- 
lung der Heuer. Die nach § 67 zu zahlende Ab- 
findung ist darauf nicht anzurechnen. 

§76 

Fortfall des Rückbeförderungsanspruchs 

Die Ansprüche auf Rückbeförderung (§ 74) 
und Weiterzahlung der Heuer (§ 75) entfallen, 
wenn dem Besatzungsmitglied mit Einwilli- 
gung des Seemannsamts eine seiner bisheri- 
gen Stellung entsprechende Beschäftigung und 
Vergütung auf einem Schiff nachgewiesen 
wird, das die Bundesflagge führt und für ei- 
nen Hafen im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes bestimmt ist. 

§ 77 

Tod des Besatzungsmitglieds 

(1) Ist ein Besatzungsmitglied an Bord oder 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes verstorben, so hat der Kapitän für die 
Bestattung zu sorgen. Wenn die Leiche nicht 
bis zu einem Hafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes mitgenommen werden kann, 
das Schiff aber zumutbarerweise innerhalb 
von vierundzwanzig Stunden nach dem To- 
desfall einen Hafen erreichen kann und gegen 
die Mitnahme der Leiche keine gesundheitli- 
chen Bedenken bestehen, so ist die Bestattung 
an Land vorzunehmen. Ist eine Bestattung 
auf See erforderlich, so ist sie in einer würdi- 
gen, den Seegebräuchen entsprechenden Form 
vorzunehmen. 

(2) Muß die Bestattung außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes vorgenom- 
men werden, so trägt der Reeder die Kosten. 
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§78 

Sorge für Sachen und Heuerguthaben eines 
verstorbenen oder vermißten 
Besatzungsmitglieds 

(1) Der Kapitän hat die Sachen eines verstor- 
benen oder vermißten Besatzungsmitglieds 
dem Seemannsamt, das zuerst erreicht wird, 
oder mit dessen Zustimmung einem anderen 
Seemannsamt zu übergeben. Die Vorschrift 
des § 54 Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. 

(2) Der Reeder hat das Heuerguthaben ei- 
nes verstorbenen oder vermißten Besatzungs- 
mitglieds dem für den Heimat- oder Register-" 
hafen im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
zuständigen Seemannsamt zu überweisen. 

(3) Das Seemannsamt hat die Sachen und das 
Heuerguthaben eines verstorbenen oder für 
tot erklärten Besatzungsmitglieds den Erben 
auf deren Kosten zu übermitteln. 

§79 

Beendigung des Heuerverhältnisses bei ver- 
mutetem Verlust von Schiff und Besatzung 

Ist der Verbleib eines Schiffs und seiner Be- 
satzung nicht feststellbar und ist den Um- 
ständen nach anzunehmen, daß das Schiff ver- 
lorengegangen ist, so gelten die Heuerverhält- 
nisse der Besatzungsmitglieder als beendet, 
wenn seit der letzten amtlich festgestellten 
Nachricht über das Schiff ein Monat verstri- 
chen ist. 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Anwendung der Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts auf den Kapitän und die im § 7 Abs. 1 
genannten Personen 

§80 

Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Abschnitts auf den Kapitän 

(1) Die Vorschriften der §§ 23, 25, 26, 30 
bis 39, 41, 42 Abs. 3, 43 bis*49, 51 bis 62, 65 
Abs. 3 Nr. 1, 68, 77 bis 79 finden sinngemäß 
auch auf den Kapitän Anwendung. 

(2) Ein erkrankter oder verletzter Kapitän 
erhält während der Dauer der Arbeitsunfä- 
higkeit, höchstens jedoch bis zu sechsundzwan- 
zig Wochen, die volle Heuer. 

(3) Das auf unbestimmte Zeit eingegangene 
Heuerverhältnis des Kapitäns kann in den er- 
sten beiden Dienstjahren bei demselben Ree- 
der mit einer Kündigungsfrist von sechs Wo- 
chen, vom Beginn des dritten Dienstjahrs ab 


mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten, 
jeweils für den Schluß eines Kalenderviertel- 
jahrs, schriftlich gekündigt werden. Die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Fristen für die 
Kündigung von Angestellten vom 9. Juli 1926 
(Reichsgesetzbl. I S. 399) bleiben unberührt. 

(4) Das Heuerverhältnis des Kapitäns kann 
von beiden Seiten bei Vorliegen eines wich- 
tigen Grundes ohne Einhaltung einer Frist 
gekündigt werden. Die außerordentliche Kün- 
digung aus einem nicht vom Reeder zu vertre- 
tenden wichtigen Grund ist nur zulässig, wenn 
der Reeder ohne besondere Kosten und ohne 
Aufenthalt für das Schiff einen geeigneten Er- 
satzmann erhalten kann. Im Streitfall kann 
das Seemannsamt, das zuerst angerufen wer- 
den kann, eine vorläufige Entscheidung über 
die Berechtigung der Kündigung treffen. 

(5) In den Fällen der §§51 und 68, oder 
wenn ein nicht auf unbestimmte Zeit begrün- 
detes Heuerverhältnis außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes endet oder 
der Kapitän sein Heuerverhältnis aus einem 
vom Reeder zu vertretenden wichtigen Grund 
kündigt, hat der Kapitän die Ansprüche aus 
den §§ 74 und 75. 

(6) Im Falle des § 555 des Handelsgesetz- 
buchs hat der Kapitän Anspruch auf Heuer, 
auf Ersatz der Aufwendungen für Verpfle- 
gung und Unterkunft sowie auf freie Rück- 
beförderung nach Maßgabe der §§ 74 und 75. 

5 81 

Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Abschnitts auf die im § 7 Abs. 1 genannten 
Personen 

Die Vorschriften des Dritten Abschnitts mit 
Ausnahme der §§ 29 Abs. 2, 44 bis 49, 51, 52, 
54, 73, 74, 77 und 78 finden auf die im § 7 
Abs. 1 genannten Personen keine Anwendung. 

Vierter Abschnitt 
Arbeitsschutz 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Schutz gegen Betriebsgefahren; 
gesundheitliche Betreuung 

§82 

Allgemeiner Schutz gegen Betriebsgefahren 

(1) Der Reeder ist verpflichtet, den gesam- 
ten Schiffsbetrieb und alle Gerätschaften so 
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einzurichten und zu unterhalten und die Be- 
schäftigung sowie den Ablauf der Arbeit so zu 
regeln, daß die Besatzungsmitglieder gegen 
See- und Feuersgefahren sowie gegen sonstige 
Gefahren für Leben, Gesundheit und Sittlich- 
keit soweit geschützt sind, wie die Art des 
Schiffsbetriebs es gestattet. Die Pflicht zur Un- 
terhaltung der Gerätschaften sowie zur Rege- 
lung der Beschäftigung und des Ablaufs der 
Arbeit trifft auch den Kapitän. 

(2) Unabhängig von den auf Grund des 
§143 Abs. 1 Nr. 10 erlassenen Vorschriften 
kann die Arb eit Schutzbehörde im Einzelfall 
anordnen, welche Vorkehrungen und Maß- 
nahmen zur Durchführung des Absatzes 1 zu 
treffen sind. Soweit die angeordneten Vor- 
kehrungen und Maßnahmen nicht die Beseiti- 
gung einer dringenden, das Leben und die Ge- 
sundheit bedrohenden Gefahr bezwecken, 
muß für die Ausführung eine angemessene 
Frist gelassen werden. 

§83 

Ärztliche Untersuchung 

(1) Im Rahmen des Schiffsbetriebs darf an 
Bord nur beschäftigt werden, wer nach Maß- 
gabe der gemäß § 143 Abs. 1 Nr. 12 und 13 er- 
lassenen Rechts Verordnungen von einem von 
der Arbeitischutzbehörde ermächtigten Arzt 
auf Seediensttauglichkeit untersucht sowie von 
ihm als seediensttauglich erklärt worden ist 
und wenn hierüber ein Zeugnis dieses Arztes 
vorliegt. Wird in dem Zeugnis nur eine be- 
schränkte Seediensttauglichkeit festgestellt, so 
darf eine Beschäftigung nur nach Maßgabe des 
Zeugnisses erfolgen. 

(2) Die Beschäftigung eines Jugendlichen 
darf nach Ablauf eines Jahres, gerechnet von 
der letzten Untersuchung ab, nur fortgesetzt 
werden, wenn er zuvor von einem von 
der Arbeitsschutzbehörde ermächtigten Arzt 
nachuntersucht sowie als weiterhin tauglich er- 
klärt worden ist und wenn hierüber ein ärzt- 
liches Zeugnis vorliegt. Läuft die Frist für die 
Nachuntersuchung während einer Reise des 
Schiffs ab, so verlängert sich die Frist bis zum 
Ablauf des dritten Tages nach Beendigung der 
Reise. 

§84 

Entscheidung durch die Arbeitsschutzbehörde 

Wird in dem ärztlichen Zeugnis festgestellt, 
daß der Betroffene seedienstuntauglich oder 
nur beschränkt seediensttauglich ist, so ent- 
scheidet die Arbeitsschutzbehörde auf Antrag 
des Betroffenen, ob und wieweit er an Bord 


von Schiffen oder in einzelnen Dienstzweigen 
beschäftigt werden darf. Die Arbeitsschutzbe- 
hörde kann Wiederholungen der Untersu- 
chung anordnen. 

§85 

Einspruchs verfahren 

(1) Gegen die Entscheidung der Arbeits- 
schutzbehörde nach § 84 kann der Betroffene 
bei der Arbeitsschutzbehörde Einspruch ein- 
legen und Entscheidung durch den Einspruchs- 
aus.schuß beantragen. Der Einspruchsausschuß 
kann Wiederholungen der ärztlichen Unter- 
suchung anordnen. 

(2) Der Einspruchsausschuß wird bei der Ar- 
beitsschutzbehörde gebildet und besteht aus 
einem von dieser zu bestimmenden Arzt als 
Vorsitzenden und zwei Beisitzern aus der Be- 
rufsgruppe des Betroffenen. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Arbeitszeit 

§86 

Seearbeitszeit, Hafenarbeitszeit, Feiertage 

(1) Die Vorschriften über die Seearbeitszeit 
gelten von dem Zeitpunkt ab, in dem das 
Schiff zum Antritt oder zur Fortsetzung der 
Reise seinen Liegeplatz im Hafen oder auf der 
Reede zu verlassen beginnt. 

(2) Die Vorschriften über die Hafenarbeits- 
zeit gelten von dem Zeitpunkt ab, in dem das 
Schiff im Hafen ordnungsgemäß festgemacht 
oder auf der Reede geankert hat. 

(3) Treffen an einem Tage See- und Hafen- 
arbeitszeit zusammen, so ist bei der Berech- 
nung der täglichen Höchstarbeitszeit die an 
diesem Tage insgesamt geleistete Arbeit zu be- 
rücksichtigen. 

(4) Feiertage im Sinne der folgenden Ar- 
beitszeitvorschriften sind innerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes die gesetzli- 
chen Feiertage des Liegeorts, außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes und auf 
See die Feiertage des Registerhafens. 

§87 

Seearbeitszeit der Besatzungsmitglieder mit 
Ausnahme des Verpflegungs-, Bedienungs- 
und Krankenpflegepersonals 

(1) Die Seearbeitszeit der zum Wachdienst 
bestimmten Besatzungsmitglieder darf acht 
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Stunden täglich nicht überschreiten. Sie wird 
nach dem Dreiwachenplan eingeteilt. 

(2) An Werktagen zwischen 18 und 6 Uhr 
sowie an Sonn- und Feiertagen dürfen die im 
Absatz 1 genannten Besatzungsmitglieder 
während der Wache neben dem Wachdienst 
nur mit gelegentlichen Instandsetzungsarbei- 
ten sowie mit Arbeiten beschäftigt werden, 
die zur Sicherung des Schiffs und dessen Fahrt, 
zur Sicherung der Ladung, zum Segeltrocknen 
oder zum Bootsdienst unbedingt erforderlich 
sind. 

(3) Die Seearbeitszeit der nicht zum Wach- 
dienst bestimmten Besatzungsmitglieder mit 
Ausnahme des Verpflegungs-, Bedienungs- 
und Krankenpflegepersonals darf acht Stun- 
den werktäglich nicht überschreiten und muß 
zwischen 6 und 18 Uhr liegen. An Sonn- und 
Feiertagen dürfen diese Besatzungsmitglieder 
nur beschäftigt werden, wenn die Voraus- 
setzungen der §§ 90 oder 91 vorliegen. 

§88 

Hafenarbeitszeit der Besatzungsmitglieder 

mit Ausnahme des Verpflegungs-, Bedie- 
nungs- und Krankenpflegepersonals 

(1) Die Hafenarbeitszeit der Besatzungsmit- 
glieder mit Ausnahme des Verpflegungs-, Be- 
dienungs- und Krankenpflegepersonals darf 
von Montag bis Freitag acht Stunden täglich 
nicht überschreiten. Am Sonnabend darf die 
Hafenarbeitszeit fünf Stunden, bei Wachdienst 
acht Stunden nicht überschreiten. Die Hafen- 
arbeitszeit muß, abgesehen vom Wachdienst, 
von Montag bis Freitag zwischen 6 und 18 
Uhr, am Sonnabend zwischen 6 und 13 Uhr 
liegen. 

(2) An Werktagen außerhalb der im Absatz 
1 Satz 3 bestimmten Zeiten sowie an Sonn- 
undFeiertagen dürfen die im Absatz 1 genann- 
ten Besatzungsmitglieder nur mit notwendi- 
gem Wachdienst sowie mit unumgänglichen 
und unaufschiebbaren Arbeiten beschäftigt 
werden; hierzu gehört auch das Laden und 
Löschen der Post. An Sonn- und Feiertagen 
darf die Beschäftigung mit unumgänglichen 
und unaufschiebbaren Arbeiten fünf Stunden 
nicht überschreiten. 

§89 

Arbeitszeit des Verpflegungs-, Bedienungs- 
und Krankenpflegepersonals 

(1) Die See- und Hafenarbeitszeit des Ver- 
pflegungs-, Bedienung^- und Krankenpflege- 


personals darf acht Stunden täglich nicht über- 
schreiten. 

(2) Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und 
in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft 
fällt, darf die Arbeitszeit bis zu einer Stunde 
täglich verlängert werden. 

(3) Die Arbeitszeit einschließlich Arbeits- 
bereitschaft muß auf See zwischen 6 und 20 
Uhr, im Hafen und auf der Reede zwischen 
6 und 18 Uhr liegen. Diese Zeiträume dürfen 
in besonderen Fällen für die auf Fahrgastschif- 
fen ausschließlich zur Verpflegung und Bedie- 
nung der Fahrgäste bestimmten Besatzungs- 
mitglieder auf Anordnung des Kapitäns und 
für das Krankenpflegepersonal auf Anord- 
nung des Schiffsarztes oder des Kapitäns über- 
schritten werden. Jedoch muß eine ununter- 
brochene Freizeit von mindestens acht Stun- 
den gewährt werden. 

(4) An Sonn- und Feiertagen darf das Ver- 
pflegungs-, Bedienungs- und Krankenpflege- 
personal nur mit Arbeiten beschäftigt werden, 
die zur Verpflegung, Bedienung und Kranken- 
pflege der an Bord befindlichen Personen un- 
bedingt erforderlich sind. 

§90 

Arbeitszeit in Notfällen und bei 
Rollen- und Segelmanövern 

(1) Der Kapitän kann eine Verlängerung 
der in den §§ 87 bis 89 bestimmten täglichen 
Arbeitszeit anordnen 

1 . für Arbeiten zur Erhaltung des Schiffs in 
Fällen unmittelbar bevorstehender Gefahr 
sowie zur Rettung von Schiff und Men- 
schen, 

2. für Rollenmanöver auf See (Boots-, Schot- 
ten- oder Feuerlöschmanöver), 

3. für Hilfeleistungen zur Rettung anderer 
Schiffe oder von Menschen, 

4. für Segelmanöver. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 finden die 
Vorschriften der §§ 87 bis 89 über die Lage der 
Arbeitszeit, die Freizeiten und die Beschäfti- 
gungsbeschränkungen keine Anwendung. 

§91 

Arbeitszeitverlängerung in dringenden Fällen 

(1) Abgesehen von den Fällen des § 90 kann 
der Kapitän in sonstigen dringenden Fällen 
eine Verlängerung der in den §§ 87 bis 89 be- 
stimmten täglichen Arbeitszeit anordnen. Mit 
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Mehrarbeit nach Satz 1 darf das Besatzungs- 
mitglied bis zu neunzig Stunden im Monat 
beschäftigt werden. 

(2) Die Beschäftigung eines Besatzungsmit- 
glieds mit Mehrarbeit über neunzig Stunden 
im Monat hinaus ist nur zulässig, soweit es 
sich um Arbeiten handelt, die zur Abwendung 
drohender Gefahren für die Ladung, zur Ver- 
hinderung schwerer Störungen des Schiffsbe- 
triebs oder zur Erfüllung öffentlich-rechtli- 
cher Vorschriften über die Schiffssicherheit er- 
forderlich sind. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 fin- 
den die Vorschriften der §§ 87 bis 89 über die 
Lage der Arbeitszeit und die Beschäftigungs- 
beschränkungen keine Anwendung. 

§92 

Vergütung für Mehr-, Nacht- und 
Sonntagsarbeit 

(1) Wird ein Besatzungsmitglied über die 
in den §§ 87 bis 89 und 98 bestimmten Gren- 
zen der täglichen Arbeitszeit hinaus mit Mehr- 
arbeit beschäftigt, so ist ihm, abgesehen von 
den Fällen des § 90, für jede Stunde eine Ver- 
gütung in Flöhe von mindestens einem Zwei- 
hundertstel der Grundheuer sowie ein ange- 
messener Zuschlag zu zahlen. Ist die Höhe des 
Zuschlags nicht durch Tarifvertrag festgelegt, 
so beträgt er für die ersten sechzig Mehrar- 
beitsstunden des Monats je ein Viertel, für die 
folgenden dreißig je die Hälfte eines Zwei- 
hundertstels der Grundheuer und für jede wei- 
tere Mehrarbeitsstunde ein Zweihundertstel 
der Grundheuer. 

(2) Mehrarbeit, die in den Fällen des § 90 
Abs. 1 Nr. 3 geleistet wird, ist, falls es sich 
um gewerbsmäßige Bergung handelt, ange- 
messen zu vergüten. 

(3) Dem Besatzungsmitglied ist, abgesehen 
vom Wachdienst, 

1. bei Sonn- und Feiertagsarbeit auf See mit 
Ausnahme der Arbeiten nach § 89 Abs. 4, 

2. bei Arbeiten, die im Falle des § 87 Abs. 2 
an Werktagen zwischen 18 und 6 Uhr oder 
im Hafen außerhalb der im § 88 Abs. 1 
Satz 3 und § 89 Abs. 3 Satz 1 bestimmten 
Zeiträume geleistet werden, 

für jede Arbeitsstunde ein Zuschlag von min- 
destens einem Viertel eines Zweihundertstels 
der Grundheuer zu zahlen; sind Arbeiten zu- 
gleich solche nach Nummer 1 und 2, so ist der 
Zuschlag nur einmal zu zahlen. Sind diese Ar- 


beiten zugleich Mehrarbeit im Sinne des Ab- 
satzes 1, so gelten für die Vergütung die im 
Tarifvertrag oder im Absatz 1 Satz 2 be- 
stimmten Sätze mit der Maßgabe, daß sich 
der Mindestzuschlag bei Arbeiten nach Num- 
mer 1 jeweils um ein Viertel eines Zweihun- 
dertstels der Grundheuer erhöht. 

§93 

Sonn- und Feiertagsausgleich 

(1) Dem Besatzungsmitglied ist für jeden 
Sonn- und Feiertag, an dem sich das Schiff we- 
niger als zwölf Stunden im Hafen befunden 
hat, ein Ausgleich durch einen arbeitsfreien 
Werktag zu geben. Dem Verpflegungs-, Be- 
dienungs- und Krankenpflegepersonal sind im 
Monat mindestens zwei freie Tage zu gewäh- 
ren. 

(2) Der freie Tag ist in einem Hafen zu ge- 
währen, in dem Landgang zulässig und mög- 
lich ist. Auf Verlangen des Besatzungsmit- 
glieds kann der freie Tag auch auf See gewährt 
werden. 

(3) Der Ausgleich ist so bald wie möglich 
zu gewähren. Ist das innerhalb derselben Wo- 
che nicht möglich, so soll der freie Tag in einer 
der folgenden Wochen gegeben werden. Bis 
zum Urlaubsiantritt nicht gewährte arbeits- 
freie Tage sind mit dem Urlaub zu verbin- 
den oder, wenn einer Verlängerung des Ur- 
laubs zwingende betriebliche Gründe entge- 
genstehen, abzugelten. 

(4) Auf den arbeitsfreien Tag finden die 
Vorschriften der §§ 57 Abs. 1 Satz 1 und 59 
Abs. 1 und 2 entsprechende Anwendung. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Erhöhter Schutz für Frauen 

§94 

Beschäftigung weiblicher Besatzungsmitglieder 

(1) Der Kapitän und die sonstigen Vorge- 
setzten weiblicher Besatzungsmitglieder haben 
dafür zu sorgen, daß diese nicht mit Arbeiten 
beschäftigt werden, die ihre körperlichen 
Kräfte übersteigen. 

(2) Unabhängig von den Bes chäftigungs ver- 
boten in den auf Grund des § 143 Abs. 1 Nr. 8 
erlassenen Vorschriften kann die Arbeitsschutz- 
behörde im Einzelfall die Beschäftigung einer 
Frau auf einem bestimmten Schiff oder mit 


24 



bestimmten Arbeiten verbieten oder be- 
schränken, wenn die Beschäftigung auf die- 
sem Scbiff oder mit diesen Arbeiten mit be- 
sonderen Gefahren für Leben oder Gesund- 
heit verbunden ist. 


§95 


Ruhepausen und Freizeit der weiblichen 
Besatzungsmitglieder 

(1) Weiblichen Besatzungsmitgliedern müs- 
sen bei einer zusammenhängenden Arbeits- 
zeit von mehr als viereinhalb Stunden im 
voraus feststehende Ruhepausen von minde- 
stens einmal einer halben Stunde oder zwei- 
mal einer Viertelstunde gewährt werden. Län- 
ger als viereinhalb Stunden hintereinander 
dürfen sie nicht ohne eine Ruhepause von min- 
destens einer Viertelstunde beschäftigt wer- 
den. 


(2) Abweichend von § 89 Abs. 3 Satz 3 muß 
weiblichen Besatzungsmitgliedern eine unun- 
terbrochene Freizeit von mindestens zehn 
Stunden gewährt werden. 

(3) Abweichend von § 91 Abs. 1 Satz 2 dür- 
fen weibliche Besatzungsmitglieder mit Mehr- 
arbeit nur bis zu sechzig Stunden im Monat 
beschäftigt werden. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
gelten nicht, wenn auf Anordnung des Kapi- 
täns Arbeiten nach § 90 oder § 91 Abs. 2 ge- 
leistet werden müssen. 


VIERTER UNTERABSCHNITT 
Erhöhter Schutz für Jugendliche 


§ 96 

Beschäftigungsverbote für Jugendliche 

(1) Personen, die das vierzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, dürfen nicht 
beschäftigt werden. 

(2) Jugendliche, die das fünfzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, dürfen nur 
mit Erlaubnis der Arbeitsschutzbehörde be- 
schäftigt werden. Die Erlaubnis darf nur er- 
teilt werden, wenn die Beschäftigung für 
den Jugendlichen Vorteile bringt und in sei- 
nem Interesse liegt. Die Erlaubnis ist zu 
widerrufen, wenn eine dieser Voraussetzun- 
gen wegfällt. 


(3) Als Kohlenzieher (Trimmer) oder Hei- 
zer dürfen Jugendliche nicht beschäftigt wer- 
den. Im übrigen dürfen Jugendliche im 
Maschinendienst nur beschäftigt werden, 
wenn sie die Abschlußprüfung in einem für 
den Maschinendienst erforderlichen aner- 
kannten Lehrberuf bestanden haben. 

(4) Unabhängig von den Beschäftigungs- 
verboten in den vorstehenden Absätzen und in 
den auf Grund des § 143 Abs. 1 Nr. 9 erlassenen 
Vorschriften kann die Arbeitsschutzbehörde 
im Einzelfall die Beschäftigung eines Jugend- 
lichen auf einem bestimmten Schiff oder mit 
bestimmten Arbeiten verbieten oder be- 
schränken, wenn die Beschäftigung auf die- 
sem Schiff oder mit diesen Arbeiten mit be- 
sonderen Gefahren für Leben oder Gesund- 
heit verbunden ist. 


§ 97 

Besondere Pflichten des Kapitäns und der 
sonstigen Vorgesetzten gegenüber Jugend- 
lichen 

(1) Der Kapitän und die sonstigen Vorge- 
setzten von Jugendlichen haben dafür zu sor- 
gen, daß diese nicht mit Arbeiten beschäftigt 
werden, die ihre körperlichen Kräfte über- 
steigen. 

(2) Der Kapitän hat die erforderlichen 
Vorkehrungen und Anordnungen zum 
Schutz von Leben, Gesundheit und Sittlich- 
keit der Jugendlichen zu treffen. Er hat die 
Jugendlichen vor Beginn der Beschäftigung 
über die Unfall- und Gesundheitsgefahren, 
denen sie bei der Beschäftigung ausgesetzt 
sind, insbesondere über die Gefahren bei Ar- 
beiten an Maschinen oder gefährlichen Ar- 
beitsstellen, sowie über die Maßnahmen und 
Einrichtungen zur Abwehr dieser Gefahren 
und das bei der Verrichtung der Arbeiten er- 
forderliche Verhalten zu belehren oder für 
entsprechende Belehrungen zu sorgen. Die Be- 
lehrungen sind in angemessenen Zeitabstän- 
den zu wiederholen. 

§ 98 

Arbeitszeit der Jugendlichen 
Für Jugendliche, mit Ausnahme der Voll- 
matrosen, gelten die Vorschriften der §§ 87 
bis 89 über die See- und Hafenarbeitszeit mit 
folgenden Abweichungen: 

l.Die tägliche Seearbeitszeit der Jugend- 
lichen unter sechzehn Jahren, mit Aus- 
nahme der im Verpflegung«-, Bedienungs- 
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und Krankenpflegedienst Beschäftigten, 
darf sieben Stunden, im Wachdienst acht 
Stunden nicht überschreiten. Die Hafen- 
arbeitszeit dieser Jugendlichen darf von 
Montag bis Freitag sieben Stunden, am 
Sonnabend, auch im Wachdienst, fünf 
Stunden nicht überschreiten. 

2. Die See- und Hafenarbeitszeit der im Ver- 
pflegungs-, Bedienungs- und Kranken- 
pflegedienst beschäftigten Jugendlichen 
unter sechzehn Jahren darf sieben Stunden 
täglich nicht überschreiten. § 89 Abs. 2 
findet auf Jugendliche unter sechzehn 
Jahren keine Anwendung; für Jugendliche 
über sechzehn Jahre gilt er mit der Ein- 
schränkung, daß ihre Arbeitszeit bis zu 
einer Stunde täglich und drei Stunden 
wöchentlich verlängert werden kann. 

§ 99 

Mehrarbeit der Jugendlichen 

(1) Jugendliche unter sechzehn Jahren 
dürfen mit Mehrarbeit nur in den Fällen der 
§§90 und 91 Abs. 2 beschäftigt werden. 

(2) Jugendliche über sechzehn Jahre, mit 
Ausnahme der Vollmatrosen, dürfen, ab- 
weichend von § 91 Abs. 1 Satz 2, über die im 

98 bestimmten Grenzen der Arbeitszeit 
inaus bis zu neun Stunden täglich und ein- 
undfünfzig Stunden wöchentlich beschäftigt 
werden; eine längere Beschäftigung ist nur 
unter den Voraussetzungen der §§ 90 und 91 
Abs. 2 zulässig. Mehrarbeit dieser Jugend- 
lichen, die auf Grund des § 91 Abs. 1 ge- 
leistet wird, ist durch entsprechende Verkür- 
zung der Arbeitszeit innerhalb der nächsten 
zwei Wochen auszugleichen; dies gilt nicht 
auf See für die zum Wachdienst bestimmten 
Jugendlichen. Unbeschadet der Bestimmung 
des Absatzes 5 bleiben die Vorschriften des 
§ 92 unberührt. 

(3) Jugendliche, mit Ausnahme der Voll- 
matrosen, dürfen mit Mehrarbeit nur be- 
schäftigt werden, wenn keine erwachsenen 
Besatzungsmitglieder herangezogen werden 
können. 

(4) Werden Jugendliche nach den §§ 90 
und 91 Abs. 2 mit Mehrarbeit beschäftigt, so 
finden die Vorschriften der §§ 100 und 101 
über Ruhepausen und Nachtruhe keine An- 
wendung. 

(5) Für Jugendliche, mit Ausnahme der 
Vollmatrosen, beträgt, abweichend von § 92 
Abs. 1, der Zuschlag für jede Mehrarbeits- 


stunde mindestens ein Viertel eines Zwei- 
hundertstels der Grundheuer. 

§ 100 

Ruhepausen der Jugendlichen 

Jugendlichen, mit Ausnahme der Voll- 
matrosen, müssen bei einer zusammenhän- 
genden Arbeitszeit von mehr als viereinhalb 
Stunden im voraus feststehende Ruhepausen 
von mindestens einmal einer halben Stunde 
oder zweimal einer Viertelstunde gewährt 
werden. Länger als viereinhalb Stunden hin- 
tereinander dürfen sie nicht ohne eine Ruhe- 
pause von mindestens einer Viertelstunde be- 
schäftig werden. 

§ 101 

Nachtruhe der Jugendlichen 

Jugendliche, mit Ausnahme der Voll- 
matrosen, dürfen nicht in der Nachtzeit von 
20 bis 6 Uhr beschäftigt werden. Dies gilt 
nicht für die zum Wachdienst bestimmten 
Jugendlichen. Solange diese Jugendlichen das 
sechzehnte Lebensjahr nicht vollendet haben, 
ist ihnen eine tägliche ununterbrochene 
Nachtruhe von mindestens acht Stunden in 
der Zeit zwischen 20 und 8 Uhr zu gewähren; 
zum Wachdienst im Hafen dürfen sie in der 
Nachtzeit nicht herangezogen werden. 

§ 102 

Ununterbrochene Freizeit der Jugendlichen 

(1) § 93 findet auf Jugendliche, mit Aus- 
nahme der Vollmatrosen, keine Anwendung. 

(2) Jugendlichen, mit Ausnahme der Voll- 
matrosen, ist in jeder Woche, möglichst am 
Sonntag, eine ununterbrochene Freizeit von 
mindestens vierundzwanzig Stunden im An- 
schluß an eine Nachtruhe nach § 101 zu ge- 
währen. Eine Freizeit nach Satz 1 ist auch für 
jeden Wochenfeiertag zu geben. 

(3) Kann einem zum Wachdienst bestimm- 
ten Jugendlichen während einer ganzen 
Woche auf See die Freizeit nach Absatz 2 aus 
betrieblichen Gründen nicht gegeben wer- 
den, so muß sie in einer der nächsten 
Wochen nachgewährt werden. Ist das aus 
betrieblichen Gründen bis zum Beginn 
des Urlaubs nicht möglich, so verlängert sich 
der Urlaub um die Zahl der nicht gewährten 
Freizeiten. 
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FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
Durchführung der Arbeitsschutzvorschriften 

§ 103 

Arbeitszeitnachweise 

(1) Auf jedem Schiff sind Arbeitszeitnach- 
weise zu führen, aus denen gesondert für jedes 
Besatzungsmitglied zu ersehen sind 

1 . alle Arbeitszeitverlängerungen unter An- 
gabe der Dauer und des Grundes (§§ 90 
und 91), 

2. die zum Ausgleich für Sonn- und Feier- 
tagsarbeit gewährte Freizeit (§ 93), 

3. die für Mehrarbeit von Jugendlichen ge- 
währte Freizeit (§ 99 Abs. 2 Satz 2), die 
Freizeit nach § 102 sowie der Jugendlichen 
gewährte Uriiaub (§56 Abs. 2). 

"(2) Zur Führung der Arbeitszeitnachweise 
ist der Kapitän verpflichtet; er kann damit 
einen Schiffsoffizier oder einen anderen Vor- 
gesetzten beauftragen. 

(3) Dem Besatzungsmitglied ist auf Ver- 
langen Einsicht in die Arbeitszeitnachweise 
zu gewähren. 

§ 104 

Überwachung 

Die Aufsicht über die Durchführung der 
Vorschriften dieses Abschnitts wird durch 
besonderes Gesetz geregelt. 

SECHSTER UNTERABSCHNITT 
Ausnahmevorschriften 

§ 105 

Arbeitsschutz für die im § 7 Abs. 1 
genannten Personen 

Die Vorschriften des Ersten bis Fünften 
Unterabschnitts finden auf die im § 7 Abs. 1 
genannten Personen keine Anwendung. Für 
diese gelten nach Maßgabe der nach § 143 
Abs. 1 Nr. 14 erlassenen Rechts Verordnung 
die Vorschriften der Arbeitszeitordnung und 
des Jugendschutzgesetzes. 

§ 106 

Sondervorschriften für Schiffsoffiziere 

(1) Für die Schiffsoffiziere (§ 4) können 
durch Tarifvertrag abweichende Regelungen 


von den Vorschriften der §§ 87 bis 89, 92 
und 93 vereinbart werden. 

(2) Bestimmungen in Tarifverträgen nach 
Absatz 1 bedürfen der Genehmigung. Die 
für die Erteilung der Genehmigung zustän- 
dige Behörde ist der Bundesminister für Ar- 
beit, sofern der Geltungsbereich des Tarif- 
vertrags mehrere Länder berührt, andernfalls 
die oberste Arbeitsbehörde des Landes oder 
die von ihr bestimmte Stelle. Mit der Ge- 
nehmigung gelten diese Tarifbestimmungen 
für alle unter den räumlichen und fachlichen 
Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden 
Heuerverhältnisse ohne Rücksicht auf die 
Tarifgebundenheit der Beteiligten. 

(3) Die Vorschrift des § 10 Satz 1 findet 
insoweit keine Anwendung. 


Fünfter Abschnitt 

Ordnung an Bord 

§ 107 

Verhalten an Bord 

Die Schiffsbesatzung hat vertrauensvoll 
und unter gegenseitiger Achtung und Rück- 
sichtnahme zusammenzuarbeiten, um den 
Schiffsbetrieb zu fördern und Ordnung und 
Sicherheit an Bord zu erhalten. 

§ 108 

Stellung des Kapitäns 

(1) Der Kapitän ist der Vorgesetzte aller 
Besatzungsmitglieder (§ 3) und der sonstigen 
an Bord tätigen Personen (§ 7). Ihm steht die 
oberste Anordnungsbefugnis zu. 

(2) Der Kapitän hat für die Erhaltung der 
Ordnung und Sicherheit an Bord zu sorgen 
und ist im Rahmen der nachfolgenden Vor- 
schriften und der sonst geltenden Gesetze be- 
rechtigt, die dazu notwendigen Maßnahmen 
zu treffen. 

(3) Droht Menschen oder dem Schiff eine 
unmittelbare Gefahr, so kann der Kapitän 
die zur Abwendung der Gefahr gegebenen 
Anordnungen notfalls mit den erforderlichen 
Zwangsmitteln durchsetzen; die vorüber- 
gehende Festnahme ist zulässig. Die Grund- 
rechte des Artikels 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 und 
des Artikels 13 Abs. 1 und 2 des Grundge- 
setzeswerden insoweit eingeschränkt. Kommt 
die Anwendung mehrerer Mittel in Frage, 
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so ist tunlichst das Mittel zu wählen, das den 
Betroffenen am wenigsten beeinträchtigt. 

(4) Die Anwendung körperlicher Gewalt 
oder die vorübergehende Festnahme sind nur 
zulässig, wenn andere Mittel von vornherein 
unzulänglich erscheinen oder sich als unzu- 
länglich erwiesen haben. Sie dürfen nur inso- 
weit und solange angewendet werden, als die 
Erfüllung der Aufgaben des Kapitäns im 
Rahmen der Absätze 2 und 3 dies erfordert. 

(5) Der Kapitän kann die Ausübung der 
sich aus den Absätzen 1 bis 4 ergebenden Be- 
fugnisse auf den Ersten Offizier des Decks- 
und den Ersten Offizier des Maschinendien- 
stes innerhalb ihrer Dienstzweige übertragen, 
wenn er nicht in der Lage ist, sie selbst aus- 
zuüben. Jede Ausübung der Befugnisse ist 
spätestens innerhalb von vierundzwanzig 
Stunden dem Kapitän mitzuteilen. Die Über- 
tragung soll den Besatzungsmitgliedern be- 
kanntgegeben werden. 

(6) Der Kapitän hat Maßnahmen nach den 
Absätzen 3 und 4 und die Übertragung der 
Befugnisse nach Absatz 5 unter Darstellung 
des Sachverhalts in das Schiffstagebuch ein- 
zutragen. 

§ 109 

Stellung der Schiffsoffiziere und der anderen 
Vorgesetzten 

(1) Die Schiffsoffiziere (§ 4) sind die Vor- 
gesetzten aller Schiffsleute (§ 6) und der son- 
stigen Angestellten (§ 5), soweit diese nicht 
Leiter von Dienstzweigen sind. 

(2) Leiter von Dienstzweigen sind Vorge- 
setzte aller in ihrem Dienstzweig beschäftig- 
ten Besatzungsmitglieder. 

(3) Der Kapitän kann innerhalb der ein- 
zelnen Dienstzweige auch andere Besatzungs- 
mitglieder als Vorgesetzte bestimmen. Die 
Bestimmung ist durch Aushang bekanntzu- 
machen. 

(4) Der wachhabende Schiffsoffizier des 
Maschinendienstes und die sonstigen Ange- 
stellten, die Leiter von Dienstzweigen sind, 
haben die Anordnungen des wachhabenden 
nautischen Schiffsoffiziers, die im Rahmen 
des Wachdienstes liegen, in ihrem Dienstbe- 
reich durchzuführen. 

§ no 

Pflichten der Vorgesetzten 

(1) Der Kapitän und die anderen Vorge- 
setzten haben die ihnen unterstellten Per- 


sonen gerecht und verständnisvoll zu behan- 
deln und Verstößen gegen die Gesetze und 
die guten Sitten entgegenzutreten. Sie dürfen 
die Jugendlichen nicht körperlich züchtigen 
oder mißhandeln und haben sie vor körper- 
lichen Züchtigungen und Mißhandlungen 
durch andere Besatzungsmitglieder'zu schützen 
sowie darauf zu achten, daß den Jugend- 
lichen auch während der Freizeit gesundheit- 
liche und sittliche Gefahren nach Möglichkeit 
ferngehalten werden. 

(2) Der Kapitän hat dafür zu sorgen und 
zu überwachen, daß die berufliche Fortbil- 
dung der Jugendlichen im Rahmen des 
Schiffsbetriebs gefördert wird. 

§ 111 

Pflichten der Besatzungsmitglieder 

(1) " Die Besatzungsmitglieder sind ver- 
pflichtet, die Anordnungen der Vorgesetzten 
zu befolgen; in den Fällen dies § 108 Abs. 2 
und 3 sind sie zur Beistandsleistung ver- 
pflichtet. 

(2) Ein Besatzungsmitglied ist nicht ver- 
pflichtet, Anordnungen auszuführen, wenn 
dadurch eine Straftat oder eine Ordnungs- 
widrigkeit begangen würde. 

§ 112 

Vermißtenanzeige 

Wird ein Besatzungsmitglied bei der Ab- 
fahrt des Schiffs vermißt, so hat der Kapitän 
dem Seemannsamt, in dessen Bezirk diese 
Wahrnehmung zuerst gemacht wird, unver- 
züglich Anzeige zu erstatten und das See- 
fahrtbuch des Vermißten zu übermitteln. 

§ 113 

Anbordbringen von Personen und Gegen- 
ständen 

(1) Die Besatzungsmitglieder dürfen Per- 
sonen, die nicht zur Schiffsbesatzung gehören 
oder nicht im Rahmen des Schiffsbetriebs an 
Bord tätig sind (§ 7), nicht ohne Erlaubnis an 
Bord bringen. Die Erlaubnis darf im Flafen 
nicht verweigert werden, wenn es sich um 
Familienangehörige des Besatzungsmitglieds 
handelt und der Schiffsbetrieb nicht gestört 
wird. 

(2) Die Besatzungsmitglieder sind berech- 
tigt, persönliche Bedarfsgegenstände und 
Verbrauchsgüter in angemessenem Umfang 
an Bord zu bringen, sofern dadurch nicht 
gesetzliche Vorschriften verletzt, die Ord- 
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nung an Bord beeinträchtigt oder Menschen, 
Schiff oder Ladung gefährdet werden. Die 
Mitnahme von anderen Gegenständen, insbe- 
sondere von Waffen und Munition, ist nur 
mit Einwilligung des Kapitäns zulässig. Wird 
die Einwilligung versagt, so kann sie auf An- 
trag des Besatzungsmitglieds durch -das See- 
mannsamt ersetzt werden. 

(3) Werden Gegenstände entgegen den 
Vorschriften des Absatzes 2 an Bord ge- 
bracht, so kann der Kapitän sie in Verwah- 
rung nehmen oder in anderer Weise sicher- 
stellen. Gefährdet ihr Verbleib die Gesund- 
heit der an Bord befindlichen Personen, das 
Schiff oder die Ladung oder könnte er das 
Eingreifen einer Behörde veranlassen, so 
kann der Kapitän die Beseitigung der Gegen- 
stände verlangen. Kommt das Besatzungsmit- 
glied dem Verlangen nicht nach, so kann der 
Kapitän die Gegenstände vernichten; in die- 
sem Falle sind die Tatsache und der Grund 
der Vernichtung in das Schiffstagebuch ein- 
zutragen. 

§ 114 

Beschwerden 

(1) Beschwert sich ein Besatzungsmitglied 
bei dem Kapitän über das Verhalten von 
Vorgesetzten oder anderen Besatzungsmit- 
gliedern, so hat der Kapitän einen gütlichen 
Ausgleich zu versuchen und, wenn dies nicht 
gelingt, über die Beschwerde zu entscheiden. 
Hilft der Kapitän einer gegen ihn selbst ge- 
richteten Beschwerde nicht ab, so hat er sie 
an den Reeder weiterzuleiten. 

(2) Der Kapitän hat die Beschwerde und 
seine Entscheidung auf Verlangen eines Be- 
teiligten unter Darstellung des Sachverhalts 
in das Schiffstagebuch einzutragen. Der Be- 
schwerdeführer kann eine Abschrift der Ein- 
tragungen verlangen. 

§ 115 

Beschwerden bei Seeuntüchtigkeit des Schiffs 

oder mangelhaften Verpflegungs Vorräten 

Ein Besatzungsmitglied kann sich bei dem 
Seemannsamt mündlich zur Niederschrift 
oder schriftlich darüber beschweren, daß das 
Schiff nicht seetüchtig ist, seine Sicherheits- 
einrichtungen nicht in ordnungsmäßigem Zu- 
stand oder die Verpflegungsvorräte unge- 
nügend oder verdorben sind. Bevor das Be- 
satzungsmitglied das Seemannsamt anruft, 
soll es den Kapitän davon in Kenntnis setzen. 
Wenn der Kapitän der Beschwerde nicht ab- 


hilft, hat das Seemannsamt unverzüglich, er- 
forderlichenfalls unter Hinzuziehung von 
Sachverständigen, auf Kosten des Reeders 
eine Untersuchung des Schiffs oder der Vor- 
räte zu veranlassen und das Ergebnis in das 
Schiffstagebuch einzutragen. Erweist sich die 
Beschwerde als begründet, so hat das See- 
mannsamt für geeignete Abhilfe zu sorgen. 


Sechster Abschnitt 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Straftaten 

§ 116 

Entweichen an einem Ort außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes 

(1) Ein Besatzungsmitglied, das vorsätzlich 
an einem Ort außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes von einem Schiff ent- 
weicht und dadurch das Auslaufen des Schiffs 
erheblich verzögert oder erhebliche Kosten 
verursacht, die zur Abwendung der Verzöge- 
rung erforderlich sind, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr bestraft. 

( 2 ) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die 
Verzögerung oder die zu ihrer Abwendung 
erforderlichen Kosten fahrlässig verursacht, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf An- 
trag des Reeders oder des Kapitäns ein. 

§ 117 

Nichtbefolgen dienstlicher Anordnungen 

(1) Ein Besatzungsmitglied, das vorsätzlich 
einer Anordnung des Kapitäns oder eines an- 
deren Vorgesetzten nicht nachkommt und 
dadurch Menschen, Schiff oder Ladung ge- 
fährdet, wird mit Gefängnis bestraft. 

(2) Wer im Falle des Absatzes 1 die Gefahr 
fahrlässig herbeiführt, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe be- 
straft. 

(3) Die Tat ist nur strafbar, wenn die An- 
ordnung dazu dienen soll, 

drohende Gefahr für Menschen, für ein 

Schiff oder dessen Ladung abzuwenden, 
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einen unverhältnismäßig großen Schaden 
zu vermeiden, 

schwere Störungen des Schiffsbetriebs zu 
verhindern, 

öffentlich-rechtliche Vorschriften über die 
Schiffssicherheit zu erfüllen oder 
Sicherheit und Ordnung an Bord aufrecht- 
zuerhalten, 

und wenn sie rechtmäßig ergangen ist. 

(4) Wird die Tat von mehreren Be- 
satzungsmitgliedern auf Verabredung ge- 
meinschaftlich begangen, so ist die Strafe im 
Falle des Absatzes 1 Gefängnis nicht unter 
sechs Monaten, im Falle des Absatzes 2 Ge- 
fängnis nicht unter drei Monaten. 

§118 

Widerstand 

(1) Ein Besatzungsmitglied, das vorsätzlich 
einem Vorgesetzten bei der Durchführung 
von Maßnahmen zur Aufrechterhaltung von 
Sicherheit oder Ordnung an Bord durch Ge- 
walt oder durch Bedrohung mit Gewalt 
Widerstand leistet oder ihn während der 
Ausübung seines Dienstes tätlich angreift, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren be- 
straft. Die Tat ist nur strafbar, wenn der 
Vorgesetzte rechtmäßig gehandelt hat. Sind 
mildernde Umstände vorhanden, so kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. 

(2) Absatz 1 gilt auch für den, der die 
Handlung gegen Besatzungsmitglieder be- 
geht, die zur Unterstützung des Vorgesetz- 
ten zugezogen sind. 

(3) Wird die Tat von mehreren Besatzungs- 
mitgliedern auf Verabredung gemeinschaft- 
lich begangen, so ist die Strafe Gefängnis 
nicht unter sechs Monaten. 

§ H9 

Mißbrauch der Anordnungsbefugnis 

Ein Kapitän, ein Schiffsoffizier oder ein 
anderer Vorgesetzter, der vorsätzlich seine 
Befugnisse, Anordnungen der im § 117 
Abs. 3 bezeichneten Art zu treffen, zu rechts- 
widrigen Anordnungen oder Zumutungen 
gröblich mißbraucht, wird mit Gefängnis 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 120 

Unterlassen der Mitnahme oder Ergänzung 
ausreichender Verpflegung und Heilmittel 

(1) Ein Kapitän, der es vorsätzlich unter- 
läßt, ausreichende Verpflegung oder die vor- 


geschriebenen Arzneimittel oder anderen 
Hilfsmittel der Krankenfürsorge mitzuneh- 
men oder zu ergänzen, und dadurch vorsätz- 
lich bewirkt, daß der Besatzung die ihr nach 
der Speiserolle zustehende Verpflegung oder 
die Krankenfürsorge nicht gewährt werden 
kann, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

(2) Begeht der Kapitän die Tat fahrlässig, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu sechs Mo- 
naten und Geldstraf e oder eine dieser Straf en. 

§ 121 

Vorenthalten von Verpflegung und Abgabe 
verdorbener Nahrungsmittel 

Ein Kapitän, der vorsätzlich einem Be- 
satzungsmitglied die ihm zustehende Ver- 
pflegung vorenthält oder verdorbene Ver- 
pflegung verabreicht, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

§ 122 

Zurücklassung eines Besatzungsmitglieds an 
einem Ort außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes ohne Einwilligung des 
Seemannsamts 

Ein Kapitän, der vorsätzlich ein Be- 
satzungsmitglied ohne Einwilligung des See- 
mannsamts an einem Ort außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes zurückläßt, 
obwohl die Voraussetzungen der §§ 47 
Abs. 1 oder 73 Abs. 3 und 4 nicht vorliegen, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

§ 123 

Strafbare Verletzung von Arbeitsschutz- 
vorschriften 

(1) Ein Kapitän, der vorsätzlich 

1. den Vorschriften der §§ 83, 87 bis 89, 91 
Abs. 1 Satz 2, 93 Abs. 1, 94 Abs. 1, 95, 96 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, 97 Abs. 1, 
98 bis 102, 139 Abs. 1, 2 und 4 oder 140, 

2. einer Rechtsvorschrift auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 7 bis 10 oder 14, 

3. den auf Grund der §§ 94 Abs. 2 oder 96 
Abs. 4 ergangenen Anordnungen der Ar- 
beitsschutzbehörde, 

4. den auf Grund des § 82 Abs. 2 ergangenen 
Anordnungen der Arbeitsschutzbehörde, 
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soweit sie die Unterhaltung der Gerät- 
schaften, die Regelung der Beschäftigung 
oder des Ablaufs der Arbeit betreffen, 

zuwiderhandelt und dadurch die Arbeits- 
kraft oder die Gesundheit eines Besatzungs- 
mitglieds erheblich gefährdet, wird mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahr bestraft. 

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die 
Gefahr fahrlässig herbeiführt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu drei Monaten oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

(3) Die Strafdrohungen der Absätze 1 und 
2 gelten auch für einen Reeder, der vorsätz- 
lich oder fahrlässig den auf Grund des § 82 
Abs. 2 ergangenen Anordnungen der Ar- 
beitsschutzbehörde zuwiderhandelt, soweit 
sie die Einrichtung des gesamten Schiffsbe- 
triebs und aller Gerätschaften betreffen. 

§ 124 

Verletzung von Ausrüstungspflichten durch 
den Reeder 

(1) Ein Reeder, der vorsätzlich den Kapi- 
tän außer Stand setzt, ausreichende Verpfle- 
gung oder die vor geschriebenen Arzneimittel 
oder anderen Hilfsmittel der Krankenfür- 
sorge mitzunehmen oder zu ergänzen, und 
dadurch vorsätzlich bewirkt, daß der Be- 
satzung die ihr nach der Speiserolle zu- 
stehende Verpflegung oder die Krankenfür- 
sorge nicht gewährt werden kann, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Begeht der Reeder die Tat fahrlässig, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu sechs Mo- 
naten oder Geldstrafe. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 125 

Ordnungswidrigkeiten des Besatzungsmit- 
glieds 

(1) Ordnungswidrig handelt ein Besatzungs- 
mitglied, das 

1. vorsätzlich oder fahrlässig im Wachdienst 
Pflichten verletzt, die der Aufrechterhal- 
tung von Sicherheit oder Ordnung an 
Bord dienen, 

2. vorsätzlich einer Anordnung des Kapitäns 
oder eines anderen Vorgesetzten nicht 


nachkommt, wenn die Anordnung den im 
§ 117 Abs. 3 bezeichneten Zwecken dienen 
soll und rechtmäßig ergangen ist, 

3. vorsätzlich oder fahrlässig die Bordan- 
wesenheitspflicht nach § 28 gröblich ver- 
letzt, 

4. vorsätzlich entgegen § 113 Abs. 1 oder 2 
Personen, die nicht zur Schiffsbesatzung ge- 
hören oder nicht im Rahmen des Schiffs- 
betriebs an Bord tätig sind (§ 7), eigen- 
mächtig an Bord zuläßt oder Gegenstände 
an Bord bringt, 

5. vorsätzlich einer Anordnung zuwiderhan- 
delt, die das Seemannsamt nach den Vor- 
schriften der §§ 53, 71 oder 74 Abs. 4 als 
vorläufige Regelung getroffen hat. 

(2) Der Kapitän hat Verletzungen der 
Dienstpflicht nach Absatz 1 unverzüglich 
unter Darstellung des Sachverhalts in das 
Schiffstagebuch einzutragen, dem Besatzungs- 
mitglied von der Eintragung Kenntnis und 
auf Verlangen eine Abschrift zu geben. 

§ 126 

Ordnungswidrigkeiten des Kapitäns 
Ordnungswidrig handelt ein Kapitän, der 

1. den Vorschriften der §§ 13, 15, 16 Abs. 1 
und 19 über die Musterrolle und die Ver- 
pflichtungen bei der Musterung, 

2. der Vorschrift des § 40 Abs. 1 Satz 1 über 
die Ergänzung der Schiffsbesatzung, 

3. den Vorschriften der §§ 54 und 78 Abs. 1 
über die Sorge für die Sachen und das 
Heuerguthaben eines erkrankten, verletz- 
ten oder vermißten Besatzungsmitglieds 
oder für den Nachlaß eines verstorbenen 
Besatzungsmitglieds, 

4. der Vorschrift des § 56 Abs. 2 über den 
Mindesturlaub der Jugendlichen, 

5. der Vorschrift des § 63 über den Land- 
gang, 

6. den Vorschriften der §§ 42 Abs. 2, 66 
Abs. 2, 113 Abs. 3 Satz 3, 114 Abs. 2 oder 
125 Abs. 2 über die Eintragungen in das 
Schiffstagebuch, 

7. einer Anordnung, die das Seemannsamt 
nach den Vorschriften der §§ 53, 71, 74 
Abs. 4 oder 80 Abs. 4 als vorläufige Rege- 
lung getroffen hat, 

zuwiderhandelt. 
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§ 127 

Ordnungswidrigkeiten des Kapitäns hinsicht- 
lich des Arbeitsschutzes 

Ordnungswidrig handelt ein Kapitän, der, 
abgesehen von den Fällen des § 123, vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. den Vorschriften der §§ 83, 87 bis 89, 91 
Abs. 1 Satz 2, 93 Abs. 1, 94 Abs. 1, 95, 96 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, 97 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 2 und 3, 98 bis 103, 139 Abs. 1, 
2 und 4 oder 140, 

2. einer Rechtsvorschrift auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 7 bis 10, 11, 13 oder 14, sofern die 
Rechtsvorschrift ausdrücklich auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 

3. den auf Grund der §§ 94 Abs. 2 oder 96 
Abs. 4 ergangenen Anordnungen der Ar- 
beitsschutzbehörde, sofern die Anordnung 
ausdrücklich auf die Bußgeldvorschrift 
verweist, 

4. den auf Grund des § 82 Abs. 2 ergangenen 
Anordnungen der Arbeitsschutzbehörde, 
soweit sie die Unterhaltung der Gerät- 
schaften, die Regelung der Beschäftigung 
oder des Ablaufs der Arbeit betreffen und 
sofern die Anordnung ausdrücklich auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

zuwiderhandelt. 

§ 128 

Ordnungswidrigkeiten des Reeders 

Ordnungswidrig handelt ein Reeder, der 
einer Rechtsvorschrift auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 5 über diie angemessene Unterbrin- 
gung zuwiderhandelt, sofern die Rechts- 
vorschrift ausdrücklich auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist. 

§ 129 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Ordnungswidrigkeiten nach den 
§§ 125 bis 128 können, wenn sie vorsätzlich 
begangen sind, mit einer Geldbuße bis zu 
eintausend Deutsche Mark geahndet werden. 
Sind in den Fällen des § 125 Abs. 1 Nn 1 
oder 3 oder des § 127 die Ordnungswidrig- 
keiten fahrlässig begangen, so können sie mit 
einer Geldbuße bis zu fünfhundert Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(2) In den Fällen der §§ 125, 126 und 128 
ist das Unterwerfungsverfahren nach § 67 


des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zu- 
lässig. 

§ 130 

Hemmung der Verjährung bei 
Ordnungswidrigkeiten 

Die Verjährung der Verfolgung von Ord- 
nungswidrigkeiten nach den §§ 125 bis 127 
beginnt mit dem Tage, an dem das Schiff, 
dessen Besatzung der Betroffene zur Zeit der 
Begehung angehörte, zuerst einen Hafen er- 
reicht, in dem ein Seemannsamt seinen Sitz 
hat. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften für Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 131 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten -der im 
§ 7 genannten Personen 

Die Strafdrohungen der §§ 117 und 118, 
nicht aber die des § 116, und die Bußgeld- 
drohung des § 125 gelten auch für die im § 7 
genannten Personen. 

§ 132 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von 
Vertretern 

(1) Die Strafdrohungen der §§ 119 bis 123 
und die Bußgelddrohungen der §§ 126 und 
127 gelten auch für den Stellvertreter des 
Kapitäns (§ 2 Abs. 3), der an Stelle des Kapi- 
täns handelt oder zu handeln verpflichtet ist. 

(2) Die Strafdrohung des § 124 und die 
Bußgelddrohung des § 128 gelten auch für 
den gesetzlichen Vertreter des Reeders, für die 
ve r t re tu n gsbe r e ch ti g te n Gesellschafter von 
Personengesellschaften und die Mitglieder des 
zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs 
von juristischen Personen, welche ein Reede- 
reigeschäft betreiben, und für den Korrespon- 
dentreeder. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Sondervorschriften für das Verfahren bei 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 133 

Zuständigkeit des Seemannsamts 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
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das Seemannsamt; es nimmt auch die Befug- 
nisse der obersten Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 66 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten wahr. 

(2) örtlich zuständig ist das Seemannsamt 
des Heimathafens im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes. Hat das Schiff keinen Hei- 
mathafen im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes, so ist örtlich zuständig das See- 
mannsamt des Registerhafens, örtlich zu- 
ständig ist auch das Seemannsamt, in dessen 
Bezirk die Ordnungswidrigkeit begangen ist, 
sowie das Seemannsamt, in dessen Bezirk der 
Hafen liegt, der nach Begehen der Ordnungs- 
widrigkeit zuerst erreicht wird. § 51 Abs. 5 
und 6 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten gilt sinngemäß. 

§ 134 

Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

(1) Die Frist für den Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung gegen den Bußgeldbe- 
scheid und die Frist für den Antrag auf 
mündliche Verhandlung gelten als gewahrt, 
wenn der Betroffene den Antrag innerhalb 
der Frist bei dem Kapitän mündlich zur Nie- 
derschrift oder schriftlich stellt. 

(2) Der Kapitän hat den Zeitpunkt der 
Antragstellung unverzüglich in das Schiffs- 
tagebuch einzuträgen und dem Betroffenen 
auf Verlangen darüber eine Bescheinigung 
auszustellen. Die Niederschrift oder der 
schriftliche Antrag ist unverzüglich dem 
Seemannsamt, das den Bußgeldbescheid er- 
lassen hat, zu übersenden. 

(3) Ist der Kapitän selbst der Antragstel- 
ler, so obliegen seinem Stellvertreter (§ 2 
Abs. 3) die Aufgaben nach den Absätzen 1 
und 2. 

§ 135 

örtliche Zuständigkeit des Amtsgerichts 

Hat das Seemannsamt, das den Bußgeld- 
bescheid erlassen hat, seinen Sitz nicht im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes, so ist das 
Amtsgericht örtlich zuständig, in dessen Be- 
zirk der Heimathafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder beim Fehlen eines sol- 
chen Heimathafens der Registerhafen des 
Schiffs sich befindet. 

§ 136 

Einlegung der Rechtsbeschwerde 

Für die Einlegung der Rechtsbeschwerde 
gelten die Vorschriften des § 134 ent- 
sprechend. 


Siebenter Abschnitt 

Schluß- und Übergangsvorschriften 

§ 137 

Sondervorschrift für Partenreedereien 

Mehrere Partenreedereien, deren Geschäfte 
von demselben Korrespondentreeder geleitet 
werden, gelten im Sinne der Vorschriften der 
§§ 55, 61, 65 und 67 Abs. 2 als ein Reeder. 

§ 138 

Sondervorschriften für ausländische 
Besatzungsmitglieder 

(1) Soweit in den i§§ 51, 74 Abs. 1, 76 und 
77 Abs. 1 ein Hafen oder Ort im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes vorgesehen ist, 
kann bei Besatzungsmitgliedern, die nicht die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, ein 
Hafen oder Ort im Heimatstaat oder letzten 
Aufenthaltsstaat des Besatzungsmitglieds ver- 
einbart werden. 

(2) Im Sinne des § 76 steht für ein Be- 
satzungsmitglied, das nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt, ein Schiff unter 
der Flagge seines Heimatstaats einem Schiff, 
das die Bundesflagge führt, gleich. 

/ 

§ 139 

Zwei-Wachen-Schiffe 

(1) Auf Schiffen bis zu einem Raumgehalt 
von eintausend Bruttoregistertonnen in der 
Fahrt nach den Häfen der Nord- und Ost- 
see, der Westküste von Norwegen bis ein- 
schließlich Drontheimfjord, nach den Häfen 
von Großbritannien und Irland sowie nach 
den Kanal- und atlantischen Häfen von 
Frankreich, Spanien und Portugal bis aus- 
schließlich Gibraltar darf, sofern die, Reise 
langer als zehn Stunden dauert, die Seear- 
beitszeit des Decks- und Maschinenpersonals, 
abweichend von § 87 Abs. 1, bis zu zwölf 
Stunden täglich verlängert und nach dem 
Zwei- Wachensystem eingeteilt werden. § 87 
Abs. 2 und 3 sowie die Vorschriften des Vier- 
ten Unterabschnitts des Vierten Abschnitts 
über den erhöhten Schutz für Jugendliche 
bleiben unberührt. 

(2) Dasselbe gilt auf Schiffen, deren Raum- 
gehalt eintausend Bruttoregistertonnen, nicht 
aber eintausenddreihundertfünfzig Brutto- 
registertonnen übersteigt, wenn die Schiffe 
vor dem 1. Januar 1952 auf Kiel gelegt 
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oder unter der Bundesflagge in Dienst gestellt 
sind und keine Möglichkeit besteht, die zur 
Einhaltung der Arbeitszeit nach § 87 Abs. 1 
notwendigen Besatzungsmitglieder an Bord 
unterzubringen. 

(3) Von den Vorschriften der Absätze 1 
und 2 kann zugunsten des Besatzungsmit- 
glieds abgewichen werden. 

(4) Abweichend von § 91 Abs. 1 Satz 2 
dürfen die Besatzungsmitglieder auf Schiffen 
im Sinne der Absätze 1 bis 3 über die im 
Absatz 1 Satz 1 bestimmten Grenzen hinaus 
mit Mehrarbeit nur bis zu sechzig Stunden 
im Monat beschäftigt werden. 

(5) Auf Schiffen, auf denen nach den Vor- 
schriften der Absätze 1 bis 3 die Seearbeits- 
zeit verlängert wird, hat das Besatzungsmit- 
glied Anspruch auf einen angemessenen Zu- 
schlag zur Grundheuer. Verlängerungen der 
Arbeitszeit über die Grenzen des Absatzes 1 
Satz 1 oder des Absatzes 3 hinaus sind nach 
§ 92 zu vergüten. 

§ 140 

Ausnahmen für Bergungsfahrzeuge sowie 
See- und Bergungsschlepper 

(1) Auf die Seearbeitszeit auf Bergungs- 
fahrzeugen (einschließlich Hebefahrzeugen, 
Sprengfahrzeugen und ähnlichen Schiffen), 
See- und Bergungsschleppern in der Nord- 
und Ostseefahrt bis zu 61° nördlicher Breite, 
im englischen Kanal, im Bristol-Kanal, im 
St. Georgs-Kanal und in der Irischen See mit 
Einschluß der Clydehäfen findet § 139 Abs. 1 
Anwendung. Im übrigen gilt § 139 Abs. 2 
ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt, in dem 
diese Fahrzeuge in Dienst gestellt oder auf 
Kiel gelegt sind, soweit nicht das Einsatz- 
gebiet die Fahrt zwischen europäischen Häfen, 
nichteuropäischen Häfen des Mittelmeers und 
des Schwarzen Meers, Häfen der Westafrika- 
küste nördlich von 12° nördlicher Breite 
sowie Häfen auf den Kapverdischen und 
Kanarischen Inseln und auf Madeira über- 
schreitet. 

(2) Auf die Seearbeitszeit des Decks- und 
Maschinenpersonals der Bergungsfahrzeuge, 
See- und Bergungsschlepper finden die §§87 
und 89 Abs. 1 keine Anwendung, wenn das 
Fahrzeug an der Bergungsstätte eingesetzt 
ist. Die Arbeitszeit kann in diesem Falle vom 
Kapitän, insbesondere unter Berücksichti- 
gung des Tidenwechsels und der Wetterlage, 
festgesetzt werden. Die Vorschriften des 


Vierten Unterabschnitts des Vierten Ab- 
schnitts über den erhöhten Schutz für 
Jugendliche bleiben unberührt. 

§ Hl 

Ausnahmen für Fischerei- und 
Walfangfahrzeuge 

(1) Für die Besatzungsmitglieder der 
Fischereifahrzeuge, Walfangmutterschiffe und 
Walfangboote können durch Tarifvertrag 
abweichende Regelungen vereinbart werden 

1. von den Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts, 

2. unbeschadet der Vorschriften des Vierten 
Unterabschnitts des Vierten Abschnitts 
über den erhöhten Schutz für Jugendliche 
von den Vorschriften der §§ 87, 89, 92, 
93 und 95 hinsichtlich der Arbeitszeit 
während des Fangs und seiner Verarbei- 
tung an Bord sowie der Vergütung und 
des Ausgleichs für Sonntags-, Feiertags- und 
sonstige Mehrarbeit. 

(2) Bestimmungen in Tarifverträgen nach 
Absatz 1 Nr. 2 bedürfen der Genehmigung. 
Die für die Erteilung der Genehmigung zu- 
ständige Behörde ist der Bundesminister für 
Arbeit, sofern der Geltungsbereich des Tarif- 
vertrags mehrere Länder berührt, andernfalls 
die oberste Arbeitsbehörde des zuständigen 
Landes oder die von ihr bestimmte Stelle. 
Mit der Genehmigung gelten Tarifbestim- 
mungen nach Absatz 1 Nr. 2 für alle unter 
den räumlichen und fachlichen Geltungsbe- 
reich des Tarifvertrags fallenden Heuerver- 
hältnisse ohne Rücksicht auf die Tarifgebun- 
denheit der Beteiligten. 

(3) Die Vorschrift des § 10 Satz 1 findet 
insoweit keine Anwendung. 

§ 142 

Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen über Schiffsbesetzung, Ausbildung 
und Befähigungszeugnisse 

(1) Die Bundesminister für Arbeit und für 
Verkehr können, vorbehaltlich der Vorschrif- 
ten in den Absätzen 2 und 3, durch Rechts- 
verordnungen Bestimmungen erlassen über 

1. die Besetzung von Kauffahrteischiffen mit 
Kapitänen, Schiffsoffizieren, sonstigen An- 
gestellten und Schiffsleuten, 

2. deren berufliche und fachliche Ausbildung 
an Bord und an Land, die Heuerfortzah- 
lung während der Zeit des Berufsschul- 
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besuchs, ihre Eignung in körperlicher, 
geistiger, moralischer, beruflicher und fach- 
licher Hinsicht, 

3. die erforderlichen Befähigungszeugnisse. 

Soweit ictar Geltungsbereich der Rechtsverord- 
nungen nach Nummer 1 bis 3 die Seefischerei 
erfaßt, sind sie im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten zu erlassen. Soweit die 
Rechtsverordnungen nach Nummer 2 die See- 
funker betreffen, sind sie im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Verkehr durch 
Rechtsverordnungen, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedürfen, Bestimmun- 
gen erlassen über die Besetzung der Kauf- 
fahrteischiffe mit Seefunkern für Zwecke des 
öffentlichen Seefunkdienstes. Artikel 3 Abs. 2 
des Gesetzes über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zum Internationalen 
Schiffssicherheitsvertrag London 1948 vom 
22. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. II S. 603) 
bleibt unberührt. 

(3) Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen kann durch Rechstverord- 
nungen, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedürfen, Bestimmungen über den 
Erwerb der Befähigungszeugnisse für See- 
funker erlassen. 

§ 143 

Ermächtigung zum Erlaß von weiteren 
Rechtsverordnungen 

(1) Die Bundesminister für Arbeit und für 
Verkehr können durch Rechtsverordnungen 
Bestimmungen erlassen über 

1. das Verfahren vor den Seemannsämtern, 

2. die Einrichtung, die Voraussetzungen der 
Ausstellung, die Ausstellung, die Schlie- 
ßung und die Kosten des Seefahrtbuchs, 

3. das Verfahren bei der Musterung sowie 
die Einrichtung und Ausfertigung der 
Musterrolle und die Kosten der Muste- 
rung, 

4. die Speiserolle, die Menge, Art und La- 
gerung der an Bord mitzuführenden Ver- 
pflegungsvorräte, 

5. die Wohn- und Aufenthaltsräume der 
Besatzungsmitglieder an Bord sowie die 


Krankenräume, Aborte, Wascheinrich- 
tungen und Küchenräume, 

6. die Art und den Umfang der an Bord 
mitzuführenden Arzneimittel und anderen 
Hilfsmittel der Krankenfürsorge sowie 
über die Zahl der Schiffsärzte und des 
Krankenpflegepersonals, 

7. die unter Berücksichtigung des Arbeits- 
schutzes und zur Vermeidung über- 
mäßiger Arbeitsbelastung als ausreichend 
anzusehende Schiffsbesatzung, 

8. die Arbeiten, welche von Frauen an Bord 
nicht, beschränkt oder nur unter Auflagen 
geleistet werden dürfen, 

9. die Beschäftigungsverbote und -beschrän- 
kungen für Jugendliche auf einzelnen 
Arten von Schiffen und bei Arbeiten, die 
mit besonderen Gefahren für Leben, Ge- 
sundheit oder Sittlichkeit verbunden 
sind, 

10. die zur Durchführung des Arbeitsschutzes 
notwendigen Sicherheitsvorschriften, 

11. die Form und Ausgestaltung der Arbeits- 
schutznachweise nach § 103, 

12. die Voraussetzungen der See dienst taug- 
lichkeit, 

13. die Durchführung ärztlicher Untersuchun- 
gen, die Ermächtigung des Arztes (§ 83), 
den Inhalt und die Geltungsdauer der 
ärztlichen Zeugnisse, die Aufbewahrung 
und Einsichtnahme in die ärztlichen Zeug- 
nisse, die Zusammensetzung des Ein- 
spruchsausschusses (§ 85) und dessen Ver- 
fahren sowie die Gebühren und Kosten, 
ihre Tragung und Erstattung, 

14. die Anwendung der Arbeitszeitordnung 
und des Jugendschutzgesetzes auf die Ar- 
beitszeit der im § 7 Abs. 1 genannten Per- 
sonen unter Berücksichtigung der Beson- 
derheiten des Schiffsbetriebs, 

15. ergänzende Vorschriften zum Mutter- 
schutz, insbesondere bezüglich der Lei- 
stungspflicht des Reeders, im Hinblick 
auf die besonderen Verhältnisse an Bord 
von Seeschiffen. 

(2) Soweit der Geltungsbereich der Rechts- 
verordnungen nach Absatz 1 Nr. 4 bis 7, 9, 
10 und 12 die Seefischerei erfaßt, sind sie im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu 
erlassen. 
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(3) Die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
Nr. 4 und 5 bedürfen nicht der Zustimmung 
des Bundesrates. 

§ 144 

Auslegen von Gesetzen und 
Rechtsverordnungen 

Ein Abdruck dieses Gesetzes, der nach den 
Vorschriften des § 143 Abs. 1 Nr. 4, 5, 7 
bis 10 und 13 bis 15 erlassenen Rechtsverord- 
nungen sowie des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten müssen an geeigneter Stelle an 
Bord zur Einsicht ausliegen. 

§ 145 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. Im § 478 Abs. 2 werden die Worte „§ 60 
Abs. 1 der Seemannsordnung oder des 
§ 553 a des Handelsgesetzbuchs“ ersetzt 
durch die Worte „§ 74 des Seemanns- 
gesetzes“. 

2. § 480 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Anspruch des Seemanns auf 
Krankenhilfe ruht, soweit durch das See- 
mannsgesetz für den Fall der Erkrankung 
oder Verletzung Vorsorge getroffen ist; er 
ruht insbesondere, solange sich der See- 
mann an Bord des Schiffes, auf der Reise 
oder im Ausland befindet, es sei denn, 
daß der Seemann nach § 46 Abs. 1 des 
Seemannsgesetzes die Krankenhilfe des 
Trägers der Krankenversicherung gewählt 
oder der Reeder ihn nach § 46 Abs. 2 des 
Seemannsgesetzes an den Träger der 
Krankenversicherung verwiesen hat.“ 

3. § 487 erhält folgende Fassung: 

* , >,§ 487 

(1) Setzt der Reeder die Krankenfür- 
sorge im Falle des § 49 Abs. 1 des See- 
mannsgesetzes fort, so hat ihm die See- 
Krankenkasse die Kosten der fortgesetz- 
ten Krankenfürsorge zu ersetzen. 

(2) Die See-Krankenkasse hat dem 
Reeder die Aufwendungen zu erstatten, 
die ihm nach § 50 Abs. 2 des Seemanns- 
gesetzes entstanden sind. 

(3) Der Reeder kann von der See-Kran- 
kenkasse aus dem Sterbegeld den Ersatz 
der Aufwendungen verlangen, die ihm 
durch die Landbestattung des Seemanns 


(§ 77 des Seemannsgesetzes) entstanden 
sind.“ 

4. § 493 b Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit für den Fall der Erkran- 
kung oder Verletzung solcher Seeleute 
durch das Seemannsgesetz Vorsorge ge- 
troffen ist, sind die Vorschriften der 
§§ 480, 482 und 487 entsprechend anzu- 
wenden.“ 

5. Im § 1054 Nr. 2 werden die Worte „Han- 
delsgesetzbuch oder nach der Seemanns- 
ordnung (Reichsgesetzbl. 1902 S. 175)“ 
ersetzt durch das Wort »Seemannsgesetz“. 

6. § 1066 erhält folgende Fassung: 

»§ 1066 

Die Verletzung des § 116 des Seemanns- 
gesetzes gilt nicht als Vergehen im Sinne 
des § 557 Abs. 1.“ 

7. § 1066 a erhält folgende Fassung: 

„§ 1066 a 

Die Vorschriften über die Pflicht des 
Reeders zur Krankenfürsorge nach dem 
Seemannsgesetz bleiben unberührt.“ 

8. Im § 1096 Nr. 1 werden die Worte „§ 554 
des Handelsgesetzbuchs oder § 64 der 
Seemannsordnung“ ersetzt durch die 
Worte „§ 77 Abs. 2 des Seemannsgeset- 
zes“. 

9. § 1100 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In solchen Fällen beginnt die Rente 
mit dem Tage des Unterganges des Fahr- 
zeugs oder, wenn es verschollen war, mit 
dem Tage der Beendigung des Heuerver- 
hältnisses (§ 79 des Seemannsgesetzes).“ 

10. § 1219 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Unberührt bleiben die Pflichten 
des Reeders nach den §§ 44 bis 50 des See- 
mannsgesetzes.“ 

11. § 1260 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
»Ist das Schiff als verschollen anzusehen, 
so gilt als Todestag der Tag der Beendi- 
gung des Heuerverhältnisses nach § 79 des 
Seemannsgesetzes.“ 

12. Im § 1261 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte 
„§ 93 Abs. 2, 3 und der §§ 95 bis 97 der 
Seemannsordnung“ ersetzt durch die 
Worte „§ 116 des Seemannsgesetzes“. 

13. § 1759 wird aufgehoben. 
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§ 146 

Änderung von anderen Gesetzen 
und Verordnungen 

(1) Im § 520 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs 
werden die Worte „und die verhängten 
Disziplinarstrafen“ gestrichen. 

(2) § 545 des Handelsgesetzbuchs erhält 
folgende Fassung: 

4 545 

Hat der Reeder dem Schiffer gekündigt, 
so kann er ihm während der Kündigungsfrist 
die Ausübung seiner Befugnisse untersagen. 
Die Ansprüche aus dem Heuerverhältnis re- 
geln sich nach dem Seemannstgesetz vom . . . 
(Bundesgesetzbl. . . .).“ 

(3) Die §§ 546 bis 551, 553 bis 554 sowie 
§ 555 Satz 2 und 3 des Handelsgesetzbuchs 
werden aufgehoben. 

(4) § 298 des Strafgesetzbuchs wird auf- 
gehoben. 

(5) Im § 101 Abs. 2 Satz 1 des Arbeits- 
gerichtsgesetzes werden die Worte „nach 
§ 481 des Handelsgesetzbuchs zur Schiffsbe- 
satzung gehörende Personen“ ersetzt durch 
die Worte „Kapitäne und Besatzungsmitglie- 
der im Sinne der §§ 2 und 3 des Seemanns- 
gesetzes“. 

(6) Im § 6 Abs. 1 der Gewerbeordnung 
werden die Worte „die Rechtsverhältnisse 
der Schiffsmannschaften auf den Seeschiffen“ 
ersetzt durch die Worte „die Rechtsverhält- 
nisse der Kapitäne und der Besatzungsmit- 
glieder auf den Seeschiffen“. 

(7) § 31 der Gewerbeordnung wird aufge- 
hoben. 

(8) Im § 22 Abs. 4 Satz 1 des Kündigungs- 
schutzgesetzes werden die Worte „der nach 
§481 des Handelsgesetzbuchs zur Schiffsbe- 
satzung gehörenden Personen“ ersetzt durch 
die Worte „der Kapitäne und der Besatzungs- 
mitglieder im Sinne der §§ 2 und 3 des See- 
mannsgesetzes“. 

(9) § 2 Buchstabe c) der Verordnung über 
die Durchführung der Meldepflicht gemäß 
§ 24 des Kündigungsschutzgesetzes vom 
16. September 1954 (Bundesanzeiger 1954 
Nr. 181 S. 1) erhält folgende Fassung: 

„c) Kapitänen und Besatzungsmitgliedern 
im Sinne der §§ 2 und 3 des Seemanns- 
gesetzes.“ 

(10) § 1 Abs. 3 der Verordnung über see- 
männische Heuerstellen vom 8. November 
1924 (Reichsgesetzbl. I S. 739) in der Fassung 
der Verordnung vom 20. September 1927 


(Reichsgesetzbl. I S. 303) erhält folgende Fas- 
sung: 

„(3) Seeleute im Sinne dieser Bestim- 
mung sind die Schiffsleute nach § 6 des 
Seemannsgesetzes.“ 

(11) Nummer 3 der Verordnung über den 
Urlaub der Jugendlichen in der Hauswirt- 
schaft, Land- und Forstwirtschaft, See- und 
Binnenschiffahrt und in verwandten Wirt- 
schaftszweigen (Jugendurlaubsverordnung) 
vom 15. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1029) 
erhält folgende Fassung: 

„3. Binnenfischerei, Binnenschiffahrt, Flöße- 
rei und Luftfahrt.“ 

(12) § 2 der Verordnung, betreffend Befä- 
higungszeugnisse für Funkoffiziere auf Han- 
delsschiffen vom 8. Oktober 1921 (Reichs- 
gesetzbl. S. 1282) wird aufgehoben. 

(13) § 8 Satz 2 des Gesetzes, betreffend 
die Verpflichtung der Kauffahrteischiffe zur 
Mitnahme heimzuschaffender Seeleute vom 
2. Juni 1902 (Reichsgesetzbl. S. 212) wird auf- 
gehoben. 

(14) § 56 Abs. 3 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Rechtsbeschwerde ist binnen 
zwei Wochen nach Zustellung der Entschei- 
dung bei dem Gericht, dessen Entscheidung 
angefochten wird, mündlich zur Nieder- 
schrift des Urkundsbeamten oder schrift- 
lich einzulegen. Die Beschwerdeanträge und 
deren Begründung sind spätestens binnen 
zwei weiteren Wochen nach Ablauf der 
Frist zur Einlegung der Rechtsbeschwerde 
bei demselben Gericht anzubringen; von 
dem Betroffenen kann dies nur mittels 
einer von einem Verteidiger Unterzeichne- 
ten Schrift oder mündlich zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten geschehen. Vertei- 
diger im Sinne dieser Vorschrift ist, wer 
gemäß § 138 der Strafprozeßordnung im 
Strafverfahren als Verteidiger auftreten 
kann.“ 

(15) § 1 Abs. 1 Satz 2 des Niedersächsischen 
Arbeitsschutzgesetzes für Jugendliche vom 
9. Dezember 1948 (Gesetz- und Verord- 
nungsbl. S. 179) in der Fassung des Ände- 
rungsgesetzes vom 16. Mai 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 116) und des Bundes- 
gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 
Arbeitsschutzgesetzes für Jugendliche vom 
21. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. S. 399) erhält 
folgende Fassung: 

„Es erstreckt sich auf öffentliche und private 
Betriebe und Verwaltung aller Art mit Aus- 
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nähme der Seeschiffahrt und der Seefische- 
rei." 

(16) § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Niedersächsischen 
Arbeitsschutzgesetzes für Jugendliche vom 

9. Dezember 1948 (Gesetz- und Verord- 
nungsbl. S. 179) in der Fassung des Ände- 
rungsgesetzes vom 16. Mai 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 116) und des Bundes- 
gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 
Arbeitsschutzgesetzes für Jugendliche vom 
21. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. S. 399) erhält 
folgende Fassung: 

„3. in der Binnenfischerei, in der Binnen- 
schiffahrt, in der Flößerei, je ausschließ- 
lich der zugehörigen Land- und Boden- 
betriebe,". 

(17) Soweit in anderen Vorschriften auf 
Bestimmungen oder Bezeichnungen verwiesen 
wird, die durch dieses Gesetz geändert wer- 
den, treten an ihre Stelle die entsprechenden 
Bestimmungen oder Bezeichnungen dieses 
Gesetzes. 

§ 147 

Außerkrafttreten von Gesetzen und 
Verordnungen 

Mit Inkrafttreten des Seemannsgesetzes 
treten außer Kraft: 

1. die Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 
(Reichsgesetzbl. S. 175) mit Abänderun- 
gen vom 23. März 1903 (Reichsgesetzbl. 
S. 57), vom 12. Mai 1904 (Reichsgesetzbl. 
S. 167), vom 16. Dezember 1927 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 340), vom 30. Mai 1929 
(Reichsgesetzbl. II S. 383), vom 24. De- 
zember 1929 (Reichsgesetzbl. II S. 759), 
vom 24. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. II S. 
987, 1207) und vom 8. Februar 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 79), 

2. die Bekanntmachung, betreffend die 
Nichtanwendung von Bestimmungen der 
Seemannsordnung auf kleinere Fahrzeuge 
vom 16. Juli 1903 (Reichsgesetzbl. S. 252), 

3. die Verordnung, betreffend das Strafver- 
fahren vor den Seemannsämtern vom 
13. März 1903 (Reichsgesetzbl. S. 42), 

4. die Dienstanweisung, betreffend das Straf- 
verfahren vor den Kaiserlichen Konsulaten 
als Seemannsämter vom 30. Mai 1903 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich 

S. 604), 

5. das Gesetz über die Ermächtigung des 
Reichsarbeitsministers zum Erlaß sozialer 
Schutzvorschriften für die Besatzung von 
Seeschiffen und Hochseefischereifahrzeu- 
gen vom 13. Dezember 1934 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 1396), 


6. die Bekanntmachung, betreffend die Drei- 
teilung des Wachdienstes auf Kauffahrtei- 
schiffen vom 16. Juni 1903 (Reichs- 
gesetzbl. S. 251), 

7. die Verordnung über die Speiserolle der 
Kauffahrteischiffe vom 25. September 
1939 (Reichsgesetzbl. II S. 965), 

8. die Verordnung zur Änderung und Er- 
gänzung der Seemannsordnung vom 
23. August 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 532), 

9. die Bekanntmachung, betreffend die Un- 
tersuchung von Schiffsleuten auf Taug- 
lichkeit zum Schiffsdienste vom 1. Juli 
1905 (Reichsgesetzbl. S. 561) in der 
Fassung der Verordnung vom 8. Mai 1929 
(Reichsgesetzbl. II S. 387), 

10. die Verordnung über die Einführung 
einer Disziplinargeriditsbarkeit für Kapi- 
täne und Offiziere der Handelsmarine 
vom 10. Januar 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 38) in der Fassung der Verordnung vom 
12. März 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 143), 

1 1 . der Erlaß des Führers über die Ausübung 
des Gnadenrechts in der Disziplinar- 
gerichtsbarkeit für Kapitäne und Offiziere 
der Handelsmarine vom 5. Juli 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 391), 

12. die Disziplinarstrafordnung für Schiffe 
der Handelsmarine vom 1. August 1941 
(Reichsverkehrsbl. A S. 200), 

13. das Bremische Gesetz betreffend Verwen- 
dung von Strafgeldern gemäß § 132 See- 
mannsordnung vom 29. November 1949 
(Gesetzbl. S. 232), 

14. das Bremische Gesetz betreffend die Ver- 
wendung von nach § 94 der Seemanns- 
ordnung verwirkten Heuern vom 16. 
Oktober 1903 (Gesetzbl, S. 95). 

§ 148 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 149 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
vierten Monats nach seiner Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. 

Das Seemannsgesetz soll die Seemannsord- 
nung vom 2. Juni 1902 (Reichsgesetzbl. S. 
175) mit späteren Abänderungen ersetzen. Das 
Gesetzgebungsrecht des Bundes beruht auf 
Art. 74 Nr. 12 und 21 des Grundgesetzes. 

Die Seemannsordnung von 1902 (SO) geht in 
wesentlichen Teilen zurück auf die Seemanns- 
ordnung von 1872, die ihrerseits auf der von 
1869 und älteren Gesetzen der deutschen 
Länder beruhte. In der SO spiegeln sich die 
Lage, Struktur und Zusammensetzung der 
deutschen Seeschiffahrt zur Zeit der Jahr- 
hundertwende sowie die arbeitsrechtlichen 
Vorstellungen dieser Zeit wider. 

In den ersten Jahrzehnten des Jahrhunderts 
hat sich die Struktur der Seeschiffahrt ent- 
scheidend gewandelt. Es vollzog sich der 
Übergang von einer Schiffahrt, die sich etwa 
gleichmäßig aus segel- und maschinengetrie- 
benen Schiffen zusammensetzte, zu einer 
Schiffahrt, in der die Maschine die ausschließ- 
liche Rolle spielt. Gleichzeitig erfolgte in 
größerem Umfang die Bildung von Groß- 
reedereien, die über mehrere Schiffe verfü- 
gen. War 1900 noch die Zahl der Reeder oder 
Mitreeder groß, die selbst ein Schiff führten, 
so ist der „Eigner-Kapitän“ heute auf die 
Küstenschiffahrt beschränkt. Die Linien- 
fahrt verstärkte ihre Bedeutung gegenüber 
der Trampschiffahrt. 

An die Stelle verhältnismäßig langer See- 
reisen, verbunden mit längeren Liegezeiten 
der Schiffe sowohl im Heimathafen als auch in 
ausländischen Häfen, traten im Zuge der Ent- 
wicklung der Geschwindigkeiten der Schiffe 
kürzere Reisen. Infolge der Verbesserung der 
Hafenanlagen, insbesondere auch der Lösch- 
und Ladeeinrichtungen sowohl in den Häfen 
als auch auf den Schiffen, verkürzten sich die 
Liegezeiten in den Häfen beträchtlich. 

Der Kapitän nahm noch in den ersten Jahr- 
zehnten des Jahrhunderts eine auch dem 
Reeder gegenüber herausgehobene Stellung ein 
und mußte nach dem Verlassen des Heimat- 
hafens in allen Schiff, Besatzung und Ladung 
betreffenden Fragen selbständige Entschei- 
dungen treffen. Die Entwicklung des Nach- 
richtenwesens in den letzten Jahrzehnten er- 


möglicht es demgegenüber dem Reeder heute 
mehr als früher, selbst in den Reiseablauf 
einzugreifen und den Kapitän mit Weisun- 
gen auch im Einzelfall zu versehen. Die im 
Verhältnis zur Besatzung stark patriarcha- 
lische Stellung des Kapitäns ist damit sehr 
eingeschränkt worden. 

Schon diese strukturellen Wandlungen legten 
es seit langem nahe, die SO durch ein neues 
Gesetz abzulösen. Zu diesen Gründen tritt 
die wesentliche Fortentwicklung, die das Ar- 
beitsrecht in den Jahrzehnten nach der Jahr- 
hundertwende, insbesondere nach 1920, er- 
fahren hat. Von dieser Umgestaltung blieb 
die SO, jedenfalls soweit der Gesetzestext 
betroffen ist, nahezu vollkommen unberührt. 
Nur die durch die Reichsversicherungsord- 
nung bedingte Änderung der Vorschriften 
über die Krankenfürsorge (§ 59 SO) und die 
Durchführung einiger vom Deutschen Reich 
ratifizierter Übereinkommen der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation brachten Umgestal- 
tungen des Textes (z. B. § 69 Abs. 2 SO). Im 
übrigen aber erfolgten Änderungen der ar- 
beitsrechtlichen Stellung der Besatzungsmit- 
glieder ausschließlich durch die Tarifverträge, 
die sowohl für die Fracht und Fahrgäste 
befördernde Seeschiffahrt als auch für die 
Hochseefischerei, die Loggerfischerei, den 
Walfang und die Bergungsfahrt abgeschlos- 
sen und in den letzten Jahrzehnten ständig 
weiter entwickelt wurden. Diese tarifliche 
Fortentwicklung allein aber reicht nicht aus, 
den Bedürfnissen gerecht zu werden. Sie läßt 
nur um so stärker erkennen, in welchem Um- 
fang die SO veraltet und daß sie in wesent- 
lichen Teilen erneuerungsbedürftig ist. Die 
Notwendigkeit eines neuen Gesetzes erhellt 
auch daraus, daß die Bestimmungen der Ta- 
rifverträge teils in direktem Gegensatz zu 
Vorschriften der SO stehen. 

Neben diesen Strukturwandlungen und der 
arbeitsrechtlichen Entwicklung in Deutsch- 
land macht auch der Aufbau des internatio- 
nalen Arbeitsrechts unter Führung der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation ein neues 
Gesetz erforderlich. Eine Reihe von Über- 
einkommen, die vor dem Austritt des 
Deutschen Reichs aus der Internationalen 
Arbeitsorganisation im Jahre 1933 von der 
Internationalen Arbeitskonferenz angenom- 
men wurden, sind vom Deutschen Reich 
ratifiziert worden und haben ihren Nieder- 
schlag im nationalen Recht gefunden. Die 
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Mehrzahl der die Seeschiffahrt betreffenden 
Übereinkommen der Internationalen Arbeits- 
organisation ist jedoch erst zwischen 1933 
und dem Eintritt der Bundesrepublik 
Deutschland in die Internationale Arbeits- 
organisation von der Internationalen Arbeits- 
konferenz angenommen worden. Es ist ge- 
prüft worden, inwieweit diese Übereinkom- 
men in dem Entwurf berücksichtigt werden 
können. In der Begründung zu den Einzel- 
vorschriften ist auf einzelne dieser Überein- 
kommen eingegangen. 

Seit langem wird über das unübersichtliche 
System der SO berechtigt Klage geführt. Dem 
Seemann, der auf See oder im Ausland auf 
sich allein gestellt Ist, ist es nur schwer 
möglich, sich ein klares Bild über seine Rechte 
und Pflichten zu machen. 

Die Fülle der Gründe, die dafür sprechen, die 
SO durch ein modernes Gesetz abzulösen, 
machen es verständlich, daß auch in den ver- 
gangenen Jahrzehnten wiederholt Anstren- 
gungen in dieser Richtung gemacht wurden. 
Hervorzuheben ist ein Versuch im Anfang 
der 20er Jahre, der von Gewerkschaftsseite 
ausging. In der Folge haben sich teils das 
Reichsarbeitsministerium, teils das Reichsver- 
kehrsministerium mit der Reform des See- 
mannsrechts beschäftigt. Alle diese Versuche 
sind jedoch über erste Entwürfe und Erörte- 
rungen nicht hinausgekommen. Auch die 
Bundesregierung sah sich, als die alliierten Be- 
schränkungen der deutschen Seeschiffahrt 
langsam fortfielen, in zunehmendem Maße 
vor das gleiche Problem gestellt. 

Es ist selbstverständlich, daß ein Gesetz- 
gebungswerk, das so eingehend die Rechts- 
beziehungen der Schiffsbesatzungen regeln 
soll, nicht ohne gründliche Untersuchungen 
vorgelegt werden konnte. Ein Gesetz, das in 
Reeder, Kapitän und übriger Besatzung 
solchem Ausmaß die Beziehungen zwischen 
regelt, mußte auch in den Einzelheiten mit 
und in den Kreisen erörtert werden, die es 
später anwenden sollen, wenn es den prak- 
tischen Bedürfnissen entsprechen soll. Das 
war auch deshalb dringend notwendig, weil 
die Besonderheiten der Schiffahrt, vor allem 
die überwiegende Abwesenheit von deutschen 
Häfen, die enge persönliche Gemeinschaft an 
Bord und die in der Gefahrengemeinschaft 
an Bord begründete, über die Direktions- 
befugnis an Land hinausgehende Anord- 
nungsbefugnis des Kapitäns eine andere Ord- 
nung erfordern als die der Rechtsbeziehungen 


zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer an 
Land. 

Auf Anregung der Bundesminister für Arbeit 
und für Verkehr wurde deshalb bereits im 
Jahre 1950 ein Ausschuß der Sozialpartner 
gebildet, dem maßgebende Persönlichkeiten 
der interessierten Gewerkschaften und Ar- 
beitgeberverbände als Sachverständige ange- 
hörten. Das Arbeitsergebnis war ein Entwurf, 
der den Bundesministern für Arbeit und für 
Verkehr zugeleitet wurde und der, zugleich 
mit eingehenden Stellungnahmen der Ver- 
bände selbst, Grundlage der weiteren Arbeit 
war. Bei dem weitaus größten Teil der zu 
losenden Probleme gelangte der Ausschuß 
zu übereinstimmenden Vorschlägen. Diese 
Vorschläge sind im Entwurf verwertet. 

II. 

Der Entwurf ist in sieben Abschnitte geglie- 
dert. Der Erste Abschnitt behandelt allge- 
meine Vorschriften, die für den weiteren 
Inhalt des Gesetzes von Bedeutung sind, und 
bringt insbesondere die zum Verständnis 
notwendigen Begriffsbestimmungen. 

Der Zweite Abschnitt enthält im wesentlichen 
die öffentlich-rechtlichen Vorschriften über 
das Seefahrtbuch und die Musterung. 

Im Dritten Abschnitt wird das als „Heuer- 
verhältnis“ bezeichnete Arbeitsverhältnis der 
Besatzungsmitglieder geregelt. 

Der Vierte Abschnitt befaßt sich mit dem 
Arbeitsschutz, die weiteren Abschnitte behan- 
deln die Ordnung an Bord, die Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten sowie schließlich 
die Schluß- und Übergangsvorschriften. 

III. 

Der Entwurf regelt die mit der Beschäftigung 
an Bord in Verbindung stehenden Fragen zu- 
sammenfassend, soweit die Eigenarten der 
Schiffahrt eine besondere Berücksichtigung 
im Gesetz erforderlich machen. Daraus er- 
geben sich verschiedene Grundsätze: 

1. Das Seemannsgesetz will nur solche Gegen- 
stände besonders erfassen, die abweichend 
von sonst geltenden Gesetzen geregelt 
werden müssen. Soweit das Seemannsgesetz 
nicht etwas Besonderes sagt, sollen die Vor- 
schriften anderer allgemein geltender Ge- 
setze auch im Bereich der Seeschiffahrt An- 
wendung finden. Das gilt vor allem für die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
Es ist hier sowohl an die Vorschriften über 
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das Dienstvertragsrecht, in Sonderheit die 
der §§ 616, 629 und 630, gedacht als auch an 
die des § 113 über die Ermächtigung des 
Minderjährigen durch den gesetzlichen Ver- 
treter. Die von den Vorschriften des § 113 
BGB in einiger Hinsicht abweichenden 
Vorschriften des § 7 Abs. 2 Satz 2 und des 
§ 8 SO sind deshalb auch nicht wieder 
aufgenommen. Neben den nach Möglich- 
keit eingeschränkten Strafvorschriften des 
Entwurfs gilt das Strafgesetzbuch. 

2. Alle die Eigenarten des Heuerverhältnisses 
regelnden Vorschriften sollen nach Mög- 
lichkeit in einem Gesetz zusammengefaßt 
werden. Sondervorschriften in anderen Ge- 
setzen verstreut unterzubringen und im 
Seemannsgesetz nur Gegenstände zu be- 
handeln, die sonst nicht geregelt sind, ent- 
spricht nicht den praktischen Bedürfnissen. 
Der Seemann hat nicht die Möglichkeit, 
jederzeit Rechtsauskünfte zu erhalten oder 
Gesetze einzusehen. Das Seemannsgesetz 
wird, wie heute die SO, dem Seefahrtbuch 
als Anhang beigefügt werden, so daß der 
Seemann die Möglichkeit hat, die sein Ar- 
beitsverhältnis regelnden Rechtsvorschrif- 
ten einzusehen. 

3. Die Grundsätze des Arbeitsrechts für an 
Land beschäftige Arbeitnehmer sollen auch 
für die Besatzungsmitglieder von See- 
schiffen übernommen werden. Abwei- 
chende Regelungen sind nur dort vertret- 
bar, wo die Besonderheiten der Seeschiffahrt 
sie unumgänglich erscheinen lassen. 

Im weiteren berücksichtigt der Entwurf, 
daß, wie in der Vergangenheit auch, das 
Arbeitsrecht des Seemanns sich ständig 
weiterentwickelt. Der Entwurf vermeidet 
deshalb, soweit es möglich ist, starre For- 
mulierungen, die die Gefahr in sich bergen, 
daß das Gesetz schon bald nach seinem 
Erlaß durch die tarifvertragliche Entwick- 
lung überholt ist und in kurzer Zeit wie- 
der veraltet. Der Entwurf bringt, soweit 
es notwendig ist, grundsätzliche Vorschrif- 
ten, die von den Tarifvertragsparteien im 
einzelnen weiter ausgestaltet werden kön- 
nen, und regelt im allgemeinen Mindestbe- 
dingungen, die weder im Einzelheuerver- 
hältnis noch auch in den Tarifverträgen 
unterschritten werden dürfen. Wo es nicht 
unbedingt notwendig ist, Mindestbedin- 
gungen festzulegen, verwendet der Ent- 
wurf das Wort „angemessen“. Den Tarif- 
vertragsparteien wird damit die Aufgabe 
übertragen, näher zu bestimmen, was „an- 


gemessen“ ist, ohne daß der Entwurf eine 
tarifvertragliche Regelung gesetzlich veran- 
kert und damit einer künftigen Ausgestal- 
tung und Verbesserung entgegenwirkt. 

Die im § 1 Abs. 2 SO vorgesehene starre 
Regelung der Unabdingbarkeit des Geset- 
zes, die durch die Entwicklung der letzten 
Jahrzehnte schon überholt ist, läßt der 
Entwurf fallen. § 10 des Entwurfs sieht 
nur da, wo es im öffentlichen Interesse 
notwendig ist, die Unabdingbarkeit vor. 
Im übrigen aber können, und zwar insbe- 
sondere im Dritten und Vierten Abschnitt, 
die Vorschriften zugunsten des Besat- 
zungsmitglieds abgedungen werden. 

IV. 

1. Das Seemannsrecht hat sich durch Jahrhun- 
derte entwickelt. Jeweils ist auf die vor- 
hergehende Regelung zurückgegriffen 
worden und sind Vorschriften, die sich 
bewährt hatten, übernommen und weiter 
ausgestaltet worden. Auch der Entwurf 
geht diesen Weg und sichert damit die 
organische Weiterentwicklung. Die SO ist 
im Entwurf in folgender Weise umgestaltet: 

a) Ein Teil der Vorschriften der SO kann 
in ihren Grundgedanken, wenn auch 
nur teilweise im Wortlaut, übernom- 
men werden. Bei der Begründung der 
Einzelvorschriften des Entwurfs wird 
jeweils darauf hingewiesen werden. 

b) Auch soweit die Übernahme der Vor- 
schriften in derselben oder in veränder- 
ter Fassung möglich ist, sind weitgehend 
aus systematischen Gründen Umstellun- 
gen vorgenommen. Insbesondere sind 
alle das öffentliche Recht betreffenden 
Vorschriften, ebenso wie die das Ar- 
beitsrecht angehenden und die über 
den Arbeitsschutz, jeweils den ent- 
sprechenden Abschnitten des Entwurfs 
zugeordnet. Im Fünften Abschnitt sind 
alle die Ordnung an Bord behandeln- 
den Vorschriften zusammengefaßt ein- 
schließlich der Regelung der Vorgesetz- 
tenverhältnisse an Bord. 

c) Vorschriften, wie z. B. die über die 
Arbeitszeit, die in der SO unzureichend 
(geregelt ist, sind durch neue ersetzt 
worden. 

d) Vorschriften, die mit dem heutigen 
Rechtsempfinden nicht mehr vereinbar 
sind, wie z. B. § 43 SO über eine Heuer- 
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Herabsetzung während der Reise, sind 
ganz gestrichen worden. 

2. Der Weiterentwicklung des Arbeitsrechts 
wird der Entwurf dadurch gerecht, daß er 
eine Reihe von Vorschriften über Gegen- 
stände, die in der SO überhaupt nicht oder 
nur unzureichend geregelt sind, neu ein- 
fügt. Hier handelt es sich im wesentlichen 
um folgende Gebiete, auf die die Begrün- 
dung der Einzelvorschriften näher eingeht: 

a) Heuerzahlung, 

b) Urlaub und Landgang, 

c) Kündigung, 

d) Arbeitsschutz, 

e) Sondervorschriften für Jugendliche und 
Frauen, 

f) Arbeitszeit und Mehrarbeit, 

g) Sonn- und Feiertagsausgleich, 

h) Arbeitzeitnachweise und Aufsicht über 
den Arbeitsschutz und die Arbeitszeit. 


B. Besonderer Teil 

Erster Abschnitt 

§1 

Ebenso wie nach der SO bezieht sich der 
Geltungsbereich des Entwurfs auf die Kauf- 
fahrteischiffe, die nach den Vorschriften 
des Flaggenrechtsgesetzes die Bundesflagge 
führen. Der Entwurf stellt dabei auf das be- 
rechtigte tatsächliche Führen der Flagge ab, 
nicht aber, wie die SO, darauf, ob die Schiffe 
die Flagge führen dürfen. 

§2 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 2 Abs. 1 
erster Halbsatz SO und berücksichtigt dane- 
ben die in besonderen Notfällen mögliche 
Einsetzung eines Kapitäns durch den Konsul 
nach § 35 Konsulatsgesetz vom 8. November 
1867 (Bundesgesetzbl. S. 137), geändert 
durch Gesetz vom 14. Mai 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 447). 

Absatz 2 schreibt vor, daß auch der Kapitän 
Inhaber eines staatlichen Befähigungszeug- 
nisses sein muß, das ihn zur Führung des 
Schiffs berechtigt. Die SO bringt im § 4 nur 
eine Ermächtigung, die Einzelheiten über das 


Befähigungszeugnis durch Bestimmungen zu 
regeln (siehe dazu die Schiffsbesetzungsord- 
nung vom 29. Juni 1931 [Reichsgesetzbl. II 
S. 517] mit späteren Änderungen). Der Ent- 
wurf nimmt den Grundsatz in das Gesetz auf 
und überläßt die Ausgestaltung der Vor- 
schrift im einzelnen einer Rechtsverordnung 
(vgl. § 142 Abs. 1). 

Absatz 3 übernimmt im Grundsatz § 3 Abs. 1 
Satz 2 SO, überläßt jedoch die Wahrnehmung 
der Pflichten und Befugnisse des Kapitäns in 
besonderen Fällen grundsätzlich nur Inhabern 
von Befähigungszeugnissen. Daß sich der 
Kapitän in Einzelfällen und in einzelnen 
Dienstzweigen auch von anderen Personen 
vertreten lassen kann, richtet sich nach allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen und braucht nicht 
besonders erwähnt zu werden. 

§3 

§481 HGB enthält eine Begriffsbestimmung 
für den Ausdruck „Schiffsbesatzung". Es er- 
scheint nicht zweckmäßig, diese Begriffs- 
bestimmung in den Entwurf zu übernehmen 
oder auf sie zu verweisen. Die Auslegung des 
§ 481 HGB ist umstritten. Außerdem fallen 
unter § 481 HGB nach der herrschenden 
Ansicht auch Personen, die nur vorüber- 
gehend, etwa zur Hafenarbeit, auf dem Schiff 
beschäftigt sind. Für diese Personen würden 
die Vorschriften des Entwurfs nicht passen, 
weil die Regelung des Entwurfs eine auf 
gewisse Dauer berechnete Eingliederung in 
den Schiffsbetrieb voraussetzt. § 3 bestimmt 
daher für die Zwecke des Entwurfs den Be- 
griff des Besatzungsmitglieds und beschränkt 
ihn auf die Schiffsoffiziere (§ 4), die sonstigen 
Angestellten (§ 5) und die Schiffsleute (§ 6). 

§4 

§ 4 entspricht im wesentlichen § 2 Abs. 2 SO. 
Ausdrücklich werden die Seefunker 1. und 2. 
Klasse als Schiffsoffiziere bezeichnet. Eine 
Vorschrift, nach der Funkbeamte als Schiffs- 
offiziere im Sinne des § 2 SO anzusehen sind, 
findet sich bisher im § 2 der Verordnung, be- 
treffend Befähigungszeugnisse für Funkoffi- 
ziere auf Handelsschiffen vom 8. Oktober 
1921 (Reichsgesetzbl. S. 1282). Diese jetzt 
noch geltende Vorschrift wird durch § 146 
Abs. 12 aufgehoben. Der im § 2 Abs. 2 SO 
noch erwähnte Proviantverwalter wird heute 
in der Praxis nicht mehr als Schiffsoffizier an- 
gesehen und ist deshalb nicht wieder aufge- 
nommen. 
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§5 

In der Praxis der letzten Jahrzehnte, insbe- 
sondere durch die Tarifverträge, hat sich ne- 
ben den Schiffsoffizieren eine Gruppe von 
Besatzungsmitgliedern herausgebildet, die 
durch die Art ihrer Stellung an Bord und ihre 
Tätigkeit in arbeitsrechtlicher Hinsicht den 
Schiffsoffizieren angeglichen ist (vor allem bei 
den Kündigungsfristen und der Fortzahlung 
der Heuer im Krankheitsfall), ohne aber des- 
halb als Schiffsoffizier bezeichnet zu werden. 
Der Entwurf behält die Bezeichnung „Schiffs- 
offizier“ weiterhin einer besonderen Gruppe 
vor, im wesentlichen den Inhabern von Be- 
fähigungszeugnissen (vgl. die Aufzählung im 
5 4). Da andererseits die arbeitsrechtliche 
Gleichstellung mit dem Schiffsoffizier über- 
nommen werden soll, ist es notwendig, als 
neuen Begriff den des „sonstigen Angestell- 
ten“ zu schaffen. 

Die Fassung des § 5 überläßt die weitere Ent- 
wicklung der Praxis. Sie stellt auf die seemän- 
nische Verkehrsanschauung ab und erwähnt 
als Beispiele die überwiegend leitende, beauf- 
sichtigende, büromäßige oder die verantwort- 
liche Tätigkeit, die besondere Kenntnisse er- 
fordert. Diese Begriffsbestimmung wird der 
Praxis der Seeschiffahrt gerecht und ermög- 
licht es, den Kreis der unter die Begriffsbe- 
stimmung des ^ 5 fallenden Personen in Tarif- 
vertrag und Rechtsprechung zu erweitern. 
Eine Aufzählung der Dienstgrade, die heute 
schon als Angestellte angesehen werden, 
würde die Entwicklung hemmen. Nicht mög- 
lich erscheint es hier, den Begriff des Ange- 
stellten an § 1 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes anzulehnen. 


§6 

5 6 entspricht im wesentlichen § 2 Abs. 3 SO. 

Bei dem weiter unten (§§ 13 bis 22) zu be- 
handelnden geänderten Charakter der Muste- 
rung ist es nicht mehr notwendig, die Muste- 
rung an dieser Stelle besonders zu erwähnen. 

Die Vorschriften des Entwurfs gelten grund- 
sätzlich für alle Besatzungsmitglieder ohne 
Unterschied des Geschlechts. § 2 Abs. 3 Satz 2 
SO kann deshalb fortfallen. Gleiches gilt bei 
dem eingeschränkten Begriff des Besatzungs- 
mitglieds im § 3 auch für den Lotsen. Einer 
besonderen Zusammenfassung der Schiffsleute 
als „Schiffsmannschaft“ bedarf es nicht mehr. 
Der Begriff „Schiffsmannschaft“ wird im Ent- 
wurf nicht mehr verwendet. 


§7 

Absatz 1: Neben den Besatzungsmitgliedern 
(§ 3) befinden sich auf größeren Fahrgast- 
schiffen Arbeitnehmer, die für eine Tätig- 
keit während der Reise an Bord des Schiffs 
eingestellt sind, jedoch nicht vom Reeder für 
die Tätigkeit angenommen werden, also 
nicht in einem Heuerverhältnis stehen. Es 
handelt sich bei diesen Arbeitnehmern z. B. 
um Angestellte oder Arbeiter in Buchhand- 
lungen, Blumenläden und Friseurgeschäften, 
deren Inhaber ihrerseits mit dem Reeder einen 
Pachtvertrag abgeschlossen haben und eigene 
Arbeitnehmer an Bord schicken. Zur Zeit 
werden allerdings solche Personen noch nicht 
wieder auf Schiffen unter der Bundesflagge 
beschäftigt. Da jedoch mit der Beschäftigung 
zu rechnen ist, wenn es wieder eine deutsche 
Fahrgastschiffahrt gibt, ist die Bestimmung 
vorsorglich eingefügt. Die Vorschrift ent- 
spricht im übrigen der Regelung, die vor 
dem Krieg bei den großen Fahrgastreedereien 
üblich war. 

Grundsätzlich findet der Entwurf auch auf 
diese Arbeitnehmer Anwendung, soweit nicht 
etwas anderes bestimmt ist. Das gilt vor allem 
für die Vorschriften des Zweiten Abschnitts, 
d. h. auch diese Arbeitnehmer müssen gemu- 
stert werden und im Besitz eines Seefahrt- 
buchs sein. 

Die Vorschriften des Fünften Abschnitts über 
die Ordnung an Bord und die besonderen 
Befugnisse des Kapitäns sind auch gegenüber 
diesen Arbeitnehmern anzuwenden. 

Bei den Vorschriften des Dritten Abschnitts 
über das Heuerverhältnis ist darauf abge- 
stellt, ob für diesen Personenkreis besondere 
soziale Schutz Vorschriften wegen ihrer Be- 
schäftigung an Bord erforderlich sind oder 
ob die Regelung nach den für die Beschäfti- 
gung an Land geltenden Grundsätzen aus- 
reicht. Einen Katalog der anzuwendenden 
Vorschriften bringt § 81. 

Die Vorschriften des Vierten Abschnitts sol- 
len auf diese Gruppe keine Anwendung fin- 
den. § 143 Abs. 1 Nr. 14 sieht iedoch eine Er- 
mächtigung für die Bundesminister für Arbeit 
und für Verkehr vor, Bestimmungen über die 
Anwendung der Vorschriften der Arbeitszeit- 
ordnung und des Jugendschutzgesetzes auf 
diese Personen unter Berücksichtigung der Be- 
sonderheiten des Schiffsbetriebs zu treffen. 
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Absatz 2: Besonders erwähnt sind Personen, 
die zwar im Rahmen des Schiffsbetriebs an 
Bord tätig sind, aber weder in einem Heuer- 
verhältnis noch in einem Arbeitsverhältnis 
stehen, z. B. selbständige Friseure oder Foto- 
grafen, die selbst auf Grund eines Pachtver- 
trags an Bord tätig werden. Eines sozialen 
Schutzes bedürfen diese Personen nicht, doch 
müssen aus Gründen der Aufrechterhaltung 
der Ordnung an Bord auch für sie die Vor- 
schriften des Fünften Abschnitts und die sich 
darauf beziehenden Vorschriften über Straf- 
taten und Ordnungswidrigkeiten igelten. Die 
gleichen Vorschriften müssen auch gegen- 
über Lotsen anwendbar sein. Daß Lotsen 
nicht Besatzungsmitglieder sind, ergibt sich 
schon aus der einschränkenden Fassung des 
\ 3, darüber hinaus auch aus § 1 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über das Seelotswesen 
70 m 13. Oktober 1954 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1035). Um herauszustellen, daß § 7 Abs. 2 
auf die Lotsen keine Anwendung findet, ist es 
notwendig, sie ausdrücklich auszunehmen. 

§8 

Das Seemannsgesetz verwendet an verschie- 
denen Stellen den Begriff des Jugendlichen. 
Das Jugendschutzgesetz vom 30. April 1938 
findet nach seinem § 2 Abs. 1 Nr. 3 auf die 
Seeschiffahrt keine Anwendung, so daß der in 
diesem Gesetz gegebene Begriff des Jugend- 
lichen nicht ohne weiteres verwendbar ist. Es 
ist deshalb eine Definition einzufügen. 

§ 9 

§ 9 entspricht im wesentlichen § 5 Abs. 1 
und 2 SO. Der Entwurf bezeichnet als See- 
mannsämter außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes jedoch nicht mehr die Kon- 
sulate für Hafenplätze, sondern überläßt dem 
Bundesminister des Auswärtigen die Entschei- 
dung darüber, welche diplomatischen oder 
konsularischen Vertretungen der Bundes- 
republik als Seemannsämter zu bestimmen 
sind. 

§ 10 

§ 1 Abs. 2 SO sieht grundsätzlich die Unab- 
dingbarkeit ihrer Vorschriften vor. § 10 
kennt sie nur noch da, wo es aus öffentlich- 
rechtlichen Gründen notwendig ist, d. h. in 
erster Linie beim Zweiten Abschnitt (See- 
fahrtbücher, Musterung), bei der Ordnung 
an Bord und teilweise beim Arbeitsschutz. 
Soweit es sich jedoch um Vorschriften han- 
delt, die unmittelbar das Heuerverhältnis 


gestalten und bei denen auch im Landarbeits- 
recht abweichende Vereinbarungen zugelas- 
sen sind, soll zugunsten der Besatzungsmit- 
glieder von den Vorschriften des Gesetzes 
abgewichen werden können. Das bezieht sich 
insbesondere auf Einzelarbeitsverträge und 
auf Tarifverträge. Dasselbe gilt entsprechend 
dem Charakter des Arbeitsschutzrechts auch 
für die Vorschriften des Vierten Abschnitts. 

Besondere Regelungen sind im § 106 für die 
Schiffsoffiziere, im § 139 Abs. 3 für die Ab- 
grenzung der Zwei-Wachen-Schiffe und im 
§ 141 für die Fischerei und den Walfang vor- 
gesehen. 

Zweiter Abschnitt 

Vorbemerkung zu §§ 11 und 12 

Das Seefahrtbuch dient wie auch nach der SO 
verschiedenen Zwecken: Es ist nach der Ver- 
ordnung über Reiseausweise als Paßersatz 
und über die Befreiung vom Paß- und Sicht- 
vermerkszwang in der Fassung vom 14. Fe- 
bruar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 77), ge- 
ändert durch Verordnung vom 12. Mai 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 425), Paßersatz und 
außerdem Nachweis für Sozialversicherungs- 
ansprüche und für Fahrtzeiten zum Besuch 
von Seefahrt- und Schiffsingenieurschulen. 
Die Vorschriften des Entwurfs folgen im 
wesentlichen denen der SO. 

§ 11 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 7 Abs. 1 
SO. 

Absatz 2 ist ebenfalls im § 7 Abs. 1 SO ent- 
halten. Um einheitliche Vorschriften für die 
Ausgabe der Seefahrtbücher zu ermöglichen, 
ist im § 143 Abs. 1 Nr. 2 eine Ermächtigung 
zum Erlaß einer Rechtsverordnung vorge- 
sehen. Bisher regelt sich das Verfahren nach 
inzwischen allerdings überholten landesrecht- 
lichen Vorschriften, die schon vor Jahren 
durch eine von den Küstenländern bekannt- 
gegebene übereinstimmende Dienstanweisung 
für die Seemannsämter abgelöst wurden. Die 
Ermächtigung im § 11 Abs. 1 SO bezieht sich 
nur auf die Einrichtung und den Preis des 
Seefahrtbuchs. 

Absatz 3 übernimmt im wesentlichen § 9 SO. 

§ 12 

Absatz 1 ist neu eingefügt und ermöglicht es, 
das Seefahrtbuch, das schon nach der SO dem 
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Inhaber für unbestimmte Zeit ausgestellt 
wird, beim Vorliegen besonderer Umstände 
zu schließen. In erster Linie soll das ge- 
schehen, wenn ein neues Seefahrtbuch ausge- 
stellt wird. 

Nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung über 
Reiseausweise als Paßersatz usw. ist das See- 
fahrtbuch Paßersatz. Absatz 1 Nr. 2 verweist 
für die Schließung auf die Grundsätze, die 
das Paßgesetz für den Entzug eines Reise- 
passes vorsieht. 

Absatz 2: Um die im Absatz 1 Nr. 2 und 3 
vorgesehene Schließung des Seefahrtbuchs zu 
ermöglichen, ist es notwendig, dem See- 
mannsamt die Befugnis einzuräumen, die 
Vorlage des Seefahrtbuchs anzuordnen. 

Vorbemerkung zu §§ 13bis22 

Die Anmusterung hat sich aus Anfängen im 
Mittelalter entwickelt und ist nach der SO 
zu einer Verlautbarung des mit dem Schiffs- 
mann geschlossenen Heuervertrags (§ 13 

SO), die Abmusterung zu einer Verlaut- 
barung der Beendigung des Dienstverhältnis- 
ses (§18 SO) vor einem Seemannsamt ge- 
worden. Die Anmusterungsverhandlung wird 
nach § 14 Abs. 1 SO als Musterrolle ausge- 
fertigt, die Abmusterung nach § 22 SO in 
der Musterrolle vermerkt. Die erfolgte An- 
bzw. Abmusterung ist in das Seefahrtbuch 
des betreffenden Besatzungsmitglieds einzu- 
tragen (§ 16 Abs. 1 und § 22 SO). Aus den 
Vorschriften der SO, insbesondere denen 
über den Inhalt der Musterrolle (§14 Abs. 2 
SO), ergibt sich als Hauptzweck der Muste- 
rung, den Inhalt der Vertragsbeziehungen 
zwischen dem Reeder und dem Schiffsmann 
zu bestätigen und damit der Beweissicherung 
zu dienen. Daneben wirkt sie als Nachweis 
für die Besetzung des Schiffs. 

In den vergangenen Jahrzehnten hat sich der 
Charakter der Musterung, insbesondere 
durch die tarif-vertragliche Entwicklung des 
Kündigungsrechts, gewandelt. Beim Ent- 
stehen der SO fiel der Abschluß des Dienst- 
verhältnisses mit der Anmusterung, die Be- 
endigung mit der Abmusterung zusammen, 
kennt doch die SO im § 28 Abs. 3 Satz 2 für 
Schiffsoffiziere und Schiffsleute nur eine 
Kündigungsfrist von 24 Stunden zur Ent- 
lassung in jedem Hafen, den das Schiff zum 
Laden oder Löschen anläuft. Heute fallen 
Beginn und Ende des Heuerverhältnisses in 
der Regel nicht mehr mit der An- bzw. Ab- 
musterung zusammen, und zwar aus folgen- 
den Gründen: 


1. Die Kündigungsfristen sind durch Tarif- 
vertrag wesentlich verlängert. Der Ent- 
wurf folgt, wie bei der Begründung zu 
den §i§ 64 ff. darzulegen ist, im wesent- 
lichen dieser tariflichen Entwicklung. Nach 
§ 65 dauert das Heuerverhältnis in den 
meisten Fällen über den Zeitpunkt der 
Abmusterung hinaus fort. Die Abmuste- 
rung muß jedoch vorgenommen werden, 
da schon aus Gründen der Paßkontrolle 
die Musterrolle im Einklang mit der tat- 
sächlichen Besetzung des Schiffs zu hal- 
ten ist. 

2. Den langen Kündigungsfristen und der 
derzeitigen Praxis entsprechend sieht § 27 
eine Verpflichtung der Schiffsoffiziere und 
sonstigen Angestellten vor, auf jedem 
Schiff des Reeders Schiffsdienste zu ver- 
richten, soweit mit einer Umsetzung keine 
wesentliche Verschlechterung der Arbeits- 
bedingungen verbunden ist. In der Praxis 
wird es sich dabei sehr häufig um Um- 
setzungen handeln, die der Beförderung 
und damit dem Weiterkommen des Be- 
satzungsmitglieds dienen. Die in solchen 
Fällen notwendige Abmusterung auf dem 
ersten und die Anmusterung auf dem 
zweiten Schiff hat mit dem Fortbestand 
des Heuerverhältnisses, über den sich die 
Beteiligten einig sind, nichts mehr zu tun. 

3. Die SO kennt keine Urlaubsbestimmungen. 
Solche Vorschriften sind vielmehr erst im 
Zuge der tarifvertraglichen Entwicklung 
entstanden. Der Entwurf regelt in den 
§§ 55 ff. in Anlehnung an die Tarifver- 
träge den Urlaub. Das Heuerverhältnis 
eines Besatzungsmitglieds dauert also zu- 
mindest für die Urlaubszeit fort. Trotz- 
dem muß eine Abmusterung jedenfalls 
dann erfolgen, wenn das Schiff ohne das 
beurlaubte Besatzungsmitglied die Reise 
fortsetzt oder eine neue Reise antritt. 

Der Entwurf berücksichtigt diese Entwick- 
lung. Die Musterrolle wird zu einer Urkunde 
mit dem Hauptzweck, über die jeweilige Zu- 
sammensetzung der Schiffsbesatzung Aus- 
kunft zu geben (§ 13 Abs. 1). Der Inhalt der 
Musterrolle (§14) wird entsprechend erwei- 
tert, die Musterung selbst (§ 15) zu einer 
amtlichen Bestätigung über den Antritt des 
Dienstes an Bord (Anmusterung), dessen Be- 
endigung (Abmusterung) oder eine nicht 
nur vorübergehende Änderung der Dienst- 
stellung an Bord (Ummusterung). Der bis- 
herige Hauptzweck der Musterrolle, Beweis- 
sicherung für den Inhalt der Heuerverhält- 
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nisse zu sein, bleibt daneben erhalten (siehe 
dazu § 14 Nr. 5). Das Verfahren bei der 
Musterung bleibt im wesentlichen das gleiche 
wie nach der SO. Um ein einheitliches Ver- 
fahren zu sichern, ist eine Ermächtigung zum 
Erlaß einer Rechtsverordnung vorgesehen 
(§ 143 Abs. 1 Nr. 1 und 3). 

§ 13 

Absatz 1 legt den Charakter und den Zweck 
der Musterrolle fest. Gegenüber der SO, die 
von einer Anmusterungsverhandlung spricht, 
wird die Musterrolle im Entwurf als eine 
Urkunde bezeichnet, die auch unabhängig 
von einer Anmusterung ausgestellt werden 
kann. 

Dieser Gedanke wird durch Absatz 2 Satz 1 
noch stärker betont. 

Absatz 2 Satz 2 entspricht § 14 Abs. 4 SO. 

Absatz 3 definiert die Musterung als die Ver- 
handlung vor dem Seemannsamt, in der die 
vorgeschriebenen Angaben (§ 14) in die 
Musterrolle eingetragen werden. 

§ 14 

Den allgemeinen Bemerkungen entsprechend 
ist der Inhalt der Musterrolle umgestaltet. 
Neu sind vor allem die Angaben über die 
Vermessung und die Maschinenstärke des 
Schiffs und solche über die für die verschie- 
denen Fahrtgebiete vorgeschriebene Zahl 
der Besatzungsmitglieder sowie über die er- 
forderlichen Befähigungszeugnisse des Kapi- 
täns und anderer Besatzungsmitglieder. Diese 
Angaben sollen den Seemannsämtern die 
'Prüfung der staatlich vorgeschriebenen Be- 
setzung der Schiffe erleichtern. 

In Nr. 5 sind zusammenfassend die Angaben 
verlangt, die bisher Hauptinhalt der Muster- 
rolle sind. 

In Nr. 6 und 7 kommt der Zweck der Muster- 
rolle, Auskunft über den Dienstantritt bzw. 
das Dienstende auf dem Schiff zu geben, noch 
einmal zum Ausdruck. 

Die vorgeschriebene besondere Kennzeich- 
nung der Jugendlichen entspricht dem Über- 
einkommen Nr. 7 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation über das Mindestalter für 
die Zulassung von Kindern zur Arbeit auf See, 
das für die Bundesrepublik verbindlich ist 
(vgl. Reichsgesetzbl. 1929 II S. 383 und 753 
in Verbindung mit Bundesgesetzbl. 1952 II 
S. 607). 


§ 15 

Absatz 1: Die hier vorgesehene Verpflichtung 
des Kapitäns entspricht § 18 Satz 1 SO. Im 
übrigen bringt die Vorschrift die nach der 
Vorbemerkung zu den §§ 13 bis 22 von der 
SO entscheidend abweichende neue Begriffs- 
bestimmung der An- bzw. Abmusterung. 
Die Ummusterung ist neu erwähnt. Ihre 
Notwendigkeit ergibt sich daraus, daß eine 
Prüfung der ordnungsmäßigen Besetzung des 
Schiffs möglich sein muß. Die Ummusterung 
kommt in erster Linie bei Beförderungen in 
Frage, z. B. bei der vom Leichtmatrosen zum 
Matrosen. 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen § 13 Satz 2 
SO. 

§ 16 

Absatz 1 entspricht § 12 Abs. 2 SO. 

Die Absätze 2 und 3 übernehmen im wesent- 
lichen § 13 Satz 3 SO. Doch ist stärker als 
in der SO betont, daß das Seefahrtbuch bei 
der Musterung vorzulegen und die Tatsache 
der Musterung in ihm zu vermerken ist. 
Anders als die SO überläßt der Entwurf die 
Entscheidung, ob das Seefahrtbuch bei einer 
Musterung außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes vorzulegen ist, nicht mehr 
dem Ermessen des Besatzungsmitglieds. Der 
Entwurf gibt nur dem Seemannsamt außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
die Möglichkeit, auf die Vorlage zu verzich- 
ten. Ein solcher Verzicht auf die Vorlage 
kann notwendig sein, wenn gelegentlich 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes Personen als Besatzungsmitglieder 
angenommen werden, die nicht für die 
Dauer eine Tätigkeit in der Seeschiffahrt an- 
streben, sondern sich nur die Rückfahrt ver- 
dienen wollen (sog. Überarbeiter). Will ein 
solches Besatzungsmitglied später dauernd in 
der Seeschiffahrt tätig werden, erhält es ein 
Seefahrtbuch. Es kann ihm dann auf Antrag 
bei der nächsten Musterung innerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes der 
Musterungsvermerk nachträglich eingetragen 
werden. Der Verzicht auf ein Seefahrtbuch 
kann auch bei vorübergehender aushilfswei- 
ser Annahme eines Ausländers in Betracht 
kommen. 

§ 17 

Absatz 1 ist neu eingefügt. Die Vorlage der 
erforderlichen Befähigungszeugpisse ermög- 
licht es dem Seemannsamt, die ordnungs- 
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mäßige Besetzung des Schiffs nachzuprüfen. 
Die erforderlichen Befähigungszeugnisse er- 
geben sich aus anderen Rechtsvorschriften 
(z. B. Schiffsbesetzungsordnung, Funksicher- 
heitsverordnung vom 9. September 1955, 
Bundesgesetzbl. II S. 860). 

Absatz 2 entspricht § 10 SO. Die Vorschrift 
soll Doppelmusterungen verhindern. 

§ 18 

§ 18 entspricht im wesentlichen § 16 Abs. 2 
SO. Die Vorschrift ist zur Erleichterung der 
Paß- und Zollabfertigung in den Häfen er- 
forderlich. Satz 2 ist neu eingefügt, um Miß- 
bräuche auszuschließen. 

§ 19 

§ 19 entspricht im wesentlichen § 19 SO. 
Das Zeugnis ist nicht mehr besonders er- 
wähnt, da sich der Anspruch auf Erteilung 
eines Zeugnisses bereits aus § 630 BGB 
ergibt. 

§ 20 

Eine der Generalmusterung des § 20 ähnliche 
Vorschrift findet sich im § 23 SO. Der Ent- 
wurf berücksichtigt den veränderten Charak- 
ter der Musterrolle und spricht von einer 
„neuen Musterrolle“ und nicht mehr von 
einem „Auszug aus der Musterrolle“. Bisher 
kann nur der Kapitän die Erteilung eines 
solchen Auszugs beantragen; jetzt wird auch 
dem Seemannsamt die Möglichkeit gegeben, 
die Generalmusterung zu verlangen, wenn 
die Musterrolle unübersichtlich oder unleser- 
lich geworden ist. Das entspricht einem prak- 
tischen Bedürfnis. 

§ 21 

§ 21 enthält in vereinfachter Form die Rege- 
lung des § 24 SO. 

§ 22 

§ 22 entspricht § 26 SO. Im § 143 Abs. 1 
Nr. 3 ist eine Ermächtigung zum Erlaß einer 
Rechtsverordnung vorgesehen, durch die 
u. a. auch die Kosten geregelt werden 
können. 

Dritter Abschnitt 

V o r b e me r k u n g 

Der Dritte Abschnitt regelt das als Heuer- 
verhältnis bezeichnete Arbeitsverhältnis des 


Seemanns zu seinem Reeder. Nur noch in 
einzelnen Punkten kann auf die Vorschriften 
der SO zurückgegriffen werden (vgl. A. IV.). 
Wertvolle Vorarbeiten für eine gesetzliche 
Neuregelung, insbesondere des Dritten Ab- 
schnitts, haben die Sozialpartner mit den für 
die verschiedenen Zweige der Seeschiffahrt 
abgeschlossenen Tarifverträgen geleistet. 

Bei einer gesetzlichen Regelung der Arbeits- 
bedingungen der seemännischen Arbeitneh- 
mer sprechen die vielfältigen Besonderheiten 
eines Schiffsbetriebs gegenüber den Verhält- 
nissen in einem Landbetrieb dafür, das 
Heuerverhältnis in einem besonderen See- 
mannsgesetz zu regeln. Eine Einbeziehung 
dieser Vorschriften in ein allgemeines Ar- 
beitsverhältnisgesetz, zu dem die ersten Vor- 
arbeiten im Gange sind, würde dieses Gesetz 
durch die Vielzahl der für die Seeschiffahrt 
erforderlichen Ausnahmevorschriften zu 
stark belasten. Hinzu kommt noch, daß die 
arbeitsrechtlichen Vorschriften, die für die 
seemännischen Arbeitnehmer zu erlassen 
sind, vielfach mit öffentlich-rechtlichen Vor- 
schriften, insbesondere denen über die Mu- 
sterung und die Ordnung an Bord, verbun- 
den sind und in einem inhaltlichen Zusam- 
menhang mit diesen stehen, was ebenfalls 
für die Zusammenfassung aller dieser Vor- 
schriften in einem einheitlichen Sondergesetz 
spricht. Im übrigen bedarf es hier auch der 
Berücksichtigung einer ganzen Anzahl von 
Übereinkommen der Internationalen Ar- 
beitsorganisation, die nur auf die Seeschiff- 
fahrt abstellen und deren Einbeziehung 
ebenfalls den Rahmen eines allgemeinen Ar- 
beitsverhältnisgesetzes sprengen würde. 

Dementsprechend zeigt sich auch in auslän- 
dischen Rechten überwiegend die Tendenz 
zur sondergesetzlichen Regelung des See- 
arbeitsrechts im weiteren Sinne. So bestehen 
Seemannsgesetze in Großbritannien, Schwe- 
den, Norwegen, Dänemark, Finnland, 
Frankreich, Belgien, den USA und der So- 
wjetunion, wobei in Finnland, Frankreich, 
Belgien und der Sowjetunion daneben allge- 
meine Arbeitsverhältnisgesetze gelten. 

Wenn das Seemannsgesetz in diesem Zusam- 
menhang als Sondergesetz bezeichnet wer- 
den muß, so führt der Entwurf doch nicht 
zu einem Ausnahmerecht des Seemanns, das 
ihn gegenüber dem Arbeitnehmer an Land 
schlechter stellt. Abweichungen von dem all- 
gemeinen Recht des Arbeitsverhältnisses sind 
nur dort zu rechtfertigen, wo sie durch die 
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Eigenart der Beschäftigung an Bord eines 
Seeschiffs zwingend geboten sind. 

In dem Wort „Sondergesetz“ kommt außer- 
dem eine Beschränkung des Inhalts dieses 
Entwurfs zum Ausdrude. Die Vorschriften 
über das Heuerverhältnis erheben keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit im Hinblick 
auf eine abschließende, nicht mehr ergän- 
zungsbedürftige Kodifizierung dieser Ma- 
terie. Es sind hier vielmehr nur diejenigen 
Vorschriften zusammengefaßt, die diesem 
Sonderbereich eigentümlich sind. So bedarf 
es einer Reihe von Bestimmungen, für die 
es im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses an 
Land an vergleichbaren Tatbeständen fehlt. 
Es sind dies Vorschriften über die Unter- 
bringung und Verpflegung der Besatzungs- 
mitglieder an Bord, über die Krankenfür- 
sorge, den Landgang, die Rückbeförderung 
usw. 

Die Vorschriften des Dritten Abschnitts 
setzen ihrer Anlage nach voraus, daß neben 
ihnen die allgemeinen arbeitsrechtlichen Vor- 
schriften, die zur Zeit beispielsweise im Bür- 
gerlichen Gesetzbuch, im Handelsgesetzbuch 
und im Kündigungsschutzgesetz verstreut 
sind, ebenso auch für das seemännische Ar- 
beitsverhältnis gelten wie etwa später ein 
allgemeines Arbeitsverhältnisgesetz. Es ist da- 
her nicht erforderlich, in dem vorliegenden 
Entwurf alle diese Vorschriften noch einmal 
zu wiederholen. So finden sich in dem Ent- 
wurf z. B. keine Vorschriften über die Er- 
teilung von Zeugnissen und über die Ver- 
jährung von Ansprüchen aus dem Heuer- 
verhältnis. 

Im übrigen sind im Entwurf die in der SO 
zum Teil sehr verstreuten Vorschriften, ins- 
besondere über die Heuer und die Beendi- 
gung des Heuerverhältnisses, systematischer 
zusammengefaßt worden. Der besseren Über- 
sicht dient die Unterteilung des Abschnitts 
in die fünf Unterabschnitte: Begründung 
und Inhalt des Heuerverhältnisses; Verpfle- 
gung, Unterbringung und Krankenfürsorge; 
Urlaub und Landgang; Beendigung des 
Heuerverhältnisses sowie Anwendung der 
Vorschriften des Dritten Abschnitts auf den 
Kapitän und die im § 7 Abs. 1 des Entwurfs 
genannten Personen. Auf den Inhalt der ein- 
zelnen Unterabschnitte wird jeweils in einer 
kurzen Vorbemerkung zu diesen hingewie- 
sen. 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Vorbemerkung 

Der Entwurf vermeidet es, allgemeine 
arbeitsrechtliche Grundprobleme zu berüh- 
ren, wenn deren Lösung nicht aus der Eigen- 
art der Beschäftigung in der Seeschiffahrt 
dringend geboten ist. So enthält der Erste 
Unterabschnitt des Dritten Abschnitts keine 
Vorschrift darüber, wie das Heuerverhält- 
nis begründet wird. § 27 SO geht insoweit 
von dem Heuervertrag als Begründungsakt 
aus und steht somit auf dem Boden der Ver- 
tragstheorie. Dieser ist jedoch in den letzten 
Jahrzehnten die von der Wissenschaft be- 
gründete und zum Teil von der Recht- 
sprechung übernommene Eingliederungs- 
theorie gegenübergetreten, nach der es inso- 
weit entscheidend auf die Eingliederung des 
Arbeitnehmers in den Betrieb des Arbeit- 
gebers ankommt. Einer Entscheidung dieses 
Theorienstreits durch den Gesetzgeber be- 
darf es im Rahmen eines Seemannsgesetzes 
nicht, sie kann vielmehr bis zum Erlaß eines 
allgemeinen Arbeitsverhältnisgesetzes zurück- 
gestellt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt 
kann die Beurteilung dieser Streitfrage, so- 
weit sie überhaupt zu praktischen Konse- 
quenzen führt, im Einzelfall ebenso der 
Rechtsprechung überlassen bleiben, wie das 
für das sonstige Arbeitsrecht der Fall ist. 
Wollte man diesen Gegenstand und ähnliche 
Probleme, wie z. B. den Umfang der Treue- 
und Fürsorgepflicht, im Rahmen eines See- 
mann&gesetzes einer gesetzlichen Lösung zu- 
führen, so würde man damit ein späteres all- 
gemeines Arbeitsverhältnisgesetz in unnöti- 
ger und auch unerwünschter Weise zu stark 
präjudizieren. 

Unter Berücksichtigung des inzwischen all- 
gemein anerkannten Grundsatzes, daß sich 
die Leistung abhängiger Arbeit nicht mehr 
nur in der Form eines schuldrechtlichen 
Dienst- oder Arbeitsvertrags vollzieht, viel- 
mehr an Stelle dieses schuldrechtlichen Aus- 
tauschvertrags ein personenrechtliches Ge- 
meinschaftsverhältnis getreten und der Ar- 
beits- bzw. Heuervertrag auf dessen Begrün- 
dung gerichtet ist, spricht der Entwurf nicht 
mehr vom Heuervertrag, sondern nur noch 
vom Heuerverhältnis. Gleichzeitig wird da- 
mit auch eine Stellungnahme zu dem Streit 
um den Begründungsakt des Heuerverhält- 
nisses vermieden. 

Der Erste Unterabschnitt regelt unter Be- 
rücksichtigung der vorstehend erwähnten 
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Gesichtspunkte insbesondere die Formalien 
bei der Eingehung des Heuerverhältnisses, 
seine Dauer sowie den Umfang der Dienst- 
leistungsverpflichtung des Besatzungsmit- 
glieds einerseits und seine Heueransprüche 
und die mit der Auszahlung der Heuer zu- 
sammenhängenden Fragen andererseits, und 
zwar unter Berücksichtigung der in der See- 
schiffahrt herrschenden besonderen Um- 
stände und Verhältnisse. 

§ 23 

§ 23 entspricht materiell den schon im § 28 
Abs. 1 und 3 SO vorgesehenen Möglichkei- 
ten für die Dauer des Heuerverhältnisses. 
Entsprechend der heutigen gegenüber früher 
gewandelten Praxis und in Anlehnung an 
den Tarifvertrag für die deutsche Seesdiiff- 
fahrt ist jedoch das Heuerverhältnis auf un- 
bestimmte Zeit in den Vordergrund gestellt. 
Der frühere Regelfall, daß ein Besatzungs- 
mitglied für eine Reise anheuerte, kommt 
heute nur noch selten vor, und zwar im all- 
gemeinen bei Schiffsüberführungen. 

Im übrigen entspricht die Vorschrift dem 
Art. 6 Ziff. 1 des Übereinkommens Nr. 22 der 
Internationalen Arbeitsorganisation über den 
Heuervertrag der Schiffsleute, das für die 
Bundesrepublik verbindlich ist (vgl. Reichs- 
gesetzbl. 1930 II S. 987 und 1230 in Verbin- 
dung mit Bundesgesetzbl. 1952 II S. 607). 

§ 24 

§ 24 enthält im wesentlichen die Vorschriften 
des § 27 Abs. 1 und 2 SO. Abweichend von 
den allgemeinen grundsätzlichen Vorschrif- 
ten über die Begründung des Arbeitsverhält- 
nisses ist hier vorgesehen, daß der wesent- 
liche Inhalt des Heuerverhältnisses schriftlich 
in einer Urkunde festgehalten wird. Unab- 
hängig davon kann das Heuerverhältnis 
mündlich oder schriftlich eingegangen wer- 
den. Im letzteren Falle bedarf es nicht mehr 
der Ausstellung eines Heuerscheins, da dann 
der Inhalt des Heuerverhältnisses bereits 
schriftlich festgelegt ist. Demgegenüber ver- 
langt Art. 3 des Übereinkommens Nr. 22 
der Internationalen Arbeitsorganisation über 
den Heuervertrag der Schiffsleute, das für die 
Bundesrepublik verbindlich ist (vgl. Reichs- 
gesetzbl. 1930 II S. 987 und 1230 in Verbin- 
dung mit Bundesgesetzbl. 1952 II S. 607), stets 
einen schriftlichen Vertragsabschluß. Gleich- 
wohl ist der Entwurf, ebenso wie die entspre- 
chende Vorschrift der SO, mit dieser inter- 


nationalen Vorschrift vereinbar, da jeden- 
falls durch die Erteilung des vom Reeder 
Unterzeichneten Heuerscheins das in Art. 3 
des Übereinkommens gesicherte Interesse des 
Besatzungmitglieds an der eindeutigen Fest- 
legung der Arbeitsbedingungen hinreichend 
gewahrt und andererseits auch diese im Ver- 
gleich zu der internationalen Regelung nicht 
so starre Bestimmung dem Erfordernis der 
Sdiriftform in ausreichendem Maße gerecht 
wird. 

Absatz 1 Nr. 1 bis 7 entspricht im wesent- 
lichen Art. 6 des Übereinkommens Nr. 22 
der Internationalen Arbeitsorganisation über 
den Heuervertrag der Schiffsleute. 

§ 25 

Absatz 1: Nach der heutigen Praxis fällt die 
Begründung des Heuerverhältnisses in der 
Regel nicht mit dem Dienstantritt zusam- 
men. Da einerseits die Ankunfts- und die Ab- 
fahrtzeiten der Schiffe und ihr Liegeplatz im 
Hafen nicht immer im voraus, d. h. vor dem 
Eintreffen des Schiffs, genau angegeben wer- 
den können, andererseits die Begründung des 
Heuerverhältnisses oftmals vor diesem Zeit- 
punkt erfolgt, werden insoweit bei der Ein- 
gehung des Heuerverhältnisses und in dem 
Heuerschein (§ 24 Abs. 1 Nr. 3) keine endgül- 
tigen Abreden getroffen werden können. Es 
muß daher unabhängig davon sichergestellt 
werden, daß. dem Besatzungsmitglied recht- 
zeitig der Zeitpunkt mitgeteilt wird, zu dem 
es sich an Bord einzufinden und Schiffsdienste 
zu leisten hat. Darauf beruht die Vorschrift 
des Absatzes 1. Eine ähnliche Bestimmung ent- 
hält bereits § 32 Abs. 1 SO. Abweichend von 
der .Regelung der SO kann insoweit aber 
hinsichtlich der Mitteilung des Zeitpunkts 
des Dienstantritts mit Rücksicht auf den 
Wandel der Rechtsnatur der Anmusterung 
und ihre systematische Trennung vom 
Heuerverhältnis nicht mehr auf die An- 
musterung abgestellt werden. 

Absatz 2: Gemäß § 32 Abs. 2 SO kann der 
Reeder vom Heuervertrag zurücktreten, 
wenn der Schiffsmann den Dienstantritt 
mehr als 24 Stunden verzögert. Abgesehen 
davon, daß das Arbeitsrecht einen Rücktritt 
vom Arbeitsverhältnis nicht mehr kennt, 
sondern unter diesen Umständen nur die 
Möglichkeit einer Kündigung in Betracht 
kommen würde, nimmt die Vorschrift der 
SO nicht hinreichend Rücksicht darauf, daß 
die Verzögerung nicht immer auf einem 
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Verschulden des Besatzungsmitglieds zu be- 
ruhen braucht. Für diesen Fall erscheint nach 
den allgemeinen Rechtsgrundsätzen die nun- 
mehr dem Besatzungsmitglied im Absatz 2 
auferlegte Mitteilungspflicht angemessen und 
zumutbar sowie andererseits aber auch er- 
forderlich, damit der Reeder in den Stand 
gesetzt wird, rechtzeitig die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen. Eine ähnliche Vor- 
schrift enthält in anderem Zusammenhang 
bereits § 17 SO. Auf den Fall des verschulde- 
ten nicht rechtzeitigen Dienstantritts finden 
im übrigen die allgemein gegebenen Vor- 
schriften über Schadenersatzansprüche aus 
dem Gesichtspunkt der Vertragsverletzung 
Anwendung. 

§ 26 

§ 26 ist neu eingefügt. Er entspricht der heu- 
tigen Praxis in bezug sowohl auf das See- 
arbeitsrecht als auch auf die tatsächliche 
Übung hinsichtlich der Arbeitsverhältnisse 
an Land. Die nähere Bestimmung über die 
Angemessenheit des zu gewährenden Tage- 
gelds ist dabei der tarifvertraglichen Rege- 
lung überlassen. Neben dieser Verpflichtung 
des Reeders, die Anreisekosten zu tragen, 
steht der Anspruch des Besatzungsmitglieds 
auf Heuerzahlung für die Dauer der Anreise 
nach § 33. 

S 27 

Aus den im § 27 Abs. 2 SO über den Inhalt 
des Heuerscheins getroffenen Bestimmungen 
ergibt sich, daß das Besatzungsmitglied nur 
auf dem bestimmten Schiff zur Dienstlei- 
stung verpflichtet ist, für das es angeheuert 
wurde. Das entspricht der heutigen Sachlage 
nur noch im Hinblick auf die Schiffsleute des 
§ 6, während die Schiffsoffiziere und sonsti- 
gen Angestellten (§§ 4 und 5) mit Rücksicht 
auf ihre engere Bindung zum Reeder und die 
im Zusammenhang damit stehenden länge- 
ren Kündigungsfristen schon nach der heu- 
tigen Praxis auf jedem Schiff ihrer Reederei 
Dienst tun müssen. Dem muß eine neue ge- 
setzliche Regelung Rechnung tragen. Durch 
Absatz 2 soll aber sichergestellt werden, daß 
die Umsetzung von Schiffsoffizieren und 
sonstigen Angestellten auf Grund der ge- 
setzlichen Vorschriften nicht zu einer Be- 
nachteiligung des genannten Personenkreises 
führt. Zu denken ist hierbei insbesondere 
daran, daß die tariflichen Heuersätze nach 
Fahrtgebieten verschieden hoch sind; solche 


Umsetzungen können daher auch nicht zu 
einer Maßregelung des betroffenen Be- 
satzungsmitglieds benutzt werden. Im gegen- 
seitigen Einvernehmen ist eine derartige 
Maßnahme jederzeit möglich. 

§ 28 

Absatz 1 entspricht § 34 Abs. 3 SO. Die Bord- 
anwesenheitspflicht besteht nicht während 
der Zeit des Urlaubs und des Landgangs. 

Absatz 2 entspricht § 41 Abs. 1 SO. 

§ 29 

§ 29 faßt die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 
und 2 und des § 41 SO zusammen und modifi- 
ziert sie entsprechend der heutigen allgemei- 
nen arbeitsrechtlichen Anschauung. 

Nach Absatz 1 ist das Besatzungsmitglied wie 
jeder andere Arbeitnehmer grundsätzlich zur 
Leistung der Dienste verpflichtet, die es im 
Rahmen seines Heuerverhältnisses übernom- 
men hat. 

Die Absätze 2 bis 4 enthalten Erweiterungen 
der Dienstleistungspflicht. Diese Verpflich- 
tungen zur Leistung von Arbeiten und Ver- 
richtungen außerhalb des Vereinbarten ent- 
sprechen allgemeinen Grundsätzen, die hier 
lediglich den besonderen Verhältnissen eines 
Schiffsbetriebs angepaßt sind. 

Die Folgepflicht gegenüber Anordnungen, 
die sich auf die Erhaltung von Ordnung und 
Sicherheit an Bord beziehen, ergibt sich aus 
den Vorschriften des Fünften Abschnitts. 

§ 30 

Die Heuer ist das Arbeitsentgelt des See- 
manns. Dieses umfaßt nach heutiger allge- 
meiner Anschauung alle Leistungen, die der 
Arbeitnehmer auf Grund des Arbeitsverhält- 
nisses für seine Arbeitsleistung erhält. Ent- 
gegen § 81 SO sind daher auch die dem Be- 
satzungsmitglied zustehenden Anteile an 
Fracht, Gewinn oder Erlös in den Heuerbe- 
griff einbezogen. Innerhalb dieses neuer 
Heuerbegriffs bedarf es zur Vereinfachung 
des Sprachgebrauchs und aus Gesichtspunk- 
ten der Praxis einer Abgrenzung der Grund- 
heuer i. S. des Heuerbegriffs der SO als des 
dem Besatzungsmitglied zustehenden festen 
Entgelts, also unter Ausschluß von Gewinn- 
anteilen, Prämien, Mehrarbeitsvergütungen 
usw., auch dann, wenn solche Zahlungen pau- 
schal geleistet werden. 
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§ 31 

Da die Heuerverhältnisse nach der heutigen 
Praxis überwiegend auf unbestimmte Zeit 
begründet werden (vgl. die Begründung zu 
§ 23), bestimmt Satz 1 in Übereinstimmung 
mit dem Tarifvertrag für die deutsche See- 
schiffahrt und abweichend von § 45 SO, daß 
sich die Grundheuer (§ 30 Abs. 2) nach Mo- 
naten bemißt. 

Satz 2 gibt für die Praxis einen Berechnungs- 
maßstab für die Fälle, in denen die Heuer 
nicht für einen vollen Monat zu zahlen ist, 
insbesondere bei Beendigung des Heuerver- 
hältnisses während eines laufenden Monats, 
beim Urlaubsentgelt (vgl. auch § 59 Abs. 2 
Satz 1) und im Falle der nur noch seltenen 
Reiseheuer. Diese Regelung entspricht § 80 
Satz 3 SO. 

§ 32 

§ 32 entspricht den allgemeinen Grund- 
sätzen, die auch sonst für die Entstehung des 
Anspruchs auf das Arbeitsentgelt maßgeblich 
sind. Die Vorschrift weicht von § 44 Abs. 1 SO 
im wesentlichen nur insoweit ab, als nunmehr 
infolge der systematischen Trennung der 
Musterung von der Begründung des Heuer- 
verhältnisses der Dienstantritt bzw. das Be- 
reitstehen zur Verfügung des Reeders in 
erster Linie für die Entstehung des Heuer- 
anspruchs maßgebend ist. 

Wegen der Heuer für die Anreisezeit vgl. 
\ 33. 

§ 33 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 44 
Abs. 2 SO. 

§ 34 

Da die Heuerverhältnisse nach der heutigen 
Praxis überwiegend auf. unbestimmte Zeit 
eingegangen werden (vgl. die Begründung zu 
§ 23) ist im § 34 in Übereinstimmung mit der 
derzeitigen tariflichen Übung und abweichend 
von § 45 SO die Fälligkeit der Grundheuer 
entsprechend ihrem Bemessungszeitraum 
(§ 31) grundsätzlich jeweils zum Monatsende 
vorgeschrieben. § 45 SO ist durch die tat- 
sächliche Entwicklung überholt und nur noch 
im Absatz 3 für den seltenen Fall der Reise- 
heuer im Prinzip beibehalten. In Anlehnung 
an den Grundsatz der monatlichen Fälligkeit 
der Heuer im Absatz 1 besteht jedoch auch in 
diesem Falle ein Anspruch auf monatliche Ab- 
schlagszahlung. 


Dieselbe Regelung muß für die Fälle des 
Absatzes 2 gelten, soweit diese Anteile ihrer 
Höhe nach nicht monatlich festzustellen sind. 
Letzteres ist insbesondere hinsichtlich der An- 
teile an Gewinn oder Erlös der Fall, die oft- 
mals erst nach der Beendigung der Reise er- 
mittelt werden können. 

§ 35 

Der Grundsatz des Absatzes 1 Satz 1 ist aus 
§ 45 Abs. 2 Satz 1 SO entnommen. Absatz 1 
Satz 2 trägt insbesondere auch eventuellen 
Devisenvorschriften Rechnung. 

Absatz 2 entspricht § 46 Abs. 1 Satz 3 SO 
und steht auch im Einklang mit dem Grund- 
satz des § 115 a GewO. 

Im übrigen bedarf es der Vorschriften des 
§ 46 SO heute nicht mehr, da sie durch die 
soziale und technische Entwicklung überholt 
sind. 

§ 36 

Nach § 46 Ab^. 1 Satz 2 SO kann die Heuer 
bei der Verhinderung des Schiffsmanns mit 
dessen Zustimmung an ein Familienmitglied 
ausgezahlt werden. § 48 SO sieht weiterhin 
für gewisse Fälle die Möglichkeit der Heuer- 
zahlung mittels einer auf den Reeder ausge- 
stellten „Anweisung“ vor. Daraus hat sich, 
vor allem durch den Tarifvertrag für die 
deutsche Seeschiffahrt, der sogenannte „Zieh- 
schein“ entwickelt. Der Entwurf übernimmt 
dieses in der Praxis bewährte Ziehschein- 
system. Die Vorschrift des § 36 entspricht 
materiell der tariflichen Regelung. Dieser 
Ziehschein ist keine Anweisung im Sinne des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs; in ihm verpflich- 
tet sich der Reeder, vertreten durch den Ka- 
pitän, in festgelegten Zeitabständen Zahlun- 
gen an bestimmte Personen zu leisten. 

§ 37 

§ 37 vereinfacht die entsprechende Vorschrift 
des § 49 SO unter Berücksichtigung sowohl 
der derzeitigen Praxis als auch der einschlä- 
gigen Übung im Rahmen der Arbeitsverhält- 
nisse an Land. Diese Abrechnung stellt aus- 
schließlich eine Rechnungslegung dar und ist 
daher ohne jeden Einfluß auf den Bestand 
irgendwelcher Ansprüche. 

Die Abrechnung über die Heuer jeweils zum 
Monatsende folgt aus der Bestimmung des 
§34 über die Fälligkeit der Heuer. Insoweit 
nach § 34 eine Änderung des Fälligkeitszeit- 
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punkts eintreten kann, muß auch ein abwei- 
chender Abrechnungszeitraum zugelassen 
werden. Dies muß ferner allgemein aus be- 
triebsbedingten Gründen möglich sein; neben 
dem im Entwurf erwähnten Beispiel ist hier 
auch an solche Fälle gedacht, in denen z. B. 
die Abrechnung nicht an Bord, sondern nur 
im Büro des Reeders vorgenommen werden 
kann. 

Da die im § 49 SO vorgesehenen Abrech- 
nungs- und Heuerbücher praktisch kaum 
noch in Gebrauch sind und auch keine 
zwingende Notwendigkeit besteht, die for- 
melle Ausgestaltung der Abrechnungsnach- 
weise näher vorzuschreiben, ist von derartigen 
Bestimmungen abgesehen. Insoweit bestim- 
men lediglich Absatz 1 Satz 1 die Schriftform 
der Abrechnung, Absatz 2 ihren notwendi- 
gen materiellen Inhalt und Absatz 3, daß 
dem Besatzungsmitglied die Abrechnung zu 
übergeben ist, gegebenenfalls mit einem Ver- 
merk ihrer Beanstandung. Letzteres dient in 
erster Linie der Beweissicherung. Sachliche 
Änderungen sind in dieser Beziehung gegen- 
über dem Rechtszustand nach ’der SO nicht 
eingetreten. 

§38 

§ 38 soll Vorsorge dafür treffen, daß das 
Besatzungsmitglied nicht über die Vereinba- 
rung einer Reiseheuer im Vergleich zur tarif- 
lichen Monatsheuer benachteiligt werden 
kann. Im übrigen spielt die Reiseheuer in der 
Praxis nur noch bei Überführungsfahrten 
eine Rolle. 

§ 39 

§ 39 entspricht dem Grundgedanken nach 
§ 52 SO. Er ist in der vorliegenden Fassung 
aus dem Tarifvertrag für die deutsche See- 
schiffahrt entwickelt und damit an die heu- 
tige Praxis angelehnt, in diesen Fällen einen 
gleichmäßigen prozentualen Zuschlag zur 
Grundheuer zu zahlen, und zwar ohne Be- 
rücksichtigung der Dienststellung des Besat- 
zungsmitglieds, auf welche die SO abstellt. 
Gegenüber der SO ist im übrigen die bis zum 
Eintritt dieser Heuererhöhung zu erfüllende 
Wartezeit auf ein Viertel vermindert. Für 
ihre Berechnung ist im Absatz 2 nunmehr 
auch der Urlaub berücksichtigt. Er ist inso- 
weit dem Aufenthalt des Besatzungsmit- 
glieds für mindestens 6 Tage im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes gleichgestellt. Da- 
durch wird eine möglichst gleichmäßige Be- 


handlung der Besatzungsmitglieder eines 
Schiffs hinsichtlich der Gewährung dieser 
Heuererhöhung erreicht. 

§ 40 

Absatz 1 entspricht § 50 SO. Der tariflichen 
Entwicklung folgend sind auch die Schiffs- 
offiziere in diese Regelung einbezogen. § 50 
Satz 3 SO, wonach die Heuerverteilung nicht 
stattfindet, wenn die Verminderung der 
Mannschaft durch Entweichung herbeigeführt 
ist, ist jedoch in den Entwurf nicht mehr 
übernommen; dieser Tatbestand kann nach 
den heutigen Erkenntnissen zur Frage der 
Risikoverteilung nicht mehr zu Lasten der 
übrigen Besatzungsmitglieder gehen. 

Absatz 2 ist neu aufgenommen, da die Inter- 
essenlage in diesen Fällen dieselbe ist wie 
in denen des Absatzes 1, so daß ihre Gleich- 
behandlung insoweit ein Gebot der Gerech- 
tigkeit ist. Wann eine Schiffsbesatzung in 
diesem Sinne nicht als ausreichend anzusehen 
ist, bestimmt die nach § 143 Abs. 1 Nr. 7 zu 
erlassende Rechtsverordnung; die Gesichts- 
punkte der Schiffssicherheit allein sind hier 
nicht ausreichend. 

Die Heuerverteilung soll ein Ausgleich für die 
durch das Fehlen eines Besatzungsmitglieds 
gesteigerte Intensität der Arbeit sein. Die 
durch den Ausfall eines Besatzungsmitglieds 
notwendige Mehrarbeit ist außerdem nach 
§ 92 zu vergüten. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Vorbemerkung 

Über die Verpflegung und die Unterbringung 
an Bord enthält der Entwurf nur die allge- 
meinen Grundsätze. Ihre nähere Ausgestal- 
tung ist den gemäß § 143 Abs. 1 Nr. 4 und 5 
zu erlassenden Rechtsverordnungen Vorbe- 
halten; dabei werden die Vorschriften der 
Übereinkommen der Internationalen Arbeits- 
organisation Nr. 68 über die Verproviantie- 
rung und Verköstigung der Besatzungen an 
Bord von Schiffen sowie Nr. 75 und 92 über 
die Quartierräume der Besatzung an Bord 
von Schiffen zu berücksichtigen sein. 

Die jetzt geltenden Vorschriften der SO über 
die Krankenfürsorge auf Kosten des Reeders 
sind durch das Gesetz über die Krankenver- 
sicherung der Seeleute vom 16. Dezember 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 337) neu gefaßt 
worden. Sie sind bereits auf einem Stand, 
der im großen und ganzen auch noch 
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den heutigen sozialen Anforderungen ent- 
spricht, Sie tragen den besonderen Umstän- 
den bei Krankheitsfällen an Bord sowie außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
und damit auch den gegenüber früher inso- 
weit unveränderten Eigenarten des Seemanns- 
berufs Rechnung. Eine grundsätzliche Neuge- 
staltung hat in diesem Rahmen lediglich die 
Frage der Heuerfortzahlung während der 
Krankheit gefunden (§ 50). 

Im übrigen beschränkt sich der Entwurf, 
ebenso wie die SO, im Hinblick auf die 
Krankenfürsorge auf die Regelung der pri- 
vatrechtlichen Ansprüche des Besatzungsmit- 
glieds gegen den Reeder. Die versicherungs- 
rechtlichen Fragen behalten weiterhin ihren 
Platz in den Sozialversicherungsgesetzen. 

§ 41 

§ 41 entspricht materiell grundsätzlich § 54 
SO. Das Mindestmaß der dem Besatzungsmit- 
glied zustehenden Verpflegung ergibt die 
Speiserolle (Absatz 2). Der Anspruch besteht 
für die gleiche Dauer, für die der Anspruch 
auf Heuerzahlung gegeben ist. Der Zeitpunkt 
des Dienstantritts ist für seinen Beginn nicht 
mehr wie bisher allein maßgeblich. Infolge 
der im Entwurf durchgeführten systema- 
tischen Trennung der An- und Abmusterung 
vom Bestand des Heuerverhältnisses ist die 
Beendigung des Anspruchs auf Verpflegung 
nur noch auf die Beendigung des Heuerver- 
hältnisses bezogen und nicht mehr auf die 
Abmusterung. 

Absatz 2 enthält einen Hinweis auf die gemäß 
§ 143 Abs. 1 Nr. 4 zu erlassende Rechtsver- 
ordnung. 

§ 42 

§ 42 entspricht materiell § 57 SO. Abwei- 
chend von der SO ist jedoch eine vorläufige 
Entscheidung über diesen Anspruch durch 
das Seemannsamt nicht mehr vorgesehen, 
sondern es ist ausschließlich nur noch der 
Rechtsweg zu den Tarifschiedsgerichten für 
die deutsche Seeschiffahrt und für die deut- 
sche Hochseefischerei bzw. den Gerichten für 
Arbeitssachen gegeben (§ 101 ArbGG). Es 
erscheint unter Berücksichtigung der heutigen 
Verhältnisse nicht mehr erforderlich, diese 
Fälle an Ort und Stelle einer Entscheidung 
zuzuführen, wie das etwa in den Fällen der 
§§ 53, 71, 74 Abs. 4 und 80 Abs. 4 notwen- 
dig ist, für die auch der Entwurf noch eine 


vorläufige Entscheidungsbefugnis der See- 
mannsämter kennt. 

§43 

§ 43 entspricht inhaltlich § 55 SO. Hinsicht- 
lich der Dauer des Anspruchs gilt dasselbe 
wie bei dem Anspruch auf Verpflegung (vgl. 
die Begründung zu § 41). Soweit der An- 
spruch auf Unterbringung auf eine angemes- 
sene Leistung geht, ist die Mindestregelung 
einer gemäß § 143 Abs. 1 Nr. 5 zu erlassenden 
Rechtsverordnung überlassen. Entsprechend 
verfährt § 56 Abs. 2 SO. 

Absatz 2 ist neu aufgenommen. 

§ 44 

§ 44 entspricht inhaltlich § 59 Abs. 1 SO. 
Darüber hinaus ist lediglich im Interesse der 
Rechtsklarheit besonders hervorgehoben, daß 
sich die Art der Krankenfürsorge an Bord 
oder außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes jeweils nach den besonderen 
örtlichen Verhältnissen richtet. 

Die Vorschrift lehnt sich an Art. 2 des Über- 
einkommens Nr. 55 der Internationalen 
Arbeitsorganisation über die Verpflichtungen 
des Reeders bei Krankheit, Unfall oder Tod 
von Schiffsleuten an. 

§ 45 

§ 45 entspricht inhaltlich § 59 Abs. 2 SO 
und Art. 3 des Übereinkommens Nr. 55 der 
Internationalen Arbeitsorganisation über die 
Verpflichtungen des Reeders bei Krankheit, 
Unfall oder Tod von Schiffsleuten . 

§46 

§ 46 übernimmt den Inhalt des § 59 Abs. 3 
SO. Soweit nach Absatz 2 das Verhalten des 
Kranken den Reeder zur Verweisung des Be- 
satzungsmitglieds an den Träger der Kran- 
kenversicherung berechtigt, muß jedoch dieses 
Verhalten mit der Krankheit in Verbindung 
stehen und das Verbleiben des Kranken an 
Bord unzumutbar machen. Das Besatzungs- 
mitglied darf also auf diesem Wege nicht ge- 
maßregelt werden; für derartige Maßnahmen 
wäre eine innere Rechtfertigung nicht gege- 
ben. 

Die Vorschrift entspricht Art. 4 des Überein- 
kommens Nr. 55 der Internationalen Arbeits- 
organisation über die Verpflichtungen des 
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Reeders bei Krankheit, Unfall oder Tod von 
Schiffsleuten. 

§ 47 

Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 ent- 
sprechen im wesentlichen denen des § 59 
Abs. 4 SO. 

Die Regelung des Absatzes 3 ist in Anlehnung 
an den Tarifvertrag für die deutsche See- 
schiffahrt neu aufgenommen. Sie entspricht 
einem sozialen Bedürfnis. Die Höhe des 
Tagegeldes ist, wie der Hinweis auf seine An- 
gemessenheit ergibt, der tariflichen Regelung 
überlassen. 

§ 48 

§ 48 entspricht § 59 Abs. 6 SO. Daß die Zeit- 
dauer des Rühens der Krankenfürsorge in den 
für die Krankenfürsorge bestimmten Zeit- 
raum eingerechnet wird, ist nicht mehr aus- 
drücklich gesagt, da insoweit die Bestimmun- 
gen über das Ende der Krankenfürsorge (§ 49) 
die Rechtslage klarstellen. 

§ 49 

Die Vorschrift entspricht § 59 Abs. 7, 8 und 
10 SO sowie Art. 4 des Übereinkommens 
Nr. 55 der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion über die Verpflichtungen des Reeders 
bei Krankheit, Unfall oder Tod von Schiffs- 
leuten. 

§50 

Der Anspruch des Besatzungsmitglieds auf 
Weiterzahlung der Heuer im Falle der Er- 
krankung oder Verletzung hat gegenüber 
§ 61 SO eine völlige Neugestaltung erfahren 
mit dem Ziel einer Gleichstellung der See- 
leute mit den Arbeitnehmern in einem Ar- 
beitsverhältnis an Land. Unabhängig davon 
ist lediglich bestimmt, daß die Heuer auf 
jeden Fall bis zum Verlassen des Schiffs 
weiterzuzahlen ist. Im übrigen gilt § 616 
BGB, dem auch Absatz 1 Satz 2 entnommen 
ist. Diese Verknüpfung mit dem für die 
Arbeitnehmer in einem Arbeitsverhältnis an 
Land maßgebenden Rechtszustand führt 
dazu, daß Absatz 1 seinem Sinn und Zweck 
nach im Falle einer Änderung des § 616 BGB 
gleichermaßen mit geändert werden müßte. 

Absatz 2 trägt einer Besonderheit des see- 
männischen Arbeitsverhältnisses Rechnung, 
die darin besteht, daß das kranke oder 
verletzte Besatzungsmitglied wahrend des 


Aufenthalts außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes keine Leistungen aus 
der deutschen Sozialversicherung erhält. Es 
ist daher vorgesehen, daß der Reeder diese 
Beträge vorschießt; dem Reeder steht inso- 
weit ein Erstattungsanspruch gegen den Ver- 
sicherungsträger zu (§ 145 Nr. 3). Mit dieser 
Regelung wird das Besatzungsmitglied inso- 
weit den Arbeitnehmern, die ihre Tätigkeit 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes aus- 
üben, gleichgestellt. 

Die Vorschrift entspricht im übrigen Art. 5 
des Übereinkommens Nr. 55 der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation über die Verpflich- 
tungen des Reeders bei Krankheit, Unfall 
oder Tod von Schiffsleuten. 

§ 51 

Absatz 1 entspricht § 59 Abs. 5 SO. 

Absatz 2 entspricht § 60 Abs. 1 SO. Die 
Höhe des danach zustehenden Tagegeldes be- 
stimmt, wie der Hinweis auf seine Angemes- 
senheit ergibt, der Tarifvertrag. 

Die Vorschrift entspricht in Verbindung mit 
§ 138 Abs. 1 dem Art. 6 des Übereinkommens 
Nr. 55 der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion über die Verpflichtungen des Reeders bei 
Krankheit, Unfall oder Tod von Schiffsleuten. 

§ 52 

§ 52 entspricht § 62 Abs. 1 SO und Art. 2 
Ziff. 2 des Übereinkommens Nr. 55 der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation über die Ver- 
pflichtungen des Reeders bei Krankheit, Un- 
fall oder Tod von Schiffsleuten. 

§ 53 

§ 53 entspricht § 59 Abs. 11 und § 62 Abs. 2 
SO sowie Art. 9 des Übereinkommens Nr. 55 
der Internationalen Arbeitsorganisation über 
die Verpflichtungen des Reeders bei Krank- 
heit, Unfall oder Tod von Schiffsleuten. 

§ 54 

§ 54 entspricht § 63 Abs. 1 und 2 SO. 

Daß im Falle der Erkrankung oder Verlet- 
zung des Kapitäns dessen Stellvertreter mit 
den Sachen des Kapitäns gleichermaßen zu 
verfahren hat, wie § 63 Abs. 3 SO besonders 
vorschreibt, bedarf keiner ausdrücklichen Er- 
wähnung, da bei einem solchen Ausfall des 
Kapitäns sein Stellvertreter oder Nachfolger 
ipso iure in die Rechte und Pflichten des Ka- 
pitäns eintritt. 
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DRITTER UNTERABSCHNITT 

Vorbemerkung 

Die SO enthält keine Urlaubsvorschriften und 
regelt den Landgang in ihren §§ 34 Abs. 3 
und 37 Abs. 4 nach heutigen Anschauungen 
nur unzulänglich. 

An einheitlichen gesetzlichen Urlaubsvor- 
schriften für die Seeschiffahrt fehlt es in Er- 
mangelung eines Bundesurlaubsgesetzes bisher. 
Solche Vorschriften, die die Anwendung des 
Länderurlaubsrechts für den Bereich der See- 
schiffahrt ausschließen, sind in den Entwurf 
aufgenommen, weil sich aus der Anwendung 
der unterschiedlichen Ländergesetze Schwierig- 
keiten ergeben. Diese liegen insbesondere dar- 
in begründet, daß das Heuerverhältnis nicht 
ortsgebunden ist wie in der Regel das Arbeits- 
verhältnis in einem Landbetrieb. 

Die Urlaubsvorschriften des Entwurfs berück- 
sichtigen neben den mit den Länderurlaubs- 
gesetzen gesammelten Erfahrungen auch die 
von den Tarifpartnern gefundenen Regelungen 
und vor allem auch die besonderen Verhält- 
nisse und Gegebenheiten der Seeschiffahrt. 
Aus dem letzteren Gesichtspunkt in Verbin- 
dung m;t der immer noch ziemlich häufigen 
Fluktuation in den Reihen der Besatzungsmit- 
glieder ist beispielsweise davon abgesehen, die 
Erfüllung einer Wartezeit als Voraussetzung 
für die Entstehung des Urlaubsanspruchs zu 
normieren, und ist als Urlaubsjahr das Be- 
schäftigungs- und nicht das Kalenderjahr ge- 
wählt. 

Nach heutiger arbeitsrechtlicher Auffassung 
wird der Urlaub teilweise auch als Bestand- 
teil des Arbeitsschutzes aufgefaßt; das gilt 
insbesondere für den Jugendlichenurlaub. 
Gleichwohl ist der Urlaub für die erwachse- 
nen Besatzungsmitglieder hier den bisherigen 
gesetzlichen Regelungen entsprechend zivil- 
rechtlich ausgestaltet. Der Urlaub für die Ju- 
gendlichen ist ebenfalls in dieses System ein- 
bezogen, allerdings mit der Besonderheit der 
Ahndungsmöglichkeit des § 126 Nr. 4 für den 
Fall der Nichtgewährung des Mindesturlaubs. 

§ 55 

Absatz 1 normiert den Urlaubsanspruch seinem 
allgemeinen Grundsatz nach. Wegen des Ab- 
hebens auf das Beschäftigungsjahr an Stelle 
des Kalenderjahrs vgl. die einleitende Bemer- 
kung zu diesem Unterabschnitt am Ende. 


Absatz 2 schließt die Anwendung des gelten- 
den Urlaubsrechts der Länder aus den in der 
Vorbemerkung zu diesem Unterabschnitt er- 
wähnten Gründen aus. 

§ 56 

Um einem zu schnellen Veralten des Gesetzes 
im Zuge der fortschreitenden sozialen Ent- 
wicklung entgegenzuwirken, stellt Absatz 1 
hinsichtlich der zeitlichen Mindestdauer des 
Urlaubs für die erwachsenen Besatzungsmit- 
glieder in erster Linie auf die tarifliche Re- 
gelung ab, wie der Hinweis auf die Angemes- 
senheit der Urlaubsdauer ergibt. Dabei die 
Beschäftigungsdauer bei demselben Reeder zu 
berücksichtigen, ist schon heute allgemeine 
Tarifpraxis. Nur für den Fall des Fehlens einer 
derartigen tariflichen Regelung legt Absatz 1 
Satz 2 für erwachsene Besatzungsmitglieder 
einen tagemäßig bestimmten Mindesturlaubs- 
anspruch fest, der seinem Umfang nach der 
allgemeinen Regelung in den Länderurlaubs- 
gesetzen entspricht. Der in Absatz 2 für die 
Jugendlichen normierte höhere Mindesturlaub 
ist gerechtfertigt aus dem Gedanken ihrer be- 
sonderen Schutzbedürftigkeit und aus den Ge- 
sichtspunkten des Jugendarbeitsschutzes. 

Die Vorschrift entspricht im übrigen in Ver- 
bindung mit dem Tarifvertrag für die deut- 
sche Seeschiffahrt den Bestimmungen des 
Art. 3 Ziff. 1 in Verbindung mit Art. 10 
Ziff. 1 und 2 des Übereinkommens Nr. 91 
der Internationalen Arbeitsorganisation über 
den bezahlten Urlaub der Schiffsleute. 

§ 57 

Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 ent- 
halten allgemeine Grundsätze des Urlaubs- 
rechts, die auch in den Urlaubsgesetzen der 
Länder, die erstgenannte Vorschrift auch in 
dem Tarifvertrag für die deutsche Seeschiff- 
fahrt verankert sind. 

Absatz 1 Satz 2 sowie die Absätze 2 und 3 
beruhen auf den besonderen Gegebenheiten 
eines Schiffsbetriebs. Die erstgenannte Vor- 
schrift will sicherstellen, daß das Besatzungs- 
mitglied seinen Urlaub in der Heimat ver- 
bringen kann; außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes soll der Reeder den Ur- 
laub nur gewähren können, wenn das Besat- 
zungsmitglied von sich aus mit einem solchen 
Verlangen an den Reeder herantritt. 

[Absatz 2 Satz 2 trägt dem Umstand Rech- 
nung, daß Schiffe oftmals länger als ein Jahr 
keinen Hafen im Geltungsbereich des Grund- 
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gesetzes oder eines benachbarten Landes an- 
laufen. Unter solchen Umständen würde es 
mit Rücksicht auf die vom Reeder zu tragen- 
den Heimschaffungskosten eine unzumutbare 
Belastung bedeuten, wenn er ausnahmslos in 
jedem Jahr den Urlaub gewähren müßte. 
Absatz 3 stellt aber in Anlehnung an die ta- 
rifliche Entwicklung sicher, daß eine weiter- 
gehende Zusammenziehung des Urlaubs nicht 
stattfindet. Absatz 3 Satz 2 will insoweit nur 
Unzuträglichkeiten vermeiden, die sich in 
Grenzfällen leicht aus derartigen starren 
Fristbestimmungen ergeben könnten. Die 
Durchführung der Vorschrift wird mit da- 
durch gesichert, daß dem Besatzungsmitglied 
im Verletzungsfalle nach § 69 Nr. 4 ein außer- 
ordentliches Kündigungsrecht zusteht. 

Die Berücksichtigung der Reederinteressen in 
dem vorerwähnten Sinne muß aber zurück- 
treten hinter den Erfordernissen des Jugend- 
arbeitsschutzes. Um jedenfalls die Jugend- 
lichen im Alter von 14 bis 16 Jahren nickt zu 
sehr ihrem Elternhaus zu entfremden und in 
ihnen die Verbindung mit der Heimat wach- 
zuhalten, müssen sie ihren Urlaub jährlich 
erhalten. 

Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 ent- 
sprechen den Übereinkommen der Interna- 
tionalen Arbeitsorganisation Nr. 54 über den 
bezahlten Jahresurlaub der Schiffsleute (Art. 2 
Ziff. 4 und Art. 3) sowie Nr. 91 über den be- 
zahlten Urlaub der Schiffsleute (Art. 3 Ziff. 6 
und Art. 4). 

Absatz 4 dient der Sicherstellung des Ur- 
laubszwecks. Gleiche und ähnliche Regelungen 
sind in mehreren Länderurlaubsgesetzen ent- 
halten. 


§ 58 

Die Absätze 1 und 2 tragen dem Umstand 
Rechnung, daß, bedingt auch durch die Rege- 
lung des § 57 Abs. 3, der Urlaub mitunter von 
einem Ort außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes aus angetreten werden 
muß. § 58 gewährleistet für diesen Fall, daß 
dem Besatzungsmitglied daraus kein Schaden 
entsteht, gegenüber einem Arbeitnehmer an 
Land oder einem Seemann, der seinen Ur- 
laub im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
antritt. Die Bestimmung lehnt sich an den Ta- 
rifvertrag für Hie deutsche Seeschiffahrt an, 
berücksichtigt darüber hinaus aber auch den 
Fall, daß das Besatzungsmitglied die Heimat 
nicht in einem Hafen, sondern anderweitig 


auf dem Land- oder Luftweg erreicht, wenn 
es z. B. von einem ausländischen Hafen zu 
Lande oder mit einem Flugzeug anreist. 

Absatz 3 trifft eine entsprechende Regelung 
für den Fall, daß das Besatzungsmitglied nach 
der Beendigung des Urlaubs seinen Dienst an 
einem Ort außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes aufnehmen muß. 

§ 59 

§ 59 überläßt die Höhe des Urlaubsentgelts 
weitgehend der tarifvertraglichen Regelung, 
wie sich aus dem verschiedentlichen Abstellen 
auf die Angemessenheit der Vergütung er- 
gibt. Für die Urlaubszeit ist die Grund- 
heuer weiterzuzahlen. Darüber hinaus sind 
alle anderen, der Art nach regelmäßigen Ver- 
gütungen (Zulagen, Pauschalen, Mehrarbeits- 
vergütungen, Anteile nach § 30), die das Be- 
satzungsmitglied aus dem Heuerverhältnis 
erhält, angemessen zu berücksichtigen. Diese 
Leistungen müssen also nach dem Entwurf 
dem Grunde nach gewährt werden, ihre Höhe 
bestimmt sich nach dem Tarifvertrag. Sach- 
bezüge im iSinne des Absatzes 1 sind insbe- 
sondere die Verpflegung, die durch das tarif- 
liche Verpflegungsgeld äbgegolten wird. 

Absatz 3 wiederholt einen allgemeinen Ur- 
laubsgrundsatz, der auch in den Länderur- 
laubsgesetzen enthalten ist. Diese Vorauszah- 
lungspflicht erfordert die Berechnungsvor- 
schrift des Absatzes 2 Satz 1, die im übrigen 
der des § 31 Satz 2 entspricht. 

Die Vorschrift entspricht den Übereinkom- 
men der Internationalen Arbeitsorganisation 
Nr. 54 über den bezahlten Jahresurlaub der 
Schiffsleute (Art. 4) und Nr. 91 über den be- 
zahlten Urlaub der Schiffsleute (Art. 5). 

§ 60 

§ 60 wiederholt einen Grundsatz der meisten 
Länderurlaubsgesetze. 

§61 

§ 61 erklärt sich aus dem Verzicht auf die 
Erfüllung einer Wartezeit als Voraussetzung 
des Urlaubsanspruchs und normiert daher die 
Zwölftelung des Urlaubsanspruchs für den 
Fall, daß das Heuerverhältnis vor Ablauf des 
Beschäftigungsjahrs endet. Die Zäsur in der 
Berechnungsmethode nach Ablauf eines hal- 
ben Beschäftiigungsjahrs erkennt die längere 
Betriebszugehörigkeit an, ebenso wie sich der 
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Urlaubsanspruch überhaupt nach: den tarif- 
vertraglichen Regelungen mit der Zahl der 
Beschäftigungsjahre bei demselben Reeder 
erhöht. 

Absatz 2 dient lediglich der Klarstellung. 
Eine solche Vorschrift ist allen auf diesem 
System beruhenden Urlaubsregelungen ge- 
meinsam. 

Die Vorschrift entspricht im Grundsatz 
Art. 3 Ziff. 2 und 3 des Übereinkommens 
Nr. 91 der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation über den bezahlten Urlaub der 
Schiffsleute. 

§ 62 

§ 62 will mit dazu helfen, den Urlaubszweck 
zu gewährleisten. Insbesondere der zweite 
Halbsatz soll die Fälle der Urlaubsabgeltung 
auf ein möglichstes Mindestmaß beschränken. 
Die Abgeltung des Urlaubs bedeutet, daß für 
den Urlaub dasselb e Urlaubs entgeh zu zah- 
len ist wie im Falle der regelmäßigen Ur- 
laubsgewährung; bei der Abgeltung entfällt 
lediglich die Freizeitgewährung. Der Inhalt 
der Vorschrift entspricht im übrigen den 
Länderurlaubsgesetzen ebenso wie dem Ta- 
rifvertrag für die deutsche Seeschiffahrt. 

Die Vorschrift entspricht jeweils dem Art. 7 
der Übereinkommen der Internationalen Ar- 
beitsorganisation Nr. 54 über den bezahlten 
Jahresurlaub der Schiffsleute und Nr. 91 
über den bezahlten Urlaub der Schiffsleute. 

§ 63 

Der Landgang bedeutet eine kurzfristige Be- 
freiung von der im § 28 normierten Bord- 
anwesenheitspflicht. Die Landgangsregelung 
der §§ 34 Abs. 3 und 37 Abs. 4 SO erscheint 
nach . heutigen Anschauungen nicht mehr 
ausreichend. Eine 'Weiterentwicklung ist hier 
bereits durch den Tarifvertrag erfolgt. Die 
Vorschriften der Absätze 1 bis 3 beruhen auf 
der tariflichen Regelung des Landgangs- 
anspruchs. Dieser findet seine Grenze danach 
außerhalb der individuellen Arbeitszeit des 
Besatzungsmitglieds nur noch an der Schiffs- 
sicherheit sowie den Erfordernissen und 
tatsächlichen Gegebenheiten des Schiffsbe- 
triebs. 

Absatz 4 will eine Benachteiligung einzelner 
Besatzungsmitglieder bezüglich der Gewäh- 
rung von Landgang, gleichgültig aus welchen 
Gründen auch immer, verhindern. 


VIERTER UNTERABSCHNITT 

Vorbemerkung 

Der Vierte Unterabschnitt regelt die ver- 
schiedenen Tatbestände, die zu einer Beendi- 
gung des Heuerverhältnisses führen können, 
sowie in welcher Form diese Beendigung her- 
beigeführt wird. Die Fälle, in denen das 
Heuierverhältnis nur für eine Reise ein- 
gegangen ist und nach deren Ablauf endet, 
sind, ebenso wie das nach § 23 zulässige 
Heuerverhältnis auf bestimmte Zeit, nur noch 
von untergeordneter Bedeutung. Dieser 
Tatbestand hat daher in diesem Zusammen- 
hang keine ausdrückliche Regelung mehr er- 
fahren; sie ergibt sich aus dem allgemeinen 
Arbeitsrecht als selbstverständlich. In der 
Regel endet das Heuerverhältnis durch Kün- 
digung. Hinsichtlich der eine außerordent- 
liche Kündigung rechtfertigenden Gründe 
hält der ^ Entwurf grundsätzlich an dem 
Enumerativsystem der SO fest. Das dient der 
größeren Rechtsklarheit und beugt Streitig- 
keiten über die Rechtswirksamkeit einer 
außerordentlichen Kündigung während der 
Reise nach Möglichkeit vor. Die Klärung 
solcher Rechtsfragen bereitet außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes viel grö- 
ßere Schwierigkeiten als innerhalb seines Gel- 
tungsbereichs, wo Rechtsschutz jederzeit er- 
reichbar ist. 

Besonders geregelt ist die Zurücklassung des 
Besatzungsmitglieds an einem Ort außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes sowie 
der Anspruch auf Rückbeförderung an einen 
Ort im Geltungsbereich des Grundgesetzes. 
Dabei handelt es sich um Sondertatbestände 
des Seearbeitsrechts, für die vergleichbare 
Fälle im Rahmen von Arbeitsverhältnissen 
an Land fehlen. 

§ 64 

Das Erfordernis der Schriftform für die Kün- 
digung des Heuerverhältnisses nach Absatz 1 
entspricht der Wahrung der Schriftform bei 
seiner Begründung nach § 24. Es ist auch be- 
reits im § 28 Abs. 4 SO ebenso verankert wie 
in dem Tarifvertrag für die deutsche See- 
schiffahrt. 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht im 
übrigen Art. 9 des Übereinkommens Nr. 22 
der Internationalen Arbeitsorganisation über 
den Heuervertrag der Schiffsleute, das für die 
Bundesrepublik verbindlich ist (vgl. Reichs- 
gesetzbl. 1930 II S. 987 und 1230 in Verbin- 
dung mit Bundesgesetzbl. 1952 II S. 607). 
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Absatz 2 trägt der besonderen Bindung der 
Schiffsoffiziere und sonstigen Angestellten an 
die Reederei auf Grund ihrer Stellung im 
Schiffsbetrieb Rechnung. Ihnen soll daher 
nur vom Reeder gekündigt werden können, 
nicht auch vom Kapitän als dessen Stell- 
vertreten 

§65 

§ 28 Abs. 3 SO normiert grundsätzlich eine 
Kündigungsfrist von 24 Stunden und über- 
läßt die Länge der Kündigungsfristen in 
ihrem § 27 Abs. 3 im übrigen der vertrag- 
lichen Vereinbarung. Der Tarifvertrag für 
die deutsche Seeschiffahrt bestimmt dem- 
gegenüber eine 48stündige Kündigungsfrist. 
Diese übernimmt Absatz 1 für die Schiffs- 
leute. Diese an sich sehr kurz erscheinende 
Kündigungsfrist wird am besten den beider- 
seitigen Interessen gerecht. Sie ist bedingt 
durch die Besonderheiten des Schiffsbetriebs, 
die hier ihren Ausdruck darin finden, daß die 
Schiffe heute in der Regel nur kurze Liege- 
zeiten im Hafen haben und nur im Hafen 
dine wirkliche Beendigung des Heuerverhält- 
nisses möglich ist. Insbesondere kann sich der 
Schiff smann auch nur im Hafen nach einem 
anderen Arbeitsplatz umsehen; eine längere 
Kündigungsfrist würde ihn aber dann, wenn 
er einen Wechsel vornehmen will, vielfach 
daran hindern, zumal die hierfür im § 70 vor- 
gesehene außerordentliche Kündigungsmög- 
lichkeit an gewisse Voraussetzungen geknüpft 
ist. Umgekehrt erhält so auch der Reeder 
dlie Möglichkeit, während des Aufenthalts 
des Schiffs in einem Hafen im Bedarfsfälle 
Besatzungsmitglieder auszuwechseln. 

Absatz 1 entspricht im übrigen Art.. 9 des 
Übereinkommens Nr. 22 der Internationalen 
Arbeitsorganisation über den Heuervertrag 
der Schiffsleute, das für die Bundesrepublik 
verbindlich ist (vgl. Reichsgesetzbl. 1930 II 
S. 987 und 1230 in Verbindung mit Bundes- 
gesetzbl. 1952 II S. 607). 

Entsprechend allgemeinen arbeitsrechtlichen 
Grundsätzen und der tariflichen Entwicklung 
in der Seeschiffahrt sind die Angestelltenkün- 
digungsfristen gegenüber denen der Schiffs- 
leute unterschiedlich festgesetzt. Auch darin 
kommt die engere Verbundenheit der Ange- 
stellten mit der Reederei zum Ausdruck. Ab- 
satz 2 bringt insoweit eine Angleichung der 
Rechtslage an die Arbeitsverhältnisse an 
Land. Lediglich für die ersten, als Probezeit 
zu wertenden Beschäftigungsmonate gelten 
kürzere Kündigungsfristen. Diese sind schon 


im Gesetz verankert, weil den Angestellten 
im Rahmen des Schiffsbetriebs besonders ver- 
antwortliche Aufgaben zufallen, die eine 
schnelle Lösungsmöglichkeit erfordern, wenn 
der Betreffende für sie nicht geeignet ist, ohne 
deswegen untauglich im Sinne von § 66 Abs. 1 
Nr. 1 zu sein. 

Absatz 3 stellt eine Neuerung dar, die ihren 
Grund darin findet, daß die während einer 
Reise des Schiffs ausgesprochene Kündigung 
immer erst in einem Hafen wirksam werden 
kann. Um nun nicht dem Besatzungsmitglied 
einen Rückbeförderungsanspruch geben zu 
müssen, wird der Eintritt dieser Wirkung auf 
den räumlichen Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes beschränkt. Gegen ein so langes Ver- 
bleiben des Besatzungsmitglieds an Bord be- 
stehen auch, anders als im Falle einer außer- 
ordentlichen Kündigung, hier keine Beden- 
ken, es sei denn, daß die Beteiligten mit Rück- 
sicht auf ihre Belange im Einzelfall etwas Ab- 
weichendes vereinbaren. 

§ 66 

§ .66 entspricht im wesentlichen § 70 SO. Der 
Tatbestand des § 70 Abs. 1 Nr. 6 SO hat je- 
doch im Entwurf eine modifizierte Regelung 
im § 68 erfahren. 

Die nunmehr gewählte Fassung des Absatzes 1 
Nr. 1 ergibt sich aus dem Umstand, daß nach 
der jetzigen Praxis die Heuerverhältnisse 
weniger für eine Reise als vielmehr in der 
Regel auf unbestimmte Zeit eingegangen 
werden (vgl. die Begründung zu § 23), so 
daß ein Abstellen auf den jeweiligen Reise- 
beginn das Besatzungsmitglied ungerechtfer- 
tigt beschweren würde. Absatz 1 Nr. 3 gibt 
dem Reeder ein außerordentliches Kündigungs- 
recht zwar auch schon bei einer einmaligen 
Pflichtverletzung, jedoch nur unter der Voraus- 
setzung des Vorliegens besonderer erschweren- 
der Umstände. Das ergibt sich vor allem aus 
dem dem § 123 Abs. 1 Nr. 3 der Gewerbe- 
ordnung entnommenen Tatbestandsmerkmal 
der Beharrlichkeit und der dazu entwickelten 
Rechtsprechung. 

§ 67 

Absatz 1 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
die im § 66 auf geführten, zur außerordent- 
lichen Kündigung des Besatzungsmitglieds be- 
rechtigenden Gründe nicht abschließend sein 
können, sofern Unzuträglichkeiten an Bord 
vermieden werden sollen, wenn eine Fortset- 
zung des Heuerverhältnisses aus anderen 
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wichtigen Gründen nicht zumutbar ist und 
daher der Betroffene nicht bis zur Erfüllung 
der Voraussetzungen des § 65 Abs. 3 an Bord 
verbleiben kann. Da diese Gründe aber gra- 
duell nicht so schwerwiegend sind wie die im 
§ 66 aufgeführten und es im Interesse der 
Vermeidung einer übermäßigen Ausdehnung 
des Anwendungsbereichs dieser Vorschrift liegt, 
ist diese Kündigungsmöglichkeit für den Ree- 
der an erschwerende finanzielle Vorausset- 
zungen gebunden. Dem Grundsatz nach kennt 
auch § 72 Abs. 1 SO eine solche Regelung. 

Diese Vorschrift soll nicht dazu führen, die 
Angestellten auf diese Weise ihres erhöhten 
Kündigungsschutzes zu berauben. Sie findet 
daher nach Absatz 2 auf Angestellte nur so 
lange Anwendung, wie diese noch nicht in 
den Genuß längerer Kündigungsfristen ge- 
kommen sind. 

§ 68 

§68 entspricht seinem Tatbestand nach § 70 
Nr. 6 SO in Verbindung mit den §§ 71 Abs. 3 
und 69 SO. Da es sich hier um nach der heu- 
tigen arbeitsrechtlichen Auffassung vom Ree- 
der zu vertretende Fälle des Betriebsrisikos 
handelt, entlastet der Entwurf die Besat- 
zungsmitglieder in stärkerem Maße als die 
SO. Diese Rechtslage wird dadurch abge- 
sichert, daß dem Reeder durch Absatz 5 die 
Möglichkeit genommen wird, in diesen Fällen 
wahlweise auch den Weg des § 67 zu beschrei- 
ten. 

Absatz 4 gibt dem Reeder eine Ersatzkün- 
digungsmöglichkeit für den Fall, daß er trotz 
Kenntnis vom Verbleib des Schiffs den Auf- 
enthaltsort des Besatzungsmitglieds nicht er- 
mitteln und ihm daher nicht nach Absatz 1 
kündigen kann. § 79 betrifft dagegen den 
Fall, daß sowohl der Verbleib des Schiffs als 
auch der seiner Besatzung unbekannt ist. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 entspricht 
Art. 2 des Übereinkommens Nr. 8 der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation über die Ge- 
währung einer Entschädigung für Arbeits- 
losigkeit infolge von Schiffbruch, das für die 
Bundesrepublik verbindlich ist (vgl. Reichsge- 
setzbl. 1929 II S. 759 und 1930 II S. 689 
in Verbindung mit Bundesgesetzbl. 1952 II 
S. 607). 

§ 69 

Die Nr. 1 bis 3, 5 und 7 entsprechen im we- 
sentlichen den Vorschriften des § 74 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 sowie des § 58 Abs. 2 SO. 


Der Fall des § 74 Abs. 1 Nr. 3 SO ist mit 
Rücksicht auf die nur noch sehr geringe prak- 
tische Bedeutung des für eine Reise begrün- 
deten Heuerverhältnisses nicht mehr aufge- 
nommen. Nr. 5 ist erweitert um den Fall, daß 
das Schiff einen verseuchten Hafen nicht un- 
verzüglich verläßt, weil dieser Tatbestand 
gleich gelagert ist. Neu eingefügt sind die 
Nr. 4 und 6. Erstere dient der Verstärkung 
des mit der Vorschrift des § 57 Abs. 3 ver- 
folgten Schutzzwecks zugunsten des Besat- 
zungsmitglieds. Die mit der Nr. 6 getroffene 
Bestimmung beruht auf dem Gedanken, daß 
es der freien Entscheidungsbefugnis des Be- 
satzungsmitglieds unterliegen soll, ob es einer 
Beschäftigung nachgehen will, bei der es sich 
einer derartigen Gefahr aussetzt. Nr. 7 ist 
nicht auf die Beschwerde nach § 115 be- 
schränkt. 

§ 70 

§ 70 entspricht der Kündigungsmöglichkeit 
für den Reeder nach § 67. Der in diesem Falle 
gegenüber dem § 69 die Kündigung für das 
Besatzungsmitglied erschwerende Umstand 
liegt darin, daß ein Ersatzmann an seine 
Stelle treten können muß. Hier ist auch die 
Vorschrift des § 74 Abs. 1 Nr. 5 SO einbe- 
zogen. Da in diesem Falle das Kündigungs- 
interesse völlig einseitig beim Besatzungsmit- 
glied liegt und nicht vom Reeder zu ver- 
treten ist, ist es nach der Systematik der Kün- 
digungsvorschriften des Entwurfs ein Gebot 
der Gerechtigkeit, auch die Belange des Reeders 
zu berücksichtigen und ihn vor einer unbil- 
ligen Schädigung zu bewahren. 

Die Vorschrift entspricht Art. 13 des Über- 
einkommens Nr. 22 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation über den Heuervertrag der 
Schiffsleute, das für die Bundesrepublik ver- 
bindlich ist (vgl. Reichsgesetzbl. 1930 II 
S. 987 und 1230 in Verbindung mit Bundes- 
gesetzbl. 1952 II S. 607). 

§ 71 

§ 71 entspricht materiell § 77 SO. Dieser 
Entscheidungsbefugnis des Seemannsamts be- 
darf es, um eine notwendige vorläufige Re- 
gelung eines Streitfalls zwischen den Parteien 
herbeiführen zu können, bis bei der Rüdkkehr 
in den Geltungsbereich des Grundgesetzes Ge- 
richtshilfe erreichbar ist. Mit der Betonung 
der Vorläufigkeit der Entscheidung des See- 
mannsamts soll klargestellt werden, daß sie 
den Rechtsweg zu den Gerichten, nämlich 
den Tarifschiedsgerichten bzw. den Gerichten 
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für Arbeitssachen (§ 101 ArbGG), nicht aus- 
schließt. Eines besonderen Hinweises darauf 
im Gesetz bedarf es nicht, da diese Gerichte 
für die Entscheidung über alle Ansprüche aus 
dem Heuer Verhältnis zuständig sind. 

§ 72 

§ 72 entspricht im wesentlichen § 76 SO. Der 
Entwurf gestaltet jedoch nunmehr den An- 
spruch für alle Fälle des § 69 einheitlich. 
Anderweitige Schadenersatzansprüche blei- 
ben ausdrücklich Vorbehalten. 

§ 73 

§ 73 entspricht § 83 Abs. 1 und 2 SO. Der 
neu eingefügte Absatz 4 dient dem ver- 
stärkten Schutz der Jugendlichen. 

§ 74 

§ 74 entspricht inhaltlich den Regelungen 
der §§ 60, 69, 72, 76 und 78 SO. 

Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 ent- 
sprechen in Verbindung mit § 138 dem 
Art. 3 Ziff. 1 und 3 sowie dem Art. 4 des 
Übereinkommens Nr. 23 der Internationalen 
Arbeitsorganisation über die Heimschaffung 
der Schiffsleute, das für die Bundesrepublik 
verbindlich ist (vgl. Reichsgesetzbl. 1930 II 
S. 12 und 713 in Verbindung mit Bundes- 
gesetzbl. 1952 II S. 607). Die Vorschrift des 
Absatzes 4 entspricht Art. 9 des Überein- 
kommens Nr. 55 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation über die Verpflichtungen 
des Reeders bei Krankheit, Unfall oder Tod 
von Schiffsleuten. 

§ 75 

§ 75 entspricht dem Gegenstand nach § 73 
SO, jedoch ist die zu zahlende Heuer der 
sozialen Entwicklung gemäß erhöht. 

§ 76 

§ 76 entspricht § 79 Abs. 1 SO. § 79 Abs. 2 SO 
ist nunmehr nach § 138 Abs. 2 übernommen. 

Die Vorschrift entspricht Art. 3 Ziff. 2 des 
Übereinkommens Nr. 23 der Internationalen 
Arbeitsorganisation über die Heimschaffung 
der Schiffsleute, das für die Bundesrepublik 
verbindlich ist (vgl. Reichsgesetzbl. 1930 II 
S. 12 und 713 in Verbindung mit Bundes- 
gesetzbl. 1952 II S. 607). 

§ 77 

§ 77 entspricht seinem wesentlichen Inhalt 
nach § 64 Abs. 1 bis 3 SO. Die Verpflichtung 


zur Heuerzahlung bis zum Todestag ist als 
selbstverständlich nicht mehr aufgenommen. 
Sie ergibt sich aus allgemeinen Grundsätzen, 
da die Heuer immer bis zur Beendigung des 
Heuerverhältnisses, die hier mit dem Tod 
eintritt, fortzuzahlen ist. 

Die Vorschrift entspricht Art. 7 des Über- 
einkommens Nr. 55 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation über die Verpflichtungen 
des Reeders bei Krankheit, Unfall oder Tod 
von Schiffsleuten. 

§ 78 

§ 78 entspricht § 65 Abs. 2 und 3 SO. § 65 
Abs. 4 SO ist nunmehr in § 80 Abs. 1 ein- 
bezogen. 

Die Verpflichtung des Seemannsamts nach 
Absatz 3 besteht entsprechend der allgemei- 
nen Rechtsübung erst, nachdem sich die 
Erben mittels eines Erbscheins als solche aus- 
gewiesen haben. 

Die Vorschrift entspricht Art. 8 des Über- 
einkommens Nr. 55 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation über die Verpflichtungen 
des Reeders bei Krankheit, Unfall oder Tod 
von Schiffsleuten. 

§ 79 

§ 79 regelt im Gegensatz zu § 68 Abs. 4 die 
Beendigung des Heuerverhältnisses für den 
Fall, daß der Verbleib sowohl des Schiffs als 
auch seiner Besatzung ungewiß ist. In diesem 
Falle ist eine Kündigung nicht mehr vorge- 
sehen, da nach Erfüllung der Voraussetzun- 
gen dieser Vorschrift der Tod der Besat- 
zungsmitglieder wahrscheinlich ist. 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Vorbemerkung 

Hier wird in zwei Bestimmungen das Ar- 
beitsverhältnis zweier Personenkreise ge- 
regelt, die zwar auch an Bord des Schiffs 
tätig werden und deswegen in den Rahmen 
des Entwurfs zweckmäßigerweise einzube- 
ziehen sind, die aber auf Grund der Art 
ihrer Tätigkeit gegenüber der übrigen 
Schiffsbesatzung eine Sonderstellung einneh- 
men, die es ausschließt, die Vorschriften des 
Ersten bis Vierten Unterabschnitts des Drit- 
ten Abschnitts ausnahmslos und unverändert 
auf sie anzuwenden. Es sind vielmehr inso- 
weit einige Sonderbestimmungen erforder- 
lich. 
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§ 80 

Trotz seiner herausgehobenen Stellung im 
Rahmen des Schiffsbetriebs bedarf auch der 
Kapitän eines gewissen sozialen Schutzes. 
Seine arbeitsrechtlichen Beziehungen zum 
Reeder sind mehr oder weniger ebenso als 
Heuerverhältnis anzusehen wie die der übri- 
gen Besatzungsmitglieder. Das Heuerverhält- 
nis des Kapitäns weist allerdings in man- 
cher Hinsicht gewisse Ähnlichkeiten mit dem 
Arbeitsverhältnis eines leitenden Angestell- 
ten auf. Der Entwurf übernimmt daher die 
arbeitsrechtlichen Vorschriften des Dritten 
Abschnitts, die für den Kapitän erforderlich 
erscheinen. Der Entwurf geht damit den 
umgekehrten Weg gegenüber der SO, die 
diese Vorschriften im Handelsgesetzbuch 
(§§ 545 ff.) beläßt und in ihren §§ 63 Abs. 3 
sowie 65 Abs. 4 nur zwei Sonderfälle regelt. 
Nach dem Entwurf verbleiben im Handels- 
gesetzbuch nur noch die Vorschriften über 
den Kapitän, denen ausschließlich oder zum 
mindesten auch handelsrechtliche Bedeutung 
zukommt (vgl. dazu § 146 Abs. 2 und 3). 
Das Handelsgesetzbuch durch umfassende 
Vorschriften über das arbeitsrechtliche Ver- 
hältnis des Kapitäns zu erweitern, wie es 
teilweise von der Praxis angeregt wurde, 
würde bedeuten, materiell gleiche Vorschrif- 
ten in zwei verschiedenen Gesetzen zu brin- 
gen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß 
der Kapitän heute nicht mehr wie früher 
häufig Teilhaber des Reeders ist. 

Absatz 1 schreibt die Anwendung der mei- 
sten Vorschriften des Dritten Abschnitts 
auch auf den Kapitän vor. Dabei ist jedoch 
darauf Bedacht genommen, daß sich die 
Rechtslage des Kapitäns in keiner Weise 
gegenüber der bisherigen nach dem Handels- 
gesetzbuch verschlechtert. Nicht gelten für 
den Kapitän die Bestimmungen über den 
Heuerschein, das Schiff der Dienstleistung, 
die Bordanwesenheits- und Dienstleistungs- 
pflicht, die Verteilung der Heuer bei nicht 
ausreichender Schiffsbesatzung, den Land- 
gang, die Zurücklassung und den Fortfall des 
Rückbeförderungsanspruchs beim Nachweis 
einer entsprechenden Beschäftigung auf 
einem anderen deutschen Schiff. Diese Vor- 
schriften sind auf den Kapitän entweder 
sachlich nicht anwendbar, weil er als der 
verantwortliche Führer des Schiffs diese 
Gegenstände für seine Person in eigener Zu- 
ständigkeit regeln muß, oder weil sie seiner 
besonderen Stellung im Verhältnis zum Ree- 
der nicht gerecht werden. Für den Landgang 


des Kapitäns ist im übrigen § 517 HGB von 
Bedeutung. 

Außerdem finden auf den Kapitän keine An- 
wendung die §§ 50, 64, 65 Abs. 1 und 2, 66, 
67 und 69 bis 72, an deren Stelle insoweit 
die Sondervorschriften der Absätze 2 bis 4 
treten, die ebenfalls wieder ihre Rechtferti- 
gung in dem besonderen Vertrauensverhält- 
nis des Kapitäns zum Reeder finden. 

Absatz 5 übernimmt die Vorschriften der 
§§ 74 und 75 für den Kapitän, soweit sie 
sachlich auf ihn anwendbar sind. 

Absatz 6 übernimmt die Vorschriften des 
§ 555 Satz 2 und 3 HGB, die durch § 146 
Abs. 3 aufgehoben werden, mit Rücksicht 
auf ihren rein arbeitsrechtlichen Inhalt in 
den Entwurf. 

§ 81 

Die im § 7 Abs. 1 genannten Personen sind, 
obwohl sie im Rahmen des Schiffsbetriebs an 
Bord beschäftigt werden, nicht Besatzungs- 
mitglieder im Sinne des § 3. Auf sie finden 
daher die in besonderem Maße auf die tatsäch- 
lichen Verhältnisse und Gegebenheiten in der 
Seeschiffahrt abgestellten arbeitsrechtlichen 
Vorschriften keine Anwendung, sondern es 
verbleibt für diesen Personenkreis bei den 
allgemeinen Vorschriften, da er von dem be- 
sonderen Arbeitsrhythmus an Bord eines 
Schiffs nicht unmittelbar berührt wird. 

Maßgeblich sind für diese Personen jedoch 
unbeschadet des vorstehenden Grundsatzes 
die Bestimmungen, die der Erhaltung der 
Sicherheit für Schiff und Menschen dienen 
und deren Notwendigkeit sich aus dem 
Aufenthalt dieser Personen außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes ergibt, 
wo also die innerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes sonst üblichen Einrichtun- 
gen und Institutionen nicht zum Zuge kom- 
men, es aber gleichwohl notwendig einer 
persönlichen Fürsorge bedarf. 


Vierter Abschnitt 

Vorbemerkung 

Die SO enthält, abgesehen von wenigen, kei- 
neswegs umfassenden Arbeitszeitbestimmungen 
in den §§ 35 bis 40 und dem Verbot der Be- 
schäftigung von Kindern bis zum vollendeten 
14. Lebensjahr (§ 7 Abs. 2), keine Arbeits- 
schutzvorscnriften. Der Entwurf regelt dieses 
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Rechtsgebiet erstmalig auch für den Bereich 
der Seeschiffahrt, wobei er sich insbesondere 
hinsichtlich der Arbeitszeitbestimmungen an 
die Regelungen des Tarifvertrags für die 
deutsche Seeschiffahrt anlehnen kann. 

In den Entwurf sind einmal Bestimmungen 
aufgenommen, die den Betriebsschutz, d. h. 
den Schutz gegen Unfall- und Gesundheits- 
gefahren behandeln; zum anderen enthält er 
Vorschriften, die den sozialen Arbeitsschutz 
sicherstellen. Hierbei handelt es sich vor allem 
um die Regelung der Arbeitszeit sowie um 
Bestimmungen über den besonderen Schutz 
für Frauen und Jugendliche. Die Arbeits- 
schutzbestimmungen sind öffentlich-rechtliche 
Vorschriften. Ihre Einhaltung wird vom Staat 
überwacht. Derjenige, der diese Vorschriften 
schuldhaft nicht beachtet, wird, je nach der 
Schwere der Tat, mit krimineller Strafe oder 
mit Bußgeld bedroht (vgl. §§ 123 und 127). 

Die gesetzliche Regelung des Arbeitsschutzes 
für die Seeschiffahrt ist deshalb dringend, 
weil die allgemeine Arbeitsschutzgesetzge- 
bung, insbesondere die Gewerbeordnung (§ 6 
Abs. 1), die Arbeitszeitordnung (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2) und das Jugendschutzgesetz (§ 2 Abs. 1 
Nr. 3), die Seeschiffahrt aus ihrem Geltungs- 
bereich grundsätzlich ausnimmt. Es erscheint 
sozialpolitisch nicht mehr vertretbar, den Be- 
schäftigten eines derart wichtigen Wirtschafts- 
zweigs, wie die Seeschiffahrt, den gesetzlichen 
Arbeitsschutz zu versagen. 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Vorbemerkung 

Dieser Unterabschnitt enthält zunächst Be- 
stimmungen, die den Besatzungsmitgliedern 
einen möglichst weiten Schutz gegen Gefah- 
ren für Leben, Gesundheit und Sittlichkeit 
sichern. Zum anderen enthält er Vorschriften 
über die ärztliche Untersuchung der Besat- 
zungsmitglieder und das hierbei zu beobach- 
tende Verfahren; sie sollen sicherstellen, daß 
nur die Personen an Bord beschäftigt werden, 
die den Anforderungen, die der Seemanns- 
beruf an die körperliche Konstitution des 
einzelnen stellt, genügen. 

§ 82 

§ 82 soll den Schutz der Besatzungsmitglieder 
gegen Gefahren für Leben, Gesundheit und 
Sittlichkeit in dem Umfang sichern, wie es 
nur immer unter den besonderen Gegebenhei- 


ten des Schiffsbetriebs möglich sein kann. Die- 
ser Schutz beschränkt sich wesensmäßig nicht 
nur auf den Schutz während der Arbeitslei- 
stung, sondern erstreckt sich in Anbetracht 
der notwendigen Unterbringung der Be- 
satzungsmitglieder an Bord auch während 
ihrer Freizeit auf das gesamte Leben an Bord 
des Schiffs. 

Im Absatz 1 legt zunächst das Gesetz selbst 
die Grundzüge des Inhalts dieses Schutzes 
fest. Die hier vorgesehene Verpflichtung zur 
Einrichtung und Unterhaltung eines ordnungs- 
gemäßen Schiffsbetriebs trifft grundsätzlich 
den Reeder. Neben ihm wird auch der Ka- 
pitän zur Unterhaltung der Gerätschaften so- 
wie zur Regelung des Ablaufs der Arbeit und 
der Beschäf tigung unter Beobachtung der auf- 
gezeigten Gesichtspunkte verpflichtet, da es 
dem Reeder, wenn sich das Schiff auf Reise be- 
findet, infolge der räumlichen Trennung nicht 
immer möglich sein wird, rechtzeitig die nach 
den Umständen erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. 

Die allgemeinen Bestimmungen des Absatzes 
1 sollen konkretisiert werden durch die Vor- 
schriften der gemäß § 143 Abs. 1 Nr. 10 zu 
erlassenden Rechtsverordnung. Schließlich gibt 
Absatz 2 der Arbeitsschutzbehörde, die Mög- 
lichkeit, im Einzelfall den allgemeinen Be- 
triebs schütz sicherzustellen. Dieses dreiglie- 
drige System bietet eine Gewähr für eine 
lückenlose Durchführung des allgemeinen 
Betriebsgefahrenschutzes, die mit generellen 
Rechtsvorschriften allein nicht sichergestellt 
werden kann. 

§ 83 

Zum Schutz der Besatzungsmitglieder schreibt 
§ 83 vor, daß ihre körperliche Tauglichkeit 
für den Seemannsberuf im Wege einer ärzt- 
lichen Untersuchung überprüft und festgestellt 
wird. Im Rahmen des Schiffsbetriebs dürfen 
sie nur soweit beschäftigt werden, als sie für 
die Arbeiten, die sie verrichten sollen, taug- 
lich sind. 

Das Erfordernis einer solchen ärztlichen Un- 
tersuchung entspricht auch dem Übereinkom- 
men Nr. 73 der Internationalen Arbeitsorga- 
nisation über die ärztliche Untersuchung der 
Schiffsleute. Dieses Übereinkommen geht so- 
gar insofern noch weiter als der Entwurf, als 
es die Wiederholung solcher Untersuchungen 
in einem Abstand von zwei Jahren vor- 
schreibt. Es erscheint jedoch nicht notwendig, 
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solche periodischen Nachuntersuchungen allge- 
mein vorzuschreiben, da sie eine gewisse Un- 
ruhe in das Leben der Seeleute hineintragen, 
und solche Untersuchungen auch für andere 
vergleichbare Berufe nicht vorgesehen sind. 
Der Entwurf sieht daher, abweichend von der 
internationalen Regelung, in seinem Absatz 1 
für erwachsene Besatzungsmitglieder keine 
regelmäßigen Nachuntersuchungen vor, son- 
dern begnügt sich grundsätzlich damit, die 
Seediensttauglichkeit dieser Besatzungsmit- 
glieder als Voraussetzung für die Beschäfti- 
gung im Rahmen des Schiffsbetriebs vor dem 
Eintritt in den Seemannsberuf im Wege einer 
einmaligen ärztlichen Untersuchung festzu- 
stellen. Um Mißständen vorzubeugen, kann 
jedoch die zeitliche Gültigkeit der ärztlichen 
Seediensttauglichkeitszeugnisse im Wege einer 
gemäß § 143 Abs. 1 Nr. 13 zu erlassenden 
Rechtsverordnung beschränkt werden. 

In Übereinstimmung mit den internationalen 
Bestimmungen ist allerdings im Absatz 2 eine 
jährliche Nachuntersuchung- für die jugend- 
lichen Besatzungsmitglieder vorgesehen. Dies 
ist im Interesse der Jugendlichen dringend er- 
forderlich, um feststellen zu können, ob sie 
den Anstrengungen dieses Berufs auch wirk- 
lich gewachsen sind, und um sie vor Gefähr- 
dungen ihrer Gesundheit und ihrer körper- 
lichen Entwicklung zu schützen. Absatz 2 
Satz 2 dient in diesem Zusammenhang der 
Vermeidung von Unzuträglichkeiten, die sich 
aus längeren Reisen eines Schiffs ergeben 
könnten. 

Um eine gewisse Einheitlichkeit der Beurtei- 
lung darüber sicherzustellen, ob Seedienst- 
tauglichkeit vorliegt, dürfen diese Untersu- 
chungen nur von einem von der Arbeits- 
schutzbehörde dazu besonders ermächtigten 
Arzt vorgenommen werden. Absatz 2 ent- 
spricht Art. 2 und 3 des Übereinkommens 
Nr. 16 der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion über die pflichtmäßige ärztliche Unter- 
suchung der in der Seeschiffahrt beschäftigten 
Kinder und Jugendlichen, das für die Bundes- 
republik verbindlich ist (vgl. Reichsgesetzbl. 
1929 II S. 383, 386 und 754 in Verbindung 
mit Bundesgesetzbl. 1952 II S. 607). Die 
Durchführung der ärztlichen Untersuchungen 
im einzelnen, der Inhalt der ärztlichen Zeug- 
nisse, deren Aufbewahrung und die Einsicht- 
nahme in sie sowie die Gebühren und Kosten 
der ärztlichen Untersuchungen, ihre Tragung 
und Erstattung sollen gemäß § 143 Abs. 1 
Nr. 13 im Verordnungswege geregelt werden. 


§ 84 

Um den Betroffenen vor Benachteiligung bei 
der im § 83 vorgesehenen ärztlichen Unter- 
suchung zu schützen, ist ein weiteres Ver- 
fahren vorgesehen. Der Antragsteller erhält 
hier eine Verwaltungsentscheidung, die die 
Grundlage für ein Verfahren vor den Ver- 
waltungsgerichten abgeben kann. 

§ 85 

§ 85 regelt die Fortsetzung des gemäß § 84 
eingeleiteten Verfahrens. Dieses Einspruchs- 
verfahren entspricht den Verwaltungsgerichts- 
gesetzen und -Ordnungen, die ein solches Ver- 
fahren als weitere Voraussetzung für die Er- 
öffnung des Verwaltungsgerichtswegs vor- 
schreiben. 

Die Besetzung des Einspruchsausschusses nach 
Absatz 2 mit zwei Beisitzern aus der Berufs- 
gruppe des Betroffenen soll gewährleisten, 
daß die körperlichen Anforderungen insbe- 
sondere an Hand der Gegebenheiten gerade 
dieser Berufsgruppe geprüft werden, die der 
Arzt allein unter Umständen nicht abschlie- 
ßend überblicken und beurteilen kann. Au- 
ßerdem soll dem Betroffenen auf diese Weise 
das Gefühl einer sachdienlichen und gerechten 
Beurteilung seines Falls vermittelt werden. 

Absatz 1 Satz 2 stellt es dem Einspruchs aus- 
schuß frei, ob er eine erneute Untersuchung 
durch seinen Vorsitzenden selbst, eventuell 
unter Hinzuziehung von Fachärzten, oder 
durch einen anderen Arzt anordnen will. 

Im übrigen sollen das Verfahren des Ein- 
spruchsausschusses sowie dessen Gebühren und 
Kosten, ihre Tragung und Erstattung gemäß 
§ 143 Abs. 1 Nr. 13 im Wege einer Rechts- 
verordnung geregelt werden. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Vorbemerkung 

Im Zweiten Unterabschnitt wird die See- und 
Hafenarbeitszeit der Besatzungsmitglieder, 
im wesentlichen innerhalb der Mindestgren- 
zen des Übereinkommens Nr. 93 der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation über die Heu- 
ern, Arbeitszeit an Bord von Schiffen und 
die Besatzungsstärke (Neufassung 1949), 
das die Übereinkommen Nr. 57 und 76 ab- 
geändert hat, im einzelnen geregelt. Diese Be- 
stimmungen gelten grundsätzlich für alle Be- 
satzungsmitglieder, jedoch enthalten der 
Dritte und Vierte Unterabschnitt Einschrän- 
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kungen, die das erhöhte Schutzbedürfnis der 
Frauen und Jugendlichen berücksichtigen. 

§ 86 

Die Absätze 1 und 2 entsprechen inhaltlich 
der tariflichen Regelung; daneben berücksich- 
tigt der Entwurf aber auch noch den gleich- 
zuerachtenden Fall, daß das Schiff auf der 
Reede ankert. Die weiteren Bestimmungen 
vereinfachen sich dadurch insofern, als es im 
folgenden nicht mehr der Erwähnung einer 
Arbeitszeit auf der Reede bedarf. 

Absatz 3 legt ausdrücklich fest, daß an An- 
kunfts- und Abfahrttagen, an denen sowohl 
die Vorschriften über die See- als auch die 
über die Hafenarbeitszeit gelten, bei der Be- 
rechnung der täglichen Höchstarbeitszeit die 
gesamte an diesem Tage geleistete Arbeit zu 
berücksichtigen ist. 

Absatz 4 entspricht inhaltlich § 39 SO. 

§ 87 

Absatz 1 Satz 1 sichert dem Besatzungsmit- 
glied den 8-Stunden-Tag, der sich grundsätz- 
lich schon aus dem im Tarifvertrag für die 
deutsche Seeschiffahrt verankerten und in Ab- 
satz 1 Satz 2 übernommenen Drei-Wachen- 
system ergibt. 

Absätze 2 und 3 entsprechen inhaltlich der 
Regelung des Tarifvertrags für die deutsche 
Seeschiffahrt. Mit den Bestimmungen über 
die Lage der Arbeitszeit wird berücksichtigt, 
daß, anders als beim Landbetrieb, das Schiff 
nicht nur Arbeitsplatz, sondern auch Wohn- 
stätte der Besatzungsmitglieder ist; ein weit- 
gehend ungestörtes Wohnen und Schlafen muß 
gewährleistet werden. 

Ausnahmetatbestände regeln die §§ 90 und 
91. 

§ 88 

§ 88 entspricht inhaltlich der Regelung des 
Tarifvertrags für die deutsche Seeschiffahrt. 
Ergänzend zum Tarifvertrag ist jedoch auch 
für Sonn- und Feiertagsarbeit eine der für 
die Arbeit am Sonnabend entsprechende 
zeitliche Höchstbegrenzung vorgesehen, da 
hier sonst jede zeitliche Schranke fehlen 
würde. Die Bestimmung über die Lage der 
Arbeitszeit am Sonnabend entspricht, allge- 
meiner Übung in der Seeschiffahrt und er- 
scheint insbesondere als Ausgleich für den 
fortlaufenden Wachdienst auf See berechtigt. 

Ausnahmetatbestände regeln die §§ 90 und 
91. 


§ 89 

Absatz 1 geht grundsätzlich vom 8-Stunden- 
Tag auch dieser Besatzungsmitglieder aus. 

Die im Absatz 2 vorgesehene Verlängerung 
der Arbeitszeit bei Arbeitsbereitschaft ent- 
spricht allgemein der im Tarifvertrag für die 
deutsche Seeschiffahrt für die Hafenarbeits- 
zeit gefundenen Regelung. Eine unterschied- 
liche Behandlung nach See- und Hafenarbeits- 
zeit ist bei diesem Personal nach der Beschäf- 
tigungslage mit Rücksicht auf den gleichmä- 
ßigen Arbeitsanfall nicht gerechtfertigt. 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen dem Ta- 
rifvertrag für die deutsche Seeschiffahrt. Für 
die Beibehaltung der dort vorgesehenen Mög- 
lichkeit der Verkürzung der mindestens 
8stündigen Nachtruhe besteht kein prak- 
tisches Bedürfnis. Zur Vermeidung von 
Schwierigkeiten verlangt Absatz 3 Satz 3 
nicht, daß die ununterbrochene Freizeit unbe- 
dingt in der Nachtzeit zu geben ist. Hinsicht- 
lich der Bestimmungen über die Lage der 
Arbeitszeit vgl. die Begründung zu § 87. 

Absatz 4 entspricht dem Tarifvertrag für die 
deutsche Seeschiffahrt. 

Allgemein dehnt § 89 die tarifliche Regelung 
für das Verpflegungs- und Bedienungsperso- 
nal mit Rücksicht auf die gleichgelagerten 
Verhältnisse auch auf das Krankenpflegeper- 
sonal aus. 

§ 90 

§ 90 hebt alle Arbeitszeitvorschriften der 
§ 87 bis 89 für die im Absatz 1 Nr. 1 bis 4 
ezeichneten Fälle auf. Diese entsprechen den 
im Tarifvertrag für die deutsche Seeschiff- 
fahrt normierten Tatbeständen. In den Fäl- 
len solcher unmittelbaren Gefahr können in 
Verbindung mit der ethischen Verpflichtung 
zur Hilfeleistung irgendwelche Arbeitszeit- 
beschränkungen ebensowenig Bestand haben 
wie in den Fällen der zur Erhaltung der 
Schiffssicherheit notwendigen und regelmäßig 
zu wiederholenden Manöver. 


§ 91 

§91 gestattet die Außerachtlassung der nor- 
malen Arbeitszeitbestimmungen bei besonde- 
ren, nicht durch den Katalog des § 90 er- 
faßten Tatbeständen. 
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Unter „dringenden Fällen“ im Sinne des Ab- 
satzes 1 Satz 1 sind solche zu verstehen, in 
denen sich aus arbeitstechnischen oder wirt- 
schaftlichen Gründen eine besondere Notwen- 
digkeit zur Mehrarbeit ergeben kann, um er- 
hebliche Nachteile zu vermeiden; dabei sind 
strenge Anforderungen zu stellen. Die Rege- 
lung entspricht etwa der im § 8 Abs. 1 AZO, 
wonach bei Landbetrieben das Gewerbeauf- 
sichtsamt beim Nachweis eines „dringenden 
Bedürfnisses“ eine Verlängerung der Arbeits- 
zeit gestatten kann. Im Absatz 1 Satz 2 wird 
festgelegt, daß das einzelne Besatzungsmit- 
glied mit derartiger Mehrarbeit bis zu 90 
Stunden im Monat beschäftigt werden kann; 
dieser Überstundenfonds erscheint ausreichend, 
um die Fälle des Absatzes 1 Satz 1 zu dek- 
ken, um so mehr, als für besonders dringende 
und unabwendbare Fälle im Absatz 2 eine 
Beschäftigung über 90 Stunden im Monat 
hinaus zugelassen wird. 

Von Absatz 2 werden Tatbestände erfaßt, 
die durch die Besonderheiten des Schiffsbe- 
triebs bedingt sind und ihrer Natur nach 
keine Beschränkung der Arbeitszeit «dulden. 
Von den Fällen des Absatzes 1 unterscheiden 
sie sich dadurch, daß hier die Beseitigung des 
außergewöhnlichen Zustands keinen Aufschub 
duldet; hiernach rechtfertigt sich die unter- 
schiedliche Behandlung beider Gruppen. Im 
allgemeinen wird der im Absatz 1 Satz 2 
festgelegte Überstundenfonds ausreichen, um 
auch die Fälle des Absatzes 2 zu decken, so 
daß nur unter ganz besonderen Umständen 
eine Überschreitung der 90-Stunden-Grenze 
erforderlich sein wird, Treten derartige Um- 
stände allerdings ein, so ist es für die Anwen- 
dung des Absatzes 2 gleichgültig, wann dies 
im Laufe des der Berechnung zugrunde lie- 
genden Monats der Fall ist. Für die Fälle des 
Absatzes 1 Satz 1 stehen also immer 90 Mehr- 
arbeitsstunden zur Verfügung. Mehrarbeits- 
stunden nach Absatz 2, die zunächst in den 
Fonds eingerechnet worden sind, können da- 
her nachträglich herausgenommen werden. 

Die im Absatz 3 fest gelegte Aufhebung von 
Vorschriften über die Lage der Arbeitszeit 
und über die Beschäftigungsbeschränkunigen 
ist die notwendige Folge der Regelung in den 
Absätzen 1 und 2. 

Da die Anwendung der Absätze 1 und 2 re- 
gelmäßig im wirtschaftlichen Interesse des 
Reeders liegt, erscheint es gerechtfertigt, für 
die hierbei anfallende Mehrarbeit eine ent- 
sprechende Vergütung festzusetzen (vgl. § 92). 


§ 92 

Ebenso wie in den für Landbetriebe gelten- 
den Arbeitszeitvorschriften (vgl. § 15 AZO, 
§13 JSchG) ist eine Bestimmung erforder- 
lich, daß Mehrarbeit mit angemessenen Lohn- 
zuschrägen zu vergüten ist. Neben dem Aus- 
gleich, der hierdurch dem Besatzungsmit- 
glied für die erhöhte Inanspruchnahme seiner 
Arbeitskraft gewährt wird, soll diese Vor- 
schrift vor allem eine weitmögliche Ein- 
schränkung der Mehrarbeit bewirken. Der 
Kapitän wird vor der Anordnung von Mehr- 
arbeit zu erwägen haben, daß dies für den 
Reeder mit wesentlich höheren Kosten ver- 
bunden ist und daher nur ausnahmsweise ver- 
tretbar sein kann; er wird versuchen müssen, 
durch rationellen Einsatz der Besatzungsmit- 
glieder diese Mehraufwendungen zu vermei- 
den. Mit Rücksicht darauf, daß, in erheblicher 
Abweichung von den im allgemeinen Arbeits- 
zeitrecht üblichen Grundsätzen, im §91 unter 
Verzicht auf eine Begrenzung der täglichen 
oder wöchentlichen Arbeitszeit die Mehrar- 
beit lediglich durch Bestimmung eines monat- 
lichen Uberstundenfonds begrenzt wird, ist 
eine straffe Regelung der Überstundenvergü- 
tung als Mittel der Sicherung gegen einen 
Mißbrauch zwingend geboten. 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt unabdingbar, daß 
jede Mehrarbeitsstunde, entsprechend dem 
tarifvertraglich üblichen Umrechnungssatz, 
mit mindestens einem Zweihundertstel der 
Grundheuer zu vergüten ist. Hierzu treten 
Mehrarbeitszuschläge, die grundsätzlich von 
den Tarifpartnern vereinbart werden sollen. 
Allerdings muß, wie im § 15 Abs. 2 AZO 
und im § 13 Abs. 2 JSchG, der Fall, daß 
sich die Tarifpartner hierbei nicht einigen, 
im Gesetz berücksichtigt werden, um den 
Zweck der Vorschrift auf jeden Fall sicher- 
zustellen. Satz 2 legt deshalb gestaffelte Min- 
destzuschläge fest, wobei berücksichtigt wird, 
daß eine Leistung von 60 Mehrarbeitsstun- 
den auch im Rahmen der AZO zulässig und 
mit dem dort ebenfalls vorgesehenen Mehr- 
arbeitszuschlag angemessen vergütet ist, daß 
aber die Leistung weiterer 30 Mehrarbeits- 
stunden als übernormal einen höheren Zu- 
schlag erfordert. Werden darüber hinaus 
Mehrarbeitsstunden notwendig, so erscheint 
im Hinblick auf diese ungewöhnliche Be- 
lastung des Besatzungsmitglieds ein Mindest- 
zuschlag in Höhe von einem Zweihundertstel 
der Grundheuer gerechtfertigt; dabei kann es 
keine Rolle spielen, daß derartige Verlänge- 
rungen der Arbeitszeit nur in den besonderen 


65 



Fällen des § 91 Abs. 2 zulässig sind, weil der 
Kapitän von vornherein anstreben sollte, 
durch rationelle Regelung des Ablaufs der 
Arbeit, wobei auch derartige Arbeiten einzu- 
planen sind, im Interesse des Schutzes der 
Besatzungsmitglieder die 90-Stunden-Grenze 
nicht zu überschreiten. 

Absatz 2 legt entsprechend den Bestimmungen 
des Tarifvertrags für die deutsche Seeschiffahrt 
für den Sonderfall der gewerbsmäßigen Ber- 
gung die Verpflichtung zu angemessener Ver- 
gütung der Mehrarbeit fest, wobei die Höhe 
der Zuschläge einer Vereinbarung der Tarif- 
partner überlassen bleibt. In den übrigen 
Notfällen des § 90 können die Vorschriften 
des § 92 aus der Natur der Sache heraus keine 
Anwendung finden. 

Absatz 3 regelt die Vergütung der Sonn- und 
Feiertagsarbeit sowie der Arbeit außerhalb 
der in den §§87 bis 89 bestimmten Zeit- 
räume. Die Vorschrift ist nach den Grundsät- 
zen des Tarifvertrags für die deutsche See- 
schiffahrt gestaltet, setzt allerdings die Höhe 
der Zuschläge nach allgemeinen Grundsätzen 
fest und enthält schließlich Bestimmungen, 
die das Zusammentreffen von verschiedenen 
Arten zuschlagspflichtiger Mehrarbeit ange- 
messen regeln. 

Der Wachdienst auf See und die Arbeiten 
nach § 89 Abs. 4 an Sonn- und Feiertagen 
bedürfen keiner besonderen Vergütung, weil 
ihre Verrichtung regelmäßig erfolgt und 
daher schon bei der Gestaltung der Heuer- 
tarife berücksichtigt wird. 

§ 93 

Dem Besatzungsmitglied soll nicht nur der 
8-Stunden-Tag, sondern auch die 48-Stunden- 
Woche garantiert werden, soweit der Schiffs- 
betrieb dies zuläßt. Gewisse Schwierigkei- 
ten ergeben sich jedoch daraus, daß der 
Schiffsbetrieb an Sonn- und Feiertagen, zu- 
mindest auf See, weiterläuft. Die Vorschriften 
der §§ 87 bis 89 beschränken zwar die Arbeit 
an Sonn- und Feiertagen im Rahmen des 
Möglichen auf ein Mindestmaß, es ist aber 
gleichwohl nicht zu verwirklichen, jedes Be- 
satzungsmitglied, wie den Arbeitnehmer in 
einem Landbetrieb, an den Sonn- und Feier- 
tagen von der Arbeit freizustellen. Als Aus- 
gleich hierfür sieht § 93 die Gewährung von 
Freizeit an anderen Tagen vor. Der Inhalt 
dieser Vorschrift ist nicht ausschließlich nach 
Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes ausge- 
richtet. Ihr liegt vielmehr auch der Gedanke 
zugrunde, daß das Besatzungsmitglied die 


Möglichkeit zur Erledigung persönlicher An- 
gelegenheiten an Land haben muß, für die 
der an Land beschäftigte Arbeitnehmer sich 
eine kurze Dienstbefreiung gewähren lassen 
kann (vgl. § 616 BGB). Aus diesem Grund 
stellt Absatz 1 als Voraussetzung für die 
Gewährung des Sonn- und Feiertagsausgleichs 
nicht allein darauf ab, daß das Besatzungs- 
mitglied an einem Sonn- oder Feiertag eine 
bestimmte Zahl von Stunden gearbeitet hat, 
sondern darauf, daß es an diesem Tage an 
Bord sein mußte, weil sich das Schiff ent- 
weder gar nicht oder nur eine geringe Zeit- 
spanne in einem Hafen befunden hat. Im 
Hinblick darauf, daß gerade das Verpfle- 
gungs-, Bedienungs- und Krankenpflege- 
personal im Hafen auch an diesen Tagen 
tätig werden muß und ihm somit ein ausreichen- 
der Landgang kaum gewährt werden kann, 
bestimmt Absatz 1 Satz 2, daß unabhängig 
davon, wieviele Sonn- und Feiertage das 
Schiff im Hafen gelegen hat, diesem Perso- 
nenkreis mindestens zwei freie Tage im 
Monat zu geben sind. 

Diese Bestimmung ist weiterentwickelt aus 
dem Tarifvertrag für die deutsche Seeschiff- 
fahrt und im Zuge dieser Fortbildung der 
allgemeinen Rechtslage in den wichtigen see- 
fahrenden Nationen angeglichen. Wegen der 
Abweichungen der verschiedenen Regelun- 
gen voneinander und ihrer unterschiedlichen 
Differenzierungen vgl. Koenigs, Fragen des 
Seearbeitsrechts, Hamburg 1954, S. 36 ff., 
76 . 

Die Vorschriften der Absätze 2 bis 4 sind im 
wesentlichen dem Tarifvertrag entnommen. 
Von dem Grundsatz der Gewährung der 
freien Tage in einem Hafen sind im Absatz 2 
Satz 2 Ausnahmen zugelassen. Um eine ent- 
sprechende Beeinflussung des Besatzungsmit- 
glieds, den freien Tag nun auch auf See zu 
nehmen, zu verhindern, sieht diese Bestim- 
mung die Gewährung des freien Tages auf 
See nur auf Grund eines ausdrücklichen Ver- 
langens des Besatzungsmitglieds vor. 

Im übrigen trägt Absatz 3 dem Umstand 
Rechnung, daß die Gewährung der freien 
Tage mit Rücksicht auf die Besonderheiten 
eines Schiffsbetriebs und seine tatsächlichen 
Gegebenheiten während der Reise nicht 
immer in vollem Umfang möglich ist. 

Gemäß Absatz 4 ist der freie Tag unter tun- 
licher Berücksichtigung der Wünsche des Be- 
satzungsmitglieds zu gewähren und ebenso 
wie ein Urlaubstag zu vergüten. 
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DRITTER UNTERABSCHNITT 

Vorbemerkung 

Die Vorschriften des Dritten Unterabschnitts 
stellen sicher, daß bei der Beschäftigung von 
weiblichen Besatzungsmitgliedern die körper- 
liche Konstitution der Frau in ausreichendem 
Maße berücksichtigt wird. 

§ 94 

§ 94 verpflichtet den Kapitän und die ande- 
ren Vorgesetzten, bei der Beschäftigung von 
weiblichen Besatzungsmitgliedern die erfor- 
derliche Rücksicht walten zu lassen. Das 
System der Vorschrift entspricht dem des 
§ 82 (vgl. die Begründung hierzu). 

Die Besonderheiten des Mutterschutzes be- 
rücksichtigt § 143 Abs. 1 Nr. 15. Infolge der 
geringen praktischen Bedeutung dieser Frage 
für den Bereich der Seeschiffahrt ist von der 
Aufnahme entsprechender Vorschriften in 
das Gesetz selbst abgesehen und ihre Rege- 
lung einer Rechtsverordnung Vorbehalten. 

§ 95 

Die Absätze 1 und 2 sind dem allgemeinen 
Frauenarbeitsschutz für Betriebe an Land 
nachgebildet. 

Um einer Überforderung der Frauen vorzu- 
beugen, bestimmt Absatz 3, daß Frauen im 
Rahmen des § 91 Abs. 1 nur bis zu 60 Stun- 
den im Monat mit Mehrarbeit beschäftigt 
werden dürfen. 

Die Besonderheiten des Schiffsbetriebs erfor- 
dern Ausnahmen von den Schutzbestimmun- 
gen der Absätze 1 bis 3 lediglich für be- 
stimmte Notfälle, die im Absatz 4 bezeichnet 
sind; in diesen Fällen müssen alle Arbeits- 
schutzvorschriften zurücktreten. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 
Vorbemerkung 

Die Sonderbestimmungen für die Beschäfti- 
gung von Jugendlichen, die der Vierte Unter- 
abschnitt enthält, sollen eine Überbeanspru- 
chung der Jugendlichen verhindern und ihre 
körperliche und geistige Entwicklung för- 
dern. Der Jugendschutz in der Seeschiffahrt 
ist von besonderer Bedeutung. Da hier, abge- 
sehen davon, daß Urlaub gemäß § 21 JSchG 
zu gewähren ist (vgl. Jugendurlaubsverord- 
nung vom 15. Juni 1939, Reichsgesetzbl. I 
S. 1029), bisher jede gesetzliche Regelung fehlt 
und daher die Jugendlichen in der Seeschiff- 
fahrt zur Zeit noch ebenso wie die Erwachse- 


nen beschäftigt werden können, ist eine Rege- 
lung in diesem Bereich besonders vordringlich. 
Der Regierungsentwurf eines neuen, alle Wirt- 
schaftszweige umfassenden Jugendarbeits- 
schutzgesetzes liegt den gesetzgebenden Kör- 
perschaften bisher noch nicht vor. Es er- 
scheint daher unumgänglich, die Vorschriften 
über den Jugendarbeitsschutz in der Seeschiff- 
fahrt zunächst in den vorliegenden Entwurf 
aufzunehmen, um möglichst schnell derartige 
Schutzbestimmungen in Kraft zu setzen. 
Wegen des sachlichen Zusammenhangs dieser 
Vorschriften mit denen des allgemeinen 
Jugendarbeitsschutzes wird jedoch bei der 
Verabschiedung eines neuen Jugendarbeits- 
schutzgesetzes zu prüfen sein, ob es erforder- 
lich ist, sämtliche Bestimmungen über den 
Jugendarbeitsschutz, einschließlich der See- 
schiffahrt, im neuen Jugendarbeitsschutz- 
gesetz zu vereinen. 

§ 96 

§ 96 stellt in Verbindung mit § 83 Abs. 2 
sicher, daß nur die Jugendlichen an Bord be- 
schäftigt werden, die ihrem Lebensalter und 
ihrer körperlichen Tauglichkeit nach den An- 
strengungen des Seemannsberufs gewachsen 
sind. 

Absatz 1 entspricht § 7 Abs. 2 Satz 1 SO 
sowie Art. 2 Satz 1 des Übereinkommens 
Nr. 7 der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion über das Mindestalter für die Zulassung 
von Kindern zur Arbeit auf See, das für die 
Bundesrepublik verbindlich ist (vgl. Reichs- 
gesetzbl. 1929 II S. 383 und 753 in Verbin- 
dung mit Bundesgesetzbl. 1952 II S. 607), 
und im Zusammenhang mit Absatz 2 dem 
Art. 2 des Übereinkommens Nr. 58 der In- 
ternationalen Arbeitsorganisation über das 
Mindestalter für die Zulassung von Kindern 
zur Arbeit auf See. 

Absatz 3 Satz 1 entspricht Art. 2 des Über- 
einkommens Nr. 15 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation über das Mindestalter für 
die Zulassung von Jugendlichen zur Beschäfti- 
gung als Kohlenzieher (Trimmer) oder Hei- 
zer, das für die Bundesrepublik verbindlich 
ist (vgl. Reichsgesetzbl. 1929 II S. 383/384 
und 754 in Verbindung mit Bundesgesetzbl. 
1952 II S. 607). Absatz 3 Satz 2 enthält im 
übrigen ein grundsätzliches Verbot der Be- 
schäftigung von Jugendlichen im Maschinen- 
dienst; eine Ausnahme hiervon erscheint dann 
gerechtfertigt, wenn der Jugendliche nach Ab- 
schluß einer dreijährigen Lehrzeit als Assistent 
beschäftigt werden soll. 
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Absatz 4 entspricht, ebenso wie § 94 Abs. 2, 
der Systematik des § 82 Abs. 2 (vgl. die Be- 
gründung hierzu). 

§ 97 

Absatz 1 entspricht der im § 94 Abs. 1 für 
die Beschäftigung von Frauen getroffenen 
Regelung und ergänzt damit die gesetzlichen 
Beschäftigungsverbote für Jugendliche im 
§ 96 Abs. 1 bis 3. Diese Schutzbestimmung 
wird verstärkt durch die Verpflichtung des 
Kapitäns nach Absatz 2 Satz 1. Dabei ist der 
Schutz der Sittlichkeit für die Jugendlichen 
von besonderer Bedeutung; dies wird auch 
durch § 110 Abs. 1 Satz 2 betont. 

Die Belehrungspflicht nach Absatz 2 Satz 2 
und 3 erscheint im Hinblick auf die Gefah- 
ren der Arbeit an Bord erforderlich. Der Ka- 
pitän braucht diese Belehrung nicht selbst 
vorzunehmen, sondern kann damit auch 
einen anderen Vorgesetzten beauftragen. In 
jedem Falle ist jedoch der Kapitän für ihre 
Durchführung verantwortlich. 

§ 98 

Im § 98 sind hinsichtlich der Arbeitszeit der 
Jugendlichen die Bestimmungen der §§ 87 bis 
89 modifiziert. Diese Regelung lehnt sich, 
soweit das mit den Erfordernissen des 
Schiffsbetriebs irgendwie vereinbar ist, an die 
allgemeinen J ugendarbeitsschutzvorschrif ten 
an. Zunächst werden jugendliche Vollmatro- 
sen, d. h. Jugendliche nach beendeter Aus- 
bildungszeit, wie Erwachsene behandelt; für 
sie gelten also die §§ 87 bis 89 ohne jede 
Einschränkung. Im übrigen werden die Ju- 
gendlichen in zwei Altersgruppen eingeteilt, 
einmal die 14- und 15jährigen, zum anderen 
die 16- und 17jährigen. Mit Rücksicht darauf, 
daß die letztgenannte Gruppe bedeutend 
kräftiger und an die Arbeit auf See gewöhnt ist, 
erscheint es möglich, für sie die Arbeitsschutz- 
bestimmungen zu lockern. 

Nach Nummer 1 beträgt die Seearbeitszeit der 
Jugendlichen unter 16 Jahren grundsätzlich 

7 Stunden täglich; lediglich die Arbeitszeit 
der auf See zum Wachdienst eingeteilten Ju- 
gendlichen beträgt mit Rücksicht auf die un- 
umgängliche Ordnung des Wachsystems 

8 Stunden täglich und bis zu 56 Stunden 
wöchentlich, da hier ein arbeitsfreier Tag in 
der Woche nicht unbedingt sichergestellt wer- 
den kann (vgl. hierzu die Begründung zu 
§ 102 Abs. 3). Die Wochenarbeitszeit aller 
übrigen Jugendlichen unter 16 Jahren be- 


trägt demgegenüber auf See 42 Stunden, da 
ihnen gemäß § 102 wöchentlich eine 24stün- 
dige Freizeit zusteht und überdies nach § 87 
Abs. 3 Satz 2 Sonntagsarbeit nur in Notfällen 
zulässig ist. Unter den gleichen Gesichtspunk- 
ten beträgt die tägliche Seearbeitszeit der 
Jugendlichen über 16 Jahre 8 Stunden täglich 
und 48 Stunden, bei Wachgängern bis zu 56 
Stunden, wöchentlich. Die Hafenarbeitszeit 
der Jugendlichen unter 16 Jahren beträgt täg- 
lich 7, derjenigen über 16 Jahre 8 Stunden von 
Montag bis Freitag, sowie für alle Jugendlichen 
5 Stunden am Sonnabend und, beschränkt 
auf Wachdienst und unumgängliche Arbeiten, 
5 Stunden an Sonn- und Feiertagen (Num- 
mer 1 Satz 2 in Verbindung mit § 88 Abs. 2). 

In Nummer 2 wird die See- und Hafenarbeits- 
zeit der im Verpflegungs-, Bedienungs- und 
Krankenpflegedienst beschäftigten Jugend- 
lichen geregelt. Hier beträgt die See- und 
Hafenarbeitszeit, da eine Freizeit von 24 Stun- 
den in jeder Woche gewährt werden muß 
(§ 102 Abs. 1), bei Jugendlichen bis zu 16 Jah- 
ren 7 Stunden täglich und 42 Stunden wöchent- 
lich, bei Jugendlichen über 16 Jahre 8 Stun- 
den täglich und 48 Stunden wöchentlich. Für 
den Fall der regelmäßig und in erheblichem 
Umfang in die Arbeitszeit fallenden Arbeits- 
bereitschaft läßt Nummer 2 Satz 2 für Jugend- 
liche über 16 Jahre eine Verlängerung der Ar- 
beitszeit bis zu einer Stunde täglich und drei 
Stunden wöchentlich zu; für Jugendliche 
unter 16 Jahren gilt diese Verlängerungsmög- 
lichkeit nicht. 

§ 99 

Mit Rücksicht darauf, daß bei Mehrarbeit die 
Gefahr einer Überforderung der Jugend- 
lichen besonders groß ist, ist im § 99 die Be- 
schäftigung von Jugendlichen mit Mehrarbeit 
in weitem Umfang beschränkt. 

Absatz 1 enthält ein grundsätzliches Verbot 
der Beschäftigung mit Mehrarbeit für Jugend- 
liche unter 16 Jahren; sie dürfen nur in den 
Not- und besonderen Fällen der §§90 und 
91 Abs. 2 zur Mehrarbeit herangezogen 
werden. 

Durch Absatz 2 wird für Jugendliche über 
16 Jahre, mit Ausnahme der Vollmatrosen, 
von der für die erwachsenen Besatzungsmit- 
glieder geltenden Regelung des § 91 Abs. 1 
Satz 2 abgewichen. Für sie wird bei Mehr- 
arbeit die tägliche Arbeitszeit auf 9 Stunden 
begrenzt, so daß sie also über die normale 
Arbeitszeit von täglich 8 Stunden mit einer 
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Mehrarbeitsstunde beschäftigt werden dürfen. 
Allerdings wird, um dem Schutzbedürfnis der 
Jugendlichen Rechnung zu tragen, die wö- 
chentliche Höchstarbeitszeit auf 51 Stunden 
beschränkt; darüber hinaus dürfen sie nur 
in den Not- und besonderen Fällen der §§ 90 
und 91 Abs. 2 beschäftigt werden. Im übrigen 
ist vorgesehen, daß die nicht in Notfällen ge- 
leistete Mehrarbeit sowohl zu vergüten als 
auch durch entsprechende Freizeit auszuglei- 
chen ist, sofern die Jugendlichen nicht auf 
See zum Wachdienst eingeteilt sind. 

Um sicherzustellen, daß Mehrarbeit der Ju- 
gendlichen auf jeden Fall die Ausnahme 
bildet, bestimmt Absatz 3 , daß sie nur dann 
mit Mehrarbeit beschäftigt werden dürfen, 
wenn keine erwachsenen Besatzungsmitglie- 
der herangezogen werden können. 

Absatz 4 enthält die aus den Regelungen der 
Absätze 1 und 2 notwendig folgende Be- 
schränkung der Arbeitsschutzbestimmungen 
in Not- und besonderen Fällen. 

Die im Absatz 5 getroffene Bestimmung über 
den Mehrarbeitszuschlag ist im Hinblick auf 
die von § 91 Abs. 1 Satz 2 abweichende Re- 
gelung des Absatzes 2 erforderlich. Der hier 
festgelegte Zuschlag darf weder durch Tarif- 
vertrag noch durch Einzelvereinbarung unter- 
schritten werden. 

§ 100 

Im Anschluß an das allgemeine Jugendarbeits- 
schutzrecht enthält § 100 eine für die Jugend- 
lichen besonders wichtige Pausenregelung; 
jugendliche Vollmatrosen sind hiervon aus- 
genommen. 

§ 101 

§ 101 enthält zunächst ein grundsätzliches 
Verbot für die Beschäftigung von Jugend- 
lichen in der Nachtzeit zwischen 20 und 
6 Uhr. Dies gilt nicht für Vollmatrosen; aber 
auch für Jugendliche, die zum Wachdienst 
bestimmt sind, kann das Verbot im Hinblick 
auf die ordnungsmäßige Wacheinteilung nicht 
Platz greifen. Für Jugendliche unter 16 Jah- 
ren gilt allerdings im Wachdienst auf See ein 
absolutes Beschäftigungsverbot für die Zeit 
von 0 bis 4 Uhr; im Hafen dürfen sie in 
der Nachtzeit keine Wache gehen. 

§ 102 

Abweichend von § 93, dessen Anwendung 
durch Absatz 1 ausgeschlossen wird, ist den 
Jugendlichen, mit Ausnahme der Vollmatro- 


sen, nach Absatz 2 wöchentlich eine Freizeit 
von mindestens 24 Stunden im Anschluß an 
eine Nachtruhe zu gewähren. Sie stellt den 
Ausgleich für die Sonntagsarbeit dar, soll 
möglichst auch am Sonntag gegeben werden 
und ist ferner für jeden Wochenfeiertag zu 
gewähren. 

Absatz 3 läßt von dem Grundsatz des Ab- 
satzes 2 nur für die zum Wachdienst auf See 
bestimmten Jugendlichen, bei denen der Aus- 
gleich mit Rücksicht auf die Einteilung des 
Wachdienstes praktisch nicht durchführbar 
ist, eine Ausnahme zu. In diesen Fällen kann 
die Freizeit an den Urlaub angeschlossen 
werden. 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
§ 103 

Um eine Kontrolle der Einhaltung der Ar- 
beitsschutzvorschriften zu ermöglichen, müs- 
sen der Aufsichtsbehörde Überprüfungsmög- 
lichkeiten gegeben werden. Die dieserhalb 
zu machenden Aufzeichnungen schreibt § 103 
vor. Besondere Bedeutung kommt dabei der 
Nummer 3 des Absatzes 1 über die Auf- 
zeichnung des den Jugendlichen gewährten 
Urlaubs zu. Abweichend vom allgemeinen 
Jugendarbeitsschutz gestaltet nämlich der 
Entwurf den Jugendlichenurlaub nur privat- 
rechtlich, so daß erst durch diese Nachweis- 
pflicht eine Möglichkeit zur öffentlich- 
rechtlichen Überwachung der Vorschriften 
des Entwurfs über den Jugendlichenurlaub 
geschaffen wird (vgl. die Vorbemerkung 
zum Dritten Unterabschnitt des Dritten Ab- 
schnitts am Ende). 

Verantwortlich für die Führung der Arbeits- 
zeitnachweise ist im Rahmen der zivilrecht- 
lichen Haftungsgrundsätze nach Absatz 2 
stets der Kapitän, auch wenn er damit gemäß 
dem zweiten Halbsatz eine andere Person 
beauftragt. 

Absatz 3 soll eine verstärkte Garantie für 
die Richtigkeit der Aufzeichnungen schaffen. 

§ 104 

Die Arbeitsschutzbehörde für die Seeschiff- 
fahrt muß den Besonderheiten der See- 
schiffahrt angepaßt und mit diesen Besonder- 
heiten vertraut sein, wenn sie diese Über- 
wachung wirksam durchführen soll. Die 
nähere Ausgestaltung und Einrichtung dieser 
Arbeitsschutzbehörde bleibt einem beson- 
deren Organisationsgesetz Vorbehalten. 
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SECHSTER UNTERABSCHNITT 

§ 105 

Da die im § 7 Abs. 1 genannten Personen nicht 
im Schiffsdienst im engeren Sinne beschäftigt 
werden, sind die im Ersten bis Fünften 
Unterabschnitt des Vierten Abschnitts getrof- 
fenen Vorschriften, die ganz auf die Beson- 
derheiten des Ablaufs eines Schiffsbetriebs 
abstellen, nicht anwendbar, weil die Tätig- 
keit dieser Personen im allgemeinen nicht 
daran ausgerichtet ist. Grundsätzlich hat es 
daher insoweit sein Bewenden bei den ent- 
sprechenden Normen der Arbeitszeitordnung 
und des Jugendschutzgesetzes. Um jedoch 
gewissen Modifikationen, die sich aus der 
Eigenart des Schiffsbetriebs und den beson- 
deren Verhältnissen an Bord eines Schiffs 
im Hinblick auf den Arbeitsablauf ergeben, 
Rechnung tragen zu können, ist der Erlaß 
einer Rechtsverordnung zur Anpassung der 
genannten Vorschriften für diesen Personen- 
kreis an die gegebenen tatsächlichen Verhält- 
nisse vorgesehen (§ 143 Abs. 1 Nr. 14). 

§ 106 

Die Eigenart der Tätigkeit der Schiffsoffiziere 
läßt eine starre Anwendung der §§ 87 bis 89, 
92 und 93 nicht angezeigt erscheinen. § 106 
gibt deshalb den Tarifvertragsparteien die 
Möglichkeit, insoweit abweichende Regelun- 
gen zu vereinbaren. 

Zum Schutz der Besatzungsmitglieder und 
mit Rücksicht auf den öffentlich-rechtlichen 
Charakter der Arbeitsschutzvorschriften ist 
eine solche Tarifvereinbarung von der Ge- 
nehmigung der zuständigen Behörde abhän- 
gig gemacht. Absatz 2 Satz 2 sichert die nach 
dem Charakter der Arbeitsschutzvorschrif- 
ten notwendige gleichmäßige Durchführung. 

Fünfter Abschnitt 

Vorbemerkung 

Die Eigenarten der Seeschiffahrt erfordern 
besondere gesetzliche Vorschriften über die 
Ordnung an Bord und über die Befugnisse 
des Kapitäns, Anordnungen zu geben und 
Maßnahmen zu treffen, die über den Rah- 
men des üblichen Direktionsrechts des Ar- 
beitgebers hinausgehen. Die Gründe dafür 
liegen insbesondere in folgendem: 

l.Das Besatzungsmitglied lebt an Bord des 
Schiffs in einer engen Gemeinschaft. Es 
befindet sich nicht nur während der Ar- 


beitszeit, sondern auch während der Frei- 
zeit und bei der Einnahme der Mahlzeiten 
stets im gleichen Personenkreis. Die Be- 
satzungsmitglieder leben an Bord außer- 
dem in einer Wohngemeinschaft, die für 
einen Teil von ihnen auch noch das Zu- 
sammensein in einer Kammer bedeutet. 
Diese Verhältnisse legen allen Beteiligten 
besondere Pflichten auf, vor allem die 
Rücksichtnahme auf die anderen Besat- 
zungsmitglieder. Mißhelligkeiten an Bord 
zwischen Besatzungsmitgliedern sind un- 
gleich ernster zu nehmen als solche zwi- 
schen Arbeitnehmern an Land, bei denen 
die Trennung nach der Arbeit, die Ein- 
drücke in Wohnung und Familie oder bei 
der Freizeitgestaltung immer wieder ab- 
lenkend und abschwächend wirken kön- 
nen. Schwierigkeiten, die in einem Land- 
betrieb leicht überbrückt werden können, 
oder bei denen es möglich ist, durch Tren- 
nung dafür zu sorgen, daß sie kein den 
Betrieb oder die Gemeinschaft schädigen- 
des Ausmaß annehmen, können an Bord 
nicht nur zu einer ernsten Gefährdung des 
allgemeinen Zusammenlebens werden, son- 
dern auch Gefahren für das Schiff selbst 
zur Folge haben. An Land ist es möglich, 
bei anhaltenden Streitigkeiten einen Per- 
sonalwechsel vorzunehmen. Auf Schiffen 
mit langer Reisedauer ist das ohne erheb- 
liche Schwierigkeiten, insbesondere auch 
Aufenthalt des Schiffs oder erhebliche 
Kosten, nicht möglich. Es ist deshalb not- 
wendig, durch gesetzliche Vorschriften 
nicht nur die Forderung aufzustellen, daß 
sich alle Besatzungsmitglieder der Eigenart 
dieses Zusammenlebens entsprechend ver- 
halten müssen, sondern dem Kapitän muß 
auch die Möglichkeit gegeben werden, 
diese Forderung erforderlichenfalls durch 
besondere Maßnahmen durchzusetzen. 

2. Die Besatzungsmitglieder bilden nicht nur 
eine Lebens-, sondern gleichzeitig eine Ge- 
fahrengemeinschaft. Die Art des Schiffsbe- 
triebs, Wind, Wetter und Unfälle können 
zu besonderen Lagen führen, in denen 
weder eine Hilfe von außen möglich ist, 
noch auch das allgemeine arbeitsrechtliche 
Direktionsrecht ausreicht, die zur Erhal- 
tung von Ordnung und Sicherheit not- 
wendigen Maßnahmen durchzuführen. 

3. Während es an Land bei ernsten Störun- 
gen der Ordnung möglich ist, mit Hilfe 
staatlicher Stellen, insbesondere der Poli- 
zei, den ordnungswidrigen Zustand zu be- 
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seitigen, ist die Schiffsleitung, jedenfalls 
solange sich das Schiff auf See befindet, 
auf sich allein gestellt. Es ist deshalb not- 
wendig, dem Kapitän entsprechende Be- 
fugnisse zu geben. 

Diese Gründe haben auch in der SO zu be- 
sonderen Vorschriften im Vierten Abschnitt 
„Disziplinarvorschriften“ geführt. Neben den 
Befugnissen des Kapitäns zu besonderen Maß- 
nahmen kennt die SO auch eine Art Diszi- 
plinarstrafrecht (§ 91 Abs. 1 SO). 

Der Entwurf gestaltet die Vorschriften der 
SO weitgehend um. Die Vorschriften des Ent- 
wurfs sind darauf beschränkt, allgemeine 
Verhaltungsmaßregeln aufzustellen, die Vor- 
gesetztenverhältnisse an Bord zu regeln und 
die Befugnisse festzulegen, die zur Aufrecht- 
erhaltung oder Wiederherstellung von Ord- 
nung und Sicherheit an Bord notwendig 
sind, und schließlich ein Beschwerderecht zu 
schaffen. Eine Disziplinarstrafgewalt ist 
damit nicht mehr verbunden. Die Ahndung 
von Vergehen oder Ordnungswidrigkeiten 
ist ausschließlich den Gerichten bzw. den See- 
mannsämtern als Verwaltungsbehörden im 
Sinne des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten Vorbehalten. 

Während die SO im wesentlichen die Pflich- 
ten der Besatzungsmitglieder und die Befug- 
nisse der Vorgesetzten regelt, strebt der Ent- 
wurf an, Rechte und Pflichten aller Be- 
satzungsmitglieder festzulegen. 

Die weitgehenden Befugnisse, die dem Kapi- 
tän und auch anderen Vorgesetzten gegeben 
werden, machen es auf der anderen Seite not- 
wendig, Mißbräuche nach Möglichkeit auszu- 
schließen. § 119 stellt deshalb den Mißbrauch 
dieser Anordnungsbefugnis unter Strafe. 

§ 107 

§ 107 regelt in programmatischer Form die 
Grundsätze des Zusammenlebens der Schiffs- 
besatzung an Bord und ersetzt den einsei- 
tigen § 85 SO. Die Vorschrift verlangt 
Achtung und gegenseitige Rücksichtnahme 
von allen Besatzungsmitgliedern, während 
§ 85 SO nur Forderungen an den Schiffs- 
mann stellt. Die im § 85 SO festgelegte 
Folgepflicht des Besatzungsmitglieds kehrt 
im § 111 wieder. 

§ 108 

§ 108 übernimmt die bisher in den §§ 84, 91 
und 92 SO geregelten Befugnisse des Kapi- 


täns in wesentlich veränderter und vor allem 
eingeschränkter Form. 

Die dem Kapitän im Absatz 1 verliehene Be- 
fugnis geht weiter als das Direktionsrecht 
des Arbeitgebers und steht deshalb neben 
den Befugnissen aus § 29 Abs. 1. Die SO 
regelt diese grundsätzliche Stellung des 
Kapitäns in ihren §§ 3 Abs. 1 und 84 Satz 1. 
Im Interesse der Aufrechterhaltung der Ord- 
nung an Bord müssen diese Befugnisse dem 
Kapitän auch gegenüber den im § 7 genann- 
ten Personen gegeben werden, und zwar 
ohne Rücksicht darauf, ob es sich um Arbeit- 
nehmer handelt oder nicht. 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen § 91 
Abs. 1 Satz 1 SO. Der Entwurf gibt nun- 
mehr dem Kapitän nicht nur Befugnisse, son- 
dern überträgt ihm auch ausdrücklich die 
Pflicht, für die Erhaltung der Ordnung und 
Sicherheit an Bord zu sorgen. 

Absatz 3 regelt Art und Umfang der Zwangs- 
mittel, die der Kapitän anwenden darf. § 91 
Abs. 2 SO läßt Zwangsmittel allgemein bei 
Widersetzlichkeit oder bei beharrlichem 
Ungehorsam zu. Der Entwurf beschränkt 
demgegenüber die Anwendung dieser Mittel 
auf solche Fälle, in denen Menschen oder dem 
Schiff eine Gefahr droht. Insoweit bleiben 
auch die Anwendung von körperlicher Gewalt 
und die Festnahme von Personen weiterhin 
zulässig. Damit wird in die Grundrechte des 
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 und des Art. 13 
Abs. 1 und 2 des Grundgesetzes eingegriffen. 
Es ist deshalb notwendig, nach Art. 2 Abs. 2 
Satz 3 und Art. 13 Abs. 3 des Grundgesetzes 
den Eingriff gesetzlich zuzulassen. Die Vor- 
schrift entspricht Art. 19 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes. Absatz 3 Satz 3 verpflichtet den 
Kapitän, die Verhältnismäßigkeit des von ihm 
angewandten Mittels zu prüfen. 

Absatz 4: Für die Anwendung körperlicher 
Gewalt oder für die vorübergehende Fest- 
nahme verstärkt Absatz 4 den Grundsatz des 
Absatzes 3 Satz 3 noch besonders und hebt 
den Zweck der Vorschrift hervor, Ordnung 
und Sicherheit zu erhalten oder wiederherzu- 
stellen. Nur insoweit und solange damit der 
Zweck erreicht werden kann, sollen diese 
Mittel, die keinen Strafcharakter haben, an- 
gewandt werden können. 

Absatz 5 überträgt diese Befugnisse grundsätz- 
lich nur dem Kapitän als dem verantwort- 
lichen Führer des Schiffs. Abweichend von 
§ 84 Satz 2 SO, der allgemein eine Übertra- 
gung der Disziplinarbefugnisse auf den 
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1. Offizier des Decksdienstes bzw. den 1. Offi- 
zier des Maschinendienstes für ihren Dienst- 
bereich zuläßt, beschränkt sie der Entwurf 
auf den Fall, daß der Kapitän nicht in der 
Lage ist, die Befugnisse selbst auszuüben. Wie 
schon § 84 Satz 3 SO verpflichtet § 108 
Abs. 5 Satz 2 in solchen Fällen denjenigen, 
der die Befugnisse ausübt, dem Kapitän inner- 
halb von 24 Stunden davon Mitteilung zu 
machen. Außerdem sieht Absatz 5 Satz 3 als 
Sollvorschrift vor, die Besatzungsmitglieder 
von der Übertragung zu unterrichten, und 
Absatz 6 verpflichtet den Kapitän, die Über- 
tragung unter Angabe der Gründe in das 
Schiffstagebuch einzutragen. Bei einem Aus- 
fall des Kapitäns regelt sich die Stellvertre- 
tung nach § 2 Abs. 3. 

§ 109 

§ 109 verlegt die bisher im Ersten Abschnitt 
der SO enthaltenen Vorschriften über das 
Vorgesetztenverhältnis aus systematischen 
Gründen in den Abschnitt über die Ordnung 
an Bord. 

Absatz 1 entspricht § 3 Abs. 2 Satz 1 SO. 
Die Vorschrift ist jedoch durch das Einfügen 
der neuen Gruppe der sonstigen Angestellten 
erweitert worden. Der Entwurf unterstellt 
auch die sonstigen Angestellten, soweit sie 
nicht Leiter von Dienstzweigen (z. B. Ver- 
pflegung und Bedienung) sind, den Schiffsoffi- 
zieren. Damit klärt der Entwurf, daß die 
Gleichstellung der sonstigen Angestellten mit 
den Schiffsoffizieren nur arbeitsrechtliche, 
nicht aber disziplinarische Bedeutung haben 
soll. 

Absatz 2 ist neu eingefügt. Die Fassung des 
§109 Abs. 1 und die des § 5 erfordert, auch 
die Vorgesetztenstellung der Leiter von 
Dienstzweigen zu regeln. 

Absatz 3 entspricht § 3 Abs. 4 SO. Die Vor- 
schrift bezieht sich nur auf solche Besatzungs- 
mitglieder, die nicht schon auf Grund ihrer 
Dienststellung Vorgesetzte sind. Die Bestim- 
mung zum Vorgesetzten soll nur innerhalb 
des einzelnen Dienstzweigs möglich sein. 

Absatz 4 erweitert § 3 Abs. 3 Satz 2 SO auf 
alle Anordnungen, die sich aus dem Wach- 
dienst ergeben, und verpflichtet nicht nur 
den wachhabenden Schiffsoffizier des Ma- 
schinendienstes, sondern auch die Leiter von 
Dienstzweigen dazu, diese Anordnungen 
durchzuführen. Bei normalem Schiffsbetrieb 
werden nur Anordnungen an die Maschine in 
Betracht kommen, in besonderen Notfällen 
jedoch auch solche an andere Dienstzweige. 


§ HO 

Absatz 1: Wahrend die SO nur Befugnisse des 
Kapitäns und der Vorgesetzten regelt, läßt 
der Entwurf den Befugnissen auch Verpflich- 
tungen entsprechen. Letztere bestehen gegen- 
über allen unterstellten Besatzungsmitglie- 
dern, in besonderem Maße jedoch gegenüber 
Jugendlichen. Für die Pflichten gegenüber 
Jugendlichen übernimmt der Entwurf Grund- 
sätze der §§ 127 Abs. 1 und 127 a Abs. 2 
der Gewerbeordnung. 

Absatz 2 verpflichtet den Kapitän zur Sorge 
für und zur Aufsicht über die berufliche 
Fortbildung der Jugendlichen an Bord. Vor- 
schriften über die Berufsausbildung selbst 
überläßt der Entwurf den nach § 142 Abs. 1 
und 3 zu erlassenden Rechtsverordnungen. 

§ Hl 

§ 111 übernimmt die Grundgedanken der 
§§ 85 Abs. 2 letzter Halbsatz und 91 Abs. 3 
SO. 

Absatz 1 bezieht sich nur auf Anordnungen, 
die sich aus dem Fünften Abschnitt ergeben. 
Die allgemeine Verpflichtung arbeitsrecht- 
licher Art, die Arbeiten zu verrichten, zu 
denen das Besatzungsmitglied im Rahmen 
seines Heuerverhältnisses verpflichtet ist, er- 
gibt sich aus § 29. 

Absatz 2 entspricht allgemeinen Rechtsgrund- 
sätzen. 

§ H2 

§ 112 entspricht § 51 SO. 

§ H3 

Absatz 1 bedeutet eine notwendige Ergän- 
zung zu dem bereits im § 87 SO enthaltenen 
Verbot, unbefugt Güter an Bord zu bringen. 
§ 96 Abs. 2 Nr. 6 SO stellt zwar das unbe- 
fugte Anbordbringen von Personen unter 
Strafe, es fehlt jedoch an einer Vorschrift, die 
das unbefugte Anbordbringen untersagt. Der 
Kapitän muß Kenntnis davon haben, welche 
Personen sich an Bord des Schiffs befinden. 
Einerseits muß er sich davon überzeugen 
können, daß beim Auslaufen nur Personen 
an Bord sind, die paßrechtlich abgefertigt 
wurden, andererseits muß er bei etwaigen 
Unfällen für die Rettung aller Personen an 
Bord sorgen können. Außerdem muß dem 
Kapitän die Möglichkeit gegeben sein, zur 
Wahrung von Ordnung oder Sicherheit des 
Bordbetriebs unter Umständen den Kreis der 
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an Bord kommenden Personen einzuschrän- 
ken. Im Interesse der Besatzungsmitglieder 
sieht der Entwurf ausdrücklich vor, daß die 
Erlaubnis bei Familienangehörigen grund- 
sätzlich nicht verweigert werden darf. 

Absatz 2 übernimmt in veränderter Form die 
§§ 87 und 88 SO. Der Entwurf faßt die Vor- 
schrift positiv und gibt dem Besatzungsmit- 
glied das Recht, in angemessenem Umfang 
persönliche Bedarfsgeigenstände und Ver- 
brauchsgüter an Bord zu bringen. Das Recht 
des Besatzungsmitglieds findet seine Grenze 

1. bei einem unangemessenem Umfang; da- 
mit wird die Güterbeförderung für eigene 
Rechnung des Besatzungsmitglieds ebenso 
ausgeschlossen wie auch z. B. die Mit- 
nahme übermäßiger Alkoholvorräte; 

2. bei einem Verstoß gegen gesetzliche Vor- 
schriften (z. B. Sicherneits- oder Zollvor- 
schriften); 

3. bei einer Beeinträchtigung der Ordnung 
an Bord (etwa durch übermäßige Alkohol- 
vorräte); 

4. bei einer Gefährdung von Menschen, Schiff 
oder Ladung. 

Die bisherige Einzelaufzählung bestimmter 
Gegenstände (§ 88 Abs. 1 SO) ist nicht über- 
nommen. Lediglich für Waffen und Muni- 
tion ist eine besondere Einwilligung des 
Kapitäns gefordert. 

Ein Mißbrauch der Vorschriften ist dadurch 
ausgeschlossen, daß dem Besatzungsmitglied 
dig Möglichkeit gegeben wird, das Seemanns- 
amt anzurufen. 

Absatz 3 übernimmt im wesentlichen § 87 
Abs. 2 SO. Während jedoch § 87 Abs. 2 SO 
nur das Überbordwerfen der Gegenstände 
erwähnt, gibt Absatz 3 dem Kapitän eine 
Reihe von Möglichkeiten zur Auswahl. Erst 
als letztes Mittel kommt die Vernichtung 
in Frage. Eine spätere Nachprüfung ermög- 
licht die aus § 89 SO übernommene Vor- 
schrift, daß die Tatsache der Vernichtung 
und der Grund dafür ins Schiffstagebuch ein- 
zutragen sind. 

§ 

Absatz 1 übernimmt teilweise § 99 SO, be- 
schränkt sich jedoch auf Beschwerden über 
das Verhalten von Vorgesetzten oder ande- 
ren Besatzungsmitgliedern. Der Entwurf 
geht andererseits über § 99 SO insoweit hin- 
aus, als er vom Kapitän den Versuch eines 


gütlichen Ausgleichs und notfalls eine Ent- 
scheidung verlangt. Die aus § 99 SO über- 
nommene Eintragung der Beschwerde in das 
Schiffstagebuch (Absatz 2) mag zwar in man- 
chen Fällen schon ausreichend wirken, wird 
jedoch vielfach die Streitfrage nicht bereini- 
gen. Absatz 1 hält deshalb den Kapitän dazu 
an, eine Streitigkeit, jedenfalls vorläufig, zu 
beenden. Eine spätere Nachprüfung durch 
andere Stellen, insbesondere die Gerichte, 
wird dadurch nicht ausgeschlossen. 

Absatz 2 entspricht § 99 SO. 

§ H5 

§115 übernimmt im wesentlichen § 58 SO, 
gibt jedoch jedem einzelnen Besatzungsmit- 
glied das Beschwerderecht. Die Wertunter- 
scheidung des § 58 SO zwischen Schiffsoffi- 
zier und Schiffsmann erscheint nicht mehr 
vertretbar. Um unberechtigte Beschwerden 
einzuschränken, verlangt der Entwurf, daß 
die Beschwerde schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift anzubringen ist. 

In der Regel der Fälle wird der Kapitän vor 
Anbringung der Beschwerde unterrichtet 
werden können und auch tatsächlich unter- 
richtet werden. Häufig dürften ihm die Be- 
schwerdegründe auch ohne eine solche Mit- 
teilung schon bekannt sein. Der Entwurf be- 
schränkt sich auf eine Sollvorschrift, da in 
besonderen Fällen eine vorherige Benachrich- 
tigung untunlich erscheinen kann und unter 
Umständen das Recht des Besatzungsmit- 
glieds vereiteln würde. Das Verfahren vor 
dem Seemannsamt entspricht den bisherigen 
Vorschriften (§ 58 SO). 

Bei unbegründeten oder böswilligen Be- 
schwerden richtet sich eine eventuelle Scha- 
denersatzpflicht nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen, ohne daß der Entwurf hier- 
über etwas auszusagen braucht. 


Sechster Abschnitt 

Vorbemerkung 

Der Sechste Abschnitt ist gegenüber dem 
Fünften Abschnitt der SO (Strafvorschriften) 
weitgehend umgestaltet worden. Die Ände- 
rungen beziehen sich in erster Linie auf fol- 
gende Punkte: 

1. Während die SO Verbrechen, Vergehen und 
Übertretungen ohne systematische Tren- 
nung in einem Abschnitt zusammenfaßt, 


73 



unterscheidet der Entwurf zwischen eigent- 
lichen Straftaten, die im Ersten Unterab- 
schnitt, und Ordnungswidrigkeiten, die im 
Zweiten Unterabschnitt geregelt sind. Über- 
tretungen kennt der Entwurf nicht mehr. 

2. Die Zahl der Straftatbestände des Ersten 
Unterabschnitts ist gegenüber der der SO 
vermindert worden. Der Entwurf führt 
nur noch solche Straftatbestände auf, die 
wegen der Eigenart der Schiffahrt unbe- 
dingt im Seemannsgesetz geregelt werden 
müssen. Die Straftatbestände sind weitge- 
hend zusammengefaßt. Unrechtstatbestände, 
die auch unter Vorschriften des Strafge- 
setzbuchs fallen, sind im Entwurf nicht 
wieder übernommen. Das Strafmaß ist dem 
vergleichbarer Unrechtstatbestände des all- 
gemeinen Strafrechts angepaßt. 

3. Die Ordnungswidrigkeiten entsprechen im 
wesentlichen den Übertretungen der SO. 
Zum Teil sind auch Tatbestände, die bis- 
her als Vergehen strafbar sind, in die Ord- 
nungswidrigkeiten einbezogen. 

4. Der Entwurf grenzt die Zuständigkeit für 
die Ahndung der Unrechtstatbestände klar 
ab; während die SO zum Teil auch die 
Ahndung von Vergehen den Seemanns- 
ämtern überläßt, behält der Entwurf für 
die Straftatbestände die ausschließliche Zu- 
ständigkeit der Gerichte vor. 

5. Der Entwurf sieht die Ahndung der Ord- 
nungswidrigkeiten nach den Vorschriften 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
vor und bezeichnet das Seemannsamt als 
Verwaltungsbehörde im Sinne dieses Ge- 
setzes. Eingehende Verfahrensvorschriften, 
wie sie die §§ 123 ff. SO und die Verord- 
nung, betreffend das Strafverfahren vor den 
Seemannsämtern vom 13. März 1903 
(Reichsgesetzbl. S. 42) vorsehen, sind damit 
entbehrlich. Nur insoweit die Verfahrens- 
vorschriften des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten den besonderen Verhältnissen 
der Seeschiffahrt nicht gerecht werden, sind 
in den §§ 133 ff. des Vierten Unterab- 
schnitts Sondervorschriften ergänzender 
Art vorgesehen. 

Der Abschnitt ist in die vier Unterab- 
schnitte Straftaten, Ordnungswidrigkeiten, 
gemeinsame Vorschriften für Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten sowie Sonder- 
vorschriften für das Verfahren bei Ord- 
nungswidrigkeiten untergliedert. 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

§ H6 

Absatz 1 schränkt den Tatbestand des straf- 
baren Entweichens, in der Praxis meist „De- 
sertion“ genannt, gegenüber der SO wesent- 
lich ein. Ergänzend sei dazu auf die im § 125 
Abs. 1 Nr. 3 erwähnte Ordnungswidrigkeit 
hingewiesen. 

Die Materie ist bisher in den §§ 93 bis 95 SO 
und im § 298 StGB geregelt. Strafbar ist, und 
zwar teils als Vergehen, teils als Übertretung 

1. das Verborgenhalten nach Abschluß des 
Heuervertrags, um sich dem Dienstantritt 
zu entziehen (§ 93 Abs. 1 SO); 

2. das Entweichen oder Verborgenhalten, um 
sich der Fortsetzung des Dienstes zu ent- 
ziehen (§ 93 Abs. 2 SO); 

3. das gleiche als erschwerter Fall, wenn es 
mit der Heuer geschieht (§ 93 Abs. 3 SO, 
§ 298 StGB). 

§ 116 beschränkt die Strafbarkeit des Ent- 
weichens auf Vorfälle außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes. Die Straf- 
barkeit wird davon abhängig gemacht, daß 
eine Verzögerung der Reise herbeigeführt 
oder erhebliche Kosten zur Abwendung der 
Verzögerung verursacht werden. Der Straf- 
rahmen ist in Absatz 1 und 2 davon abhängig 
gemacht, ob diese Folgen vorsätzlich oder 
fahrlässig herbeigeführt werden. 

Die Aufnahme einer Vorschrift für das Ent- 
weichen außerhalb des Geltungsbereichs *des 
Grundgesetzes ist notwendig, eine entspre- 
chende Vorschrift für das Entweichen inner- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
dagegen entbehrlich. Während hier Möglich- 
keiten gegeben sind, Ersatz für ein entwiche- 
nes Besatzungsmitglied zu erhalten, die vor- 
geschriebene Besetzung des Schiffs wieder her- 
zustellen und Verzögerungen der Reise des 
Schiffs auf ein Mindestmaß zu beschränken, 
ist außerhalb des Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes häufig mit dem Entweichen eine 
schwerwiegende Störung des Schiffsbetriebs 
verbunden. Sinkt die Besatzungsstärke näm- 
lich unter das vorgeschriebene Maß, so muß 
Ersatz, wenn er nicht an Ort und Stelle, even- 
tuell durch Ausländer, zu beschaffen ist, aus 
der Heimat herangebracht werden, ehe das 
Schiff auslaufen darf. Darüber hinaus macht 
eine Anzahl von Staaten in Fällen der De- 
sertion das Auslaufen des Schiffs von einer 
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Kaution des Reeders abhängig. Durch beides er- 
wachsen oft erhebliche Kosten. Darüber hinaus 
wird der desertierte Seemann gewöhnlich nach 
einiger Zeit von den Einwanderungsbehörden 
des Gastlands aufgegriffen und festgesetzt 
werden. Die deutsche Vertretung hat dann die 
Aufgabe, den entwichenen Seemann heim- 
schaffen zu lassen, und auch die Kosten einer 
etwaigen Haft zunächst zu tragen. 

Absatz 3 macht, wie schon die SO, die Straf- 
verfolgung von einem Strafantrag abhängig. 
Das Strafantragsrecht wird dem Reeder und 
dem Kapitän gegeben, während die SO es auf 
den Kapitän beschränkt. Mit Rücksicht auf 
die heutige stärkere Einwirkungsmöglichkeit 
des Reeders erscheint es notwendig, das An- 
tragsrecht auf ihn auszudehnen. 

Der einschränkende Zweck des § 116 bedingt 
die Aufhebung des § 298 StGB (vgl. § 146 
Abs. 4). 

§ 117 

Absatz 1 übernimmt in eingeschränkter Form 
den § 100 SO. Während nach § 100 SO die 
Befehlsverweigerung jedoch ohne weiteres 
strafbar ist, wenn nur der Befehl wiederholt 
gegeben wird, schränkt der Entwurf die Straf- 
barkeit auf den Fall ein, daß das Nichtbe- 
folgen einer Anordnung durch Herbeiführen 
einer Gefahr für Menschen, Schiff oder La- 
dung besonders schwere Folgen hat (vgl. da- 
zu auch Absatz 3). In den anderen Fällen 
stellt das Nichtbefolgen einer Anordnung nur 
eine Ordnungswidrigkeit dar (siehe dazu 
§ 125 Abs. 1 Nr. 2). 

Absatz 2 läßt bei fahrlässiger Begehung ein 
geringeres Strafmaß zu. 

Absatz 3 schränkt die Strafbarkeit ausdrück- 
lich auf solche Fälle ein, in denen die Anord- 
nungen der Abwendung besonderer Gefahren 
oder der Aufrechterhaltung von Ordnung und 
Sicherheit an Bord dienen sollen. Weitere 
Voraussetzung ist, daß die Anordnung als 
solche rechtmäßig ist. § 117 stellt damit An- 
ordnungen, die sich nur aus dem allgemeinen 
Inhalt eines Heuerverhältnisses ergeben, nicht 
unter Strafschutz. 

Absatz 4 übernimmt im wesentlichen § 101 
Abs. 1 Satz 1 SO. Für den Rädelsführer 
braucht kein erhöhtes Strafmaß mehr vorge- 
sehen zu werden, da der erweiterte Straf- 
rahmen des Absatzes 3 es ermöglicht, jeweils 
die Strafe unter Berücksichtigung der Schwere 
der von den einzelnen Beteiligten begangenen 
Straftat zu bemessen. 


§ H8 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen den §§103 
und 104 SO. Die Vorschrift bezieht sich nur 
noch auf die Durchführung von Maßnahmen 
zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und 
Ordnung an Bord. 

Absatz 2 dient dem Schutz von Besatzungs- 
mitgliedern, die nach § 111 Abs. 1 Satz 2 zur 
Beistandsleistung verpflichtet sind. Die SO 
kennt eine entsprechende Vorschrift nicht. 
Absatz 3 übernimmt im wesentlichen § 105 
Abs. 1 SO. § 105 Abs. 2 SO zu übernehmen, 
erscheint nicht notwendig, da der Strafrahmen 
des Absatzes 3 auch für die dort geregelten 
Fälle ausreicht (vgl. auch die Begründung zu 
§ 117 Abs. 4). 

§ 119 

§ 119 entspricht im wesentlichen § 111 SO, 
bestimmt jedoch die Anordnungsbefugnisse 
näher, die in strafbarer Weise mißbraucht 
werden können. 

§ 120 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 112 
Abs. 1 und § 113 Nr. 1 SO. 

Absatz 2 entspricht dem Tatbestand nach 
§ 112 Abs. 2 SO. 

§ 121 

§ 121 entspricht dem Tatbestand nach § 113 
Nr. 3 SO. 

§ 122 

§ 122 entspricht dem Tatbestand nach § 113 
Nr. 4 SO. 

5 123 . 

§ 123 ist neu eingefügt und stellt Verstöße 
des Kapitäns und des Reeders gegen die Ar- 
beitsschutzvorschriften des Vierten Abschnitts 
unter Strafe, soweit dadurch vorsätzlich oder 
fahrlässig die Arbeitskraft oder die Gesund- 
heit eines Besatzungsmitglieds erheblich ge- 
fährdet wird. Diese Voraussetzungen grenzen 
die Straftaten gegenüber den Ordnungswid- 
rigkeiten (§ 127) ab. 

§ 124 

§ 124 entspricht § 117 Abs. 1 SO. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
§ 125 

§ 125 enthält einen Katalog von Ordnungs- 
widrigkeiten, die von dem Besatzungsmit- 
glied begangen werden können. 
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Absatz 1 zählt die Tatbestände abschließend 
auf, durch die die Pflichten im Rahmen der 
Ordnung an Bord in ahndungswürdiger 
Weise verletzt werden können. Die SO 
bringt demgegenüber durch das Wort „ins- 
besondere“ im § 96 Abs. 2 nur eine Aufzäh- 
lung von Beispielen und stellt im § 96 Abs. 1 
ohne Rücksicht darauf, ob es sich um Pflich- 
ten aus dem Heuerverhältnis oder aus der 
Ordnung an Bord handelt, jede gröbliche 
Verletzung der Dienstpflichten als Übertre- 
tung unter Strafe. 

Mit diesen Einschränkungen entspricht 
Absatz 1 Nr. 1 dem § 96 Abs. 2 Nr. 1 SO; 
Absatz 1 Nr. 2 dem § 96 Abs. 2 Nr. 2 SO; 
während jedoch die SO jeden Ungehorsam 
unter Strafe stellt, beschränkt sich der Ent- 
wurf auf bestimmte Anordnungen, die die 
Ordnung bzw. die Sicherheit an Bord und 
die Rettung in Notlagen betreffen (siehe 
dazu auch § 117 Abs. 3); 

Absatz 1 Nr. 3 dem § 96 Abs. 2 Nr. 4 SO; 
ein Verlassen des Schiffs ohne die erschwe- 
renden Tatbestandsmerkmale des § 116 
kann nach dieser Vorschrift geahndet wer- 
den; insoweit ersetzt die Vorschrift auch 
§ 93 Abs. 2 SO; 

Absatz 1 Nr. 4 dem § 96 Abs. 2 Nr. 5 und 
6 SO; 

Absatz 1 Nr. 5 dem § 107 Abs. 1 Nr. 5 
SO. 

Absatz 2 übernimmt im wesentlichen § 98 SO. 
§ 126 

§ 126 enthält einen Katalog von Ordnungs- 
widrigkeiten, die von einem Kapitän began- 
gen werden können. Dabei entsprechen 

Nummer 1 dem § 114 Abs. 1 Nr. 3 SO, 

Nummer 2 dem § 114 Abs. 1 Nr. 9 SO, 

Nummer 3 dem §114 Abs. 1 Nr. 10 SO, 
Nummer 6 dem § 114 Abs. 1 Nr. 12 SO, 

Nummer 7 dem § 114 Abs. 1 Nr. 15 letzter 

Halbsatz SO. 

Nummer 4 und 5 sind neu eingefügt, um auch 
den in den Entwurf neu aufgenommenen 
Vorschriften, die den Urlaub für Jugendliche 
und den Landgang betreffen, verstärkte 
Durchsetzungsmöglichkeiten zu geben. Hin- 
sichtlich des Urlaubs für Jugendliche wird 
auch auf die Begründung zu § 56 verwiesen. 

§ 127 

§ 127 bedroht Verstöße gegen die Arbeits- 
schutzvorschriften des Vierten Abschnitts 


mit einer Geldbuße, soweit sie Ordnungs- 
widrigkeiten darstellen (vgl. dazu die Be- 
gründung zu § 123). 

§ 128 

§ 128 entspricht § 117 Abs. 1 erster Halb- 
satz SO. 

§ 129 

Absatz 1 paßt den Bußgeldrahmen für die 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten den 
Vorschriften des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten an. 

Absatz 2 macht von der im § 67 OWiG 
gegebenen Möglichkeit, das Unterwerfungs- 
verfahren zuzulassen, für alle Ordnungs- 
widrigkeiten, mit Ausnahme der gegen die 
Arbeitsschutzvorschriften begangenen, Ge- 
brauch. Bei der bisherigen Strafpraxis der 
Seemannsämter hat sich das Unterwerfungs- 
verfahren bewährt. Es ist auch deshalb 
zweckmäßig, weil bei der langen Abwesen- 
heit der Schiffe und der Besatzungsmitglie- 
der die Durchführung des gerichtlichen Ver- 
fahrens sehr schwierig und zeitraubend, häu- 
fig sogar nahezu undurchführbar ist. 

§ 130 

§ 130 entspricht zum Teil § 121 Abs. 2 SO. 
Die Fristen für die Verfolgungsverjährung 
im § 67 StGB sind bei den heutigen kürzeren 
Reisezeiten der Schiffe ausreichend, so daß 
der Entwurf nur für die kurzen Verjäh- 
rungsfristen des § 14 OWiG eine Vorschrift 
über deren Hemmung vorsieht. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

§ 131 

Grundsätzlich sollen die Vorschriften des 
Sechsten Abschnitts auch für die im § 7 ge- 
nannten Personen gelten. Der Entwurf er- 
wähnt ausdrücklich die §§ 117 und 118 und 
stellt durch seine Fassung im übrigen sicher, 
daß die Vorschriften auch dann anzuwenden 
sind, wenn eine der im § 7 genannten Per- 
sonen der Verletzte ist. § 116 wird jedoch 
ausdrücklich ausgenommen, weil die hierzu 
geschilderten Gründe bei diesen Personen 
von vornherein nicht gegeben sind. 
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§ 132 

§132 übernimmt in veränderter Fassung den 
Grundgedanken des § 120 SO, bedroht 
jedoch auch denjenigen mit Strafe bzw. Buß- 
geld, der an Stelle des Kapitäns handelt oder 
zu handeln verpflichtet ist. 


VIERTER UNTERABSCHNITT 
Vorbemerkung 

Grundsätzlich finden auf das Verfahren bei 
Ordnungswidrigkeiten die Vorschriften des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten An- 
wendung. Der Vierte Unterabschnitt enthält 
deshalb nur Bestimmungen, die entweder 
notwendige Ergänzungen (§ 133) oder wegen 
der Eigenart der Schiffahrt erforderliche 
Änderungen (§§ 134 bis 136), in erster Linie 
hinsichtlich der Fristen, betreffen. 

§ 133 

Absatz 1 macht von den Ermächtigungen der 
§§73 und 66 Abs. 2 OWiG Gebrauch. Auch 
nach der SO ist das Seemannsamt für die 
Entscheidung bei Straftaten geringerer Be- 
deutung zuständig (§ 122 SO). 

Absatz 2 regelt die örtliche Zuständigkeit 
des Seemannsamts. In erster Linie soll das 
Seemannsamt des Heimathafens im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes, hilfsweise 
das des Registerhafens, örtlich zuständig 
sein. Da es jedoch wünschenswert ist, die 
Ordnungswidrigkeiten schnell zu ahnden und 
nicht erst bis zur Rückkehr des Schiffs zu 
warten, ist auch das Seemannsamt, in dessen 
Bezirk die Ordnungswidrigkeit begangen ist, 
oder dasjenige, in dessen Bezirk der Hafen 
liegt, der nach Begehen der Ordnungswidrig- 
keit zuerst erreicht wird, als örtlich zustän- 
dig bezeichnet. 

iS 134 

Absatz 1 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
es bei den kurzen Hafenliegezeiten in -den 
meisten Fällen kaum möglich ist, den An- 
trag auf gerichtliche Entscheidung rechtzei- 
tig entsprechend § 54 OWiG beim See- 
mannsamt oder bei dem zuständigen Gericht 
zu stellen. Eine ähnliche Vorschrift kennt 
auch § 1 24 Abs. 2 SO. 

Absatz 2 legt die dem Kapitän in diesem Zu- 
sammenhang erwachsenden Aufgaben fest. 
Absatz 3 weist dem Stellvertreter des Ka- 
pitäns (§ 2 Abs. 3) die Aufgaben nach Ab- 


satz 2 zu, wenn der Kapitän selbst Antrag- 
steller ist. 

§ 135 

§ 135 regelt die örtliche Zuständigkeit des 
Amtsgerichts für das Verfahren, wenn der 
Bußgeldbescheid von einem Seemannsamt er- 
lassen ist, das seinen Sitz außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes hat. i§ 135 
entspricht im wesentlichen § 124 Abs. 3 SO. 

§ 136 

Aus den gleichen Gründen wie bei § 134 be- 
darf es auch bei den Fristen des § 56 OWiG 
einer Ergänzung. 

Siebenter Abschnitt 

§ 137 

Infolge der Eigenart der Finanzierung des 
Wiederaufbaus der Seeschiffahrt sind zum 
Teil Partenreedereien im Sinne der §§ 489 ff. 
HGB Eigner eines Schiffs. Die Geschäfte dieser 
Partenreedereien werden häufig von dem- 
selben Korrespondentreeder geleitet, der den 
Besatzungsmitgliedern, denen diese Rechts- 
verhältnisse überwiegend unbekannt sind, 
gegenüber in Erscheinung tritt. Die im Par- 
teneigentum stehenden Schiffe führen meist 
die Hausflagge und die Schornsteinmarke des 
Korrespondentreeders. Der Korrespondent- 
reeder macht häufig von der Möglichkeit des 
§ 27 Gebrauch, Schiffsoffiziere bzw. sonstige 
Angestellte von einem Schiff auf ein anderes 
umzusetzen, und zwar ohne Rücksicht dar- 
auf, ob hier eine andere Partenreederei Eig- 
ner ist. Es ist deshalb notwendig, ausdrück- 
lich festzulegen, daß mehrere Partenreede- 
reien, deren Geschäfte von demselben Korre- 
spondentreeder geleitet werden, im Sinne be- 
stimmter Urlaubs- und Kündigungsvor- 
schriften als ein Reeder gelten sollen. 

§ 138 

Die im Absatz 1 genannten Vorschriften ver- 
langen im Interesse des Besatzungsmitglieds 
die Zurückführung in einen Hafen im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes. Absatz 1 
berücksichtigt die anders geartete Interessen- 
lage bei ausländischen Besatzungsmitgliedern 
deutscher Schiffe. Mit Rücksicht auf die Staa- 
tenlosen ist auch der letzte Aufenthaltsstaat 
eingefügt. 

Absatz 1 entspricht Art. 3 Ziff. 4 des Über- 
einkommens Nr. 23 der Internationalen Ar- 
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beitsorganisation über die Heimschaffung 
notwendige Ergänzungen (§133) oder wegen 
der Schiffsleute, das für die Bundesrepublik 
verbindlich ist (vgl. Reichsgesetzbl. 1930 II 
S. 12 und 713 in Verbindung mit Bundes- 
gesetzbl. 1952 II S. 607). 

Absatz 2 entspricht § 79 Abs. 2 SO. 

§ 139 

Absatz 1: Auf kleineren Schiffen ist das Drei- 
Wachensystem (§ 87 Abs. 1) mit Rücksicht 
auf die beschränkten Unterkunftsmöglich- 
keiten an Bord nicht durchführbar. § 139 
trägt diesen besonderen Verhältnissen Rech- 
nung und lehnt sich inhaltlich an die tarif- 
lichen Regelungen an. 

Absatz 2 sieht, der tariflichen Regelung fol- 
gend, dem Absatz 1 entsprechende Über- 
gangsbestimmungen für Schiffe vor, die be- 
reits vor dem 1. Januar 1952 auf Kiel gelegt 
oder unter der Bundesflagge in Dienst ge- 
stellt wurden. 

Absatz 3 läßt die Möglichkeit offen, im Ta- 
rifvertrag die in den Absätzen 1 und 2 vor- 
gesehenen Grenzen (Tonnage und Fahrtge- 
biet) zugunsten des Besatzungsmitglieds her- 
abzusetzen. Diese Vorschrift ist notwendig, 
weil § 10 nur für den Dritten und Vierten 
Abschnitt abweichende Regelungen zugun- 
sten der Besatzungsmitglieder allgemein zu- 
läßt. 

Absatz 4 bedeutet eine notwendige Ergänzung 
zu § 91 Abs. 1 Satz 2 und begrenzt die Zahl 
der hiernach monatlich zulässigen Mehr- 
arbeitsstunden entsprechend der stärkeren 
Arbeitszeitbelastung durch die Zwei- 
Wacheneinteilung auf 60 Stunden. 

Absatz 5 regelt die Bezahlung der Arbeit auf 
Zwei-Wachen-Schiffen. Der Zuschlag zur 
Grundheuer im Satz 1 entspricht der tarif- 
lichen Regelung. 

§ 140 

Absatz 1 läßt, der tariflichen Regelung ent- 
sprechend, den § 139 auch für Bergungsfahr- 
zeuge zur Anwendung kommen. 

Absatz 2: Die Eigenart der Arbeit an der 
Bergungsstelle, die von den besonderen Um- 
ständen bei der einzelnen Bergung ebenso 
abhängig ist wie vom Tidenwechsel und’ der 
Wetterlage, macht es erforderlich, in diesen 
Fällen dem Kapitän die Festsetzung der Ar- 
beitszeit zu überlassen. Gesetzliche oder 


tarifliche Regelungen würden diesen Ver- 
hältnissen nicht gerecht werden können. 

§ 141 

Die Eigenart der Tätigkeit auf Fischereifahr- 
zeugen, Walfangmutterschiffen und Walfang- 
booten läßt eine starre Anwendung der im 
Absatz 1 aufgeführten Vorschriften nicht 
angezeigt erscheinen. § 141 berücksichtigt 
diese besonderen Verhältnisse in ähnlicher 
Weise wie § 106, auf dessen Begründung 
insoweit verwiesen wird. 

§ 142 

§ 142 enthält die Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen, die die Schiffsbe- 
setzung, die Ausbildung und die Befähigungs- 
zeugnisse zum Gegenstand haben. 

Absatz 1: Eine Ermächtigung zum Erlaß von 
Vorschriften über die Zahl und Art der 
Schiffsoffiziere, mit welchen die Schiffe zu 
besetzen sind, sowie den Grad der Befähi- 
gungszeugnisse, die der Kapitän und die 
Schiffsoffiziere besitzen müssen, sieht jetzt 
§ 4 SO vor. Art. 3 Abs. 1 Nr. 8 des Gesetzes 
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zum Internationalen Schiffssicherheits- 
vertrag London 1948 vom 22. Dezember 
1953 (Bundesgesetzbl. II S. 603) gibt ebenso 
eine Ermächtigung, Vorschriften über die Be- 
setzung von Schiffen mit Kapitänen, Schiffs- 
offizieren und Schiffsleuten sowie über die 
Anforderungen an deren Eignung und Be- 
fähigung zu treffen. Es ist notwendig, die Er- 
mächtigung auch auf die Personengruppen 
auszudehnen, die nicht unter den Schiffs- 
sicherheit s vertrag fallen, z. B. das Kranken- 
pflege-, Verpflegungs- und Bedienungsperso- 
nal. Alle Ermächtigungen dieser Art werden 
hier an einer Stelle zusammengefaßt. Die er- 
weiterte Ermächtigung gibt die Möglichkeit, 
das nationale Recht so zu ergänzen, daß eine 
Ratifikation der Übereinkommen der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation Nr. 68 über 
die Verproviantierung und Verköstigung der 
Besatzungen an Bord von Schiffen (Art. 6 
Buchst, d) und Nr. 69 über den Befähigungs- 
ausweis für Schiffsköche möglich wird. Art. 3 
Abs. 1 Nr. 8 des Ratifizierungsgesetzes zum 
Schiffssicherheitsvertrag muß daneben beste- 
hen bleiben, weil die dort vorgesehene Er- 
mächtigung nicht wie die im § 142 Abs. 1 ge- 
mäß § 1 auf Kauffahrteischiffe beschränkt ist. 
Absatz 2 gibt eine im Zusammenhang mit 
Absatz 1 stehende besondere Ermächtigung, 
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Bestimmungen über die Besetzung der Kauf- 
fahrteischiffe mit Seefunkern für Zwecke des 
öffentlichen Seefunkdienstes zu erlassen. Da- 
neben wird besonders auf die Ermächtigung 
im Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes über den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zum Inter- 
nationalen Schiffssicherheitsvertrag London 
1948 vom 22. Dezember 1953 (Bundesgesetz- 
bl. II S. 603) Bezug genommen. Die in Kapi- 
tel IV Teil B Regel 7 Buchstabe f des Schiffs- 
sicherheitsvertrags London 1948 vorgesehene 
Verzahnung der Vorschriften über die Be- 
setzung von Schiffen mit Seefunkern für 
Zwecke der Schiffs Sicherheit und für Zwecke 
des öffentlichen Seefunkdienstes ist damit hier 
besonders betont. 

Absatz 3 gibt eine Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen über Befähigungs- 
zeugnisse für die nicht in Absatz 1 einbezo- 
genen Seefunker. 


§ 143 

§ 143 enthält einen Katalog von Ermächti- 
gungen zum Erlaß weiterer Rechtsverordnun- 
gen. Auf diese Ermächtigungen ist zum Teil 
schon an anderer Stelle der Begründung hin- 
gewiesen. 

Nr. 1 bis 3: Auf diese Ermächtigungen ist 
schon bei der Begründung zu den §§13 bis 
22 eingegangen. 

Nr. 4: § 56 Abs. 1 SO sieht eine ähnliche 
Ermächtigung vor, die jedoch den Landes- 
regierungen die alleinige Verordnungsbefugnis 
gibt. Im Laufe der Jahrzehnte hat sich die 
Notwendigkeit ergeben, die Speiserolle ein- 
heitlich für alle Schiffe unter der Bundes- 
flagge zu gestalten. Die von den Landesre- 
gierungen in den letzten Jahren erlassenen 
Regelungen stimmen materiell überein. 

Es ist zweckmäßig, diese Ermächtigung für 
die Zukunft den Bundesministern für Arbeit 
und für Verkehr zu übertragen. Die Ermäch- 
tigung ist erweitert auf Menge, Art und Lage- 
rung der mitzuführenden Verpflegungsvor- 
räte. Die Ermächtigung ermöglicht es, das 
nationale Recht entsprechend den Regelungen 
des Übereinkommens Nr. 68 der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation über die Verprovi- 
antierung und Verköstigung der Besatzungen 
an Bord von Schiffen zu ergänzen. Im übri- 
gen wird insoweit auf die Vorbemerkung zum 
Zweiten Unterabschnitt des Dritten Ab- 
schnitts verwiesen. 


Nr. 5: Die Ermächtigung entspricht im 
wesentlichen § 56 Abs. 2 SO. Sie ist jedoch 
auf Kranken- und Küchenräume erweitert. 

Nr. 6: Die Ermächtigung entspricht der des 
§ 56 Abs. 2 SO; sie ist jedoch erweitert 
auf die Zahl der Schiffsärzte und des Kran- 
kenpflegepersonals. Die Zahl der Schiffsärzte 
kann bisher schon auf Grund der Ermächti- 
gung im § 4 SO geregelt werden. Eine ent- 
sprechende Möglichkeit ist für das Kranken- 
pflegepersonal dagegen nur auf Auswanderer- 
schiffen nach § 36 des Gesetzes über das 
Auswanderungswesen vom 9. Juni 1897 
(Reichsgesetzbl. S. 463) gegeben. 

Nr. 7: Die Ermächtigung ist neu eingefügt 
und stellt eine notwendige Ergänzung zu den 
Vorschriften über die Arbeitszeit im Vierten 
Abschnitt und zu § 40 Abs. 2 dar. Auf die 
dort gegebene Begründung wird verwiesen. 

Nr. 8 und 9: Die Ermächtigungen bedeuten 
eine notwendige Ergänzung zu den Vor- 
schriften der §§ 94 und 96. Auf die dort ge- 
gebene Begründung wird verwiesen. 

Nr. 10 und 11: Die Ermächtigungen bedeuten 
eine notwendige Ergänzung zu den §§ 82 und 
103. Auf die dort gegebene Begründung wird 
verwiesen. 

Nr. 12 und 13: Die Ermächtigungen ent- 
halten eine notwendige Ergänzung zu den 
§§ 83 bis 85. Auf die dort gegebene Begrün- 
dung wird verwiesen. 

Nr. 14: Auf die Begründung zu § 105 wird 
verwiesen. 

Nr. 15: Auf die Begründung zu § 94 wird ver- 
wiesen. 

§ 144 

Die Vorschrift regelt die notwendige Auslage 
von Gesetzen und Rechtsverordnungen. 

§ 145 

Nr. 1: Im § 478 Abs. 2 RVO ist auf § 60 
Abs. 1 SO und § 553 a HGB verwiesen. Diese 
Verweisung wird durch die Verweisung auf 
§ 74 ersetzt. Die Verweisung auf § 74 gilt 
auch für den Kapitän (§ 80 Abs. 5) und die 
im § 7 Abs. 1 genannten Personen (§ 81). 

Nr. 2: Der Grundsatz, daß die Krankenhilfe 
des Trägers der Krankenversicherung solange 
ruht, wie sich der erkrankte Seemann an Bord 
des Schiffs befindet, erleidet eine Ausnahme, 
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wenn entweder der Seemann die Kranken- 
hilfe der Krankenversicherung wählt oder 
der Reeder den Seemann an den Träger der 
Krankenversicherung verweist (§ 46). Die 
Neufassung des § 480 Abs. 1 RVO trägt die- 
ser Rechtslage Rechnung. Die Verweisung 
auf § 46 gilt auch für den Kapitän (§ 80 
Abs. 1) und die im § 7 Abs. 1 genannten Per- 
sonen (§ 81). 

Nr. 3: Nach § 487 RVO ist die See-Kranken- 
kasse verpflichtet, dem Reeder gewisse Auf- 
wendungen für die Krankenfürsorge im 
Ausland zu erstatten. Da die Vorschrif- 
ten, nach denen die Verpflichtung des 
Reeders dem Besatzungsmitglied gegenüber 
geregelt ist, zum Teil geändert sind (§§ 
49, 50 und 77), wird im § 487 RVO ausdrück- 
lich auf die neuen Vorschriften verwiesen. 

Nr. 4: Die Verweisung auf die SO und das 
HGB wird durch die Verweisung auf den 
Entwurf ersetzt. Der letzte Halbsatz, bereits 
durch das Sozialgerichtsgesetz überholt, fällt 
weg. 

Nr. 3: Auf den Satz 1 der Begründung zu 
Nr. 4 wird verwiesen. 

Nr. 6: Im § 1066 RVO ist festgelegt, daß die 
Desertion im Falle des § 93 Abs. 2 und 3 SO 
nicht als Vergehen im Sinne des § 557 Abs. 1 
RVO gilt. Der Entwurf regelt im § 116 die 
strafbare Handlung des Entweichens. Die Ver- 
weisung in der RVO ist entsprechend zu än- 
dern. Die im § 1066 RVO weiterhin ange- 
zogenen Vorschriften der §§ 95 bis 97 SO 
sind, soweit sie überhaupt übernommen wer- 
den, jetzt nicht mehr Vergehen, sondern Ord- 
nungswidrigkeiten; sie brauchen daher in die- 
sem Zusammenhang nicht mehr erwähnt zu 
werden. 

Nr. 7: Die Verweisung auf die SO im Ab- 
satz 1 des § 1066 a RVO wird durch die Ver- 
weisung auf den Entwurf ersetzt. Absatz 2 des 
§ 1066 a RVO ist entbehrlich, weil nach der 
Neugestaltung der §§ 44 ff. Fälle, in denen ein 
Seemann weder nach diesen Vorschriften 
einen Anspruch auf Krankenfürsorge gegen 
den Reeder noch nach der RVO einen An- 
spruch auf Krankenhilfe hat, nicht mehr 
denkbar sind. 

Nr. 8: Auf den Satz 1 der Begründung zu 
Nr. 4 wird verwiesen. § 77 Abs. 2 gilt auch 
für den Kapitän (§80 Abs. 1) und die im § 7 
Abs. 1 genannten Personen (§ 81). 

Nr. 9: Die Änderung paßt den § 1100 Abs. 1 
RVO dem gegenüber § 53 SO geänderten 
§ 79 an. 


Nr. 10: Die Verweisungen im § 1219 Abs. 4 
RVO werden durch die Verweisung auf die 
§§ 44 bis 50 ersetzt. Die Verweisung auf die 
§§ 44 bis 50 gilt auch für den Kapitän (§ 80 
Abs. 1) und die im § 7 Abs. 1 genannten Per- 
sonen (§ 81). 

Nr. 11: Auf die Begründung zu Nr. 9 wird 
verwiesen. 

Nr. 12: Auf die Begründung zu Nr. 6 wird 
verwiesen. 

Nr. 13: Da der Entwurf eine dem § 42 SO 
entsprechende Vorschrift nicht enthält, müßte 
die Verpflichtung der Schiffsmannschaft, bei 
der Unfalluntersuchung mitzuwirken, selb- 
ständig geregelt werden. Auf eine solche Re- 
gelung kann jedoch verzichtet werden. Gemäß 
§ 1753 Abs. 1 in Verbindung mit § 1564 
Abs. 1 RVO kann das Seemannsamt oder die 
Ortspolizeibehörde zur Feststellung des Sach- 
verhalts Ermittlungen jeder Art anstellen. Sie 
kann also auch im Rahmen der Unfallunter- 
suchung die Schiffsmannschaft zur Feststel- 
lung des Sachverhalts heranziehen. 


§ 146 

Absatz 1: Wie in der Begründung zum Fünf- 
ten Abschnitt ausgeführt ist, hat der Ent- 
wurf das in der SO vorgesehene Disziplinar- 
strafrecht des Kapitäns nicht übernommen. 
Die Verweisung auf die verhängten Diszipli- 
narstrafen im § 520 Abs. 2 HGB ist deshalb 
zu streichen. 

Absätze 2 und 3: Da die das Arbeitsrecht des 
Kapitäns betreffenden Vorschriften in den 
Entwurf übernommen sind (siehe dazu die zu 
§ 80 gegebene Begründung), sind die ent- 
sprechenden Vorschriften des HGB aufzu- 
heben, soweit ihnen nicht ausschließlich oder 
zumindest auch handelsrechtliche Bedeutung 
zukommt. 

§ 545 HGB wird dahin umgestaltet, daß der 
Reeder unter bestimmten Umständen dem 
Kapitän die Ausübung seiner Befugnisse 
untersagen kann, wobei die arbeitsrechtlichen 
Fragen sich nach dem Entwurf regeln. 

Die §§ 546 bis 548 HGB sind durch die die 
ordentliche und die außerordentliche Kündi- 
gung des Kapitäns regelnden Vorschriften des 
§ 80 Abs. 3 bis 5 sowie durch die allgemein 
geltenden Vorschriften der §§ 65 Abs. 3 Nr. 1, 
68 und 71, auf die § 80 Abs. 1 verweist, er- 
setzt. 
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§ 549 HGB wird durch die im § 80 Abs. 1 
gebrachte Bezugnahme auf die §§ 30 bis 39 
ersetzt. 

§ 550 HGB ist durch die Bezugnahme auf 
den § 65 Abs. 3 Nr. 1 im § 80 Abs. 1 und 
durch § 80 Abs. 4 ersetzt. 

§ 551 HGB braucht nicht übernommen zu 
werden. Die ihm in mancher Hinsicht ent- 
sprechende Vorschrift des § 74 Abs. 1 Nr. 3 
SO ist mit Rücksicht auf § 57 Abs. 3 in Ver- 
bindung mit § 69 Nr. 4 ebenfalls nicht wie- 
der übernommen worden. Auf die dort 
gegebene Begründung wird verwiesen. § 80 
Abs. 1 wendet den § 57 Abs. 3 auch auf den 
Kapitän an. § 69 Nr. 4 gilt zwar für den 
Kapitän nicht, doch würde eine Verletzung 
des § 57 Abs. 3 nach § 80 Abs. 4 auch dem 
Kapitän die Möglichkeit geben, aus einem 
vom Reeder zu vertretenden wichtigen 
Grund fristlos zu kündigen. 

§ 553 HGB wird durch die §§ 44 ff. ersetzt, 
auf die § 80 Abs. 1 verweist. 

§ 553 a HGB wird durch § 51 ersetzt, auf 
den § 80 Abs. 1 verweist. 

§ 553 b HGB wird durch § 80 Abs. 2 
ersetzt. Abweichend vom HGB wird dabei 
nicht auf die Dauer des Aufenthalts in einer 
Krankenanstalt abgestellt, sondern auf die 
der Arbeitsunfähigkeit. 

§ 553 c HGB wird durch § 52 ersetzt, auf 
den § 80 Abs. 1 verweist. 

§ 554 HGB wird durch § 77 ersetzt, auf den 
§ 80 Abs. 1 verweist. 

§ 555 Satz 2 und 3 HGB wird durch § 80 
Abs. 6 ersetzt. 

Absatz 4: Auf die Begründung zu § 116 wird 
verwiesen. 

Absatz 5 paßt die Fassung des § 101 Abs. 2 
Satz 1 ArbGG den Begriffsbestimmungen 
der §§ 2 und 3 an. 

Absatz 6: Da der Entwurf nicht mehr von der 
„Schiffsmannschaft“ spricht, ist im § 6 Abs. 1 
GewO eine Änderung des Wortlauts im 
Sinne der §§ 2 und 3 vorzunehmen. 

Absatz 7: Die §§ 2 und 4 in Verbindung mit 
§ 142 regeln die mit den Befähigungszeug- 
nissen zusammenhängenden Fragen. Damit ist 
§31 GewO, der für den Bereich der Binnen- 
schiffahrt schon durch § 10 Abs. 1 des Ge- 
setzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 
1956 (Bundesgesetzbl. II S. 317) außer Kraft 


gesetzt ist, überflüssig geworden und ist des- 
halb aufzuheben. 

Absatz 8 paßt den § 22 Abs. 4 Satz 1 des 
Kündigungsschutzgesetzes den Begriffsbe- 
stimmungen der §§ 2 und 3 an. 

Absatz 9: Die Fassung der §§ 2 und 3 erfor- 
dert eine Berichtigung des Wortlauts der 
Verordnung über die Durchführung der 
Meldepflicht gemäß § 24 des Kündigungs- 
schutzgesetzes vom 16. September 1954 
(Bundesanzeiger 1954 Nr. 181 S. 1). Zugleich 
ist die Verweisung auf die SO ersetzt durch 
eine entsprechende Verweisung auf den Ent- 
wurf. 

Absatz 10: Wegen der in den §§ 4 bis 6 ge- 
änderten Einteilung der Besatzungsmitglie- 
der ist es notwendig, im § 1 Abs. 3 der Ver- 
ordnung über seemännische Heuerstellen 
vom 8. November 1924 (Reichsgesetzbl. I 
S. 739) in der Fassung der Verordnung vom 
20. September 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 303) 
klarzustellen, welche Personen unter diese 
Verordnung fallen sollen. 

Absatz 11: Da der Jugendlichenurlaub im 
Dritten Unterabschnitt des Dritten Ab- 
schnitts (insbesondere § 56 Abs. 2) in Ver- 
bindung mit den §§ 103 Abs. 1 Nr. 3 und 
126 Nr. 4 geregelt ist, wird die Jugend- 
urlaubsverordnung vom 15. Juni 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1029) für die vom Ent- 
wurf erfaßten Jugendlichen gegenstandslos. 
Absatz 11 ändert die Verordnung ent- 
sprechend. 

Absatz 12: Auf die Begründung zu § 4 Nr. 3 
wird verwiesen. 

Absatz 13: Da die Vorschriften der §§ 122 
bis 125 SO fortfallen, ist auch die Verwei- 
sung im § 8 Satz 2 des Gesetzes, betreffend 
die Verpflichtung der Kauffahrteischiffe zur 
Mitnahme heimzuschaffender Seeleute vom 
2. Juni 1902 (Reichsgesetzbl. S. 212) zu 
streichen. 

Absatz 14: Es führt, insbesondere bei den 
kurzen Liegezeiten der Schiffe (vgl. die Be- 
gründung zu § 134) zu Mißhelligkeiten, daß 
die Einlegung der Rechtsbeschwerde anders 
als bei der Revision an eine erschwerte Form 
geknüpft ist. Auch ist nach dem Gesetzes- 
wortlaut zweifelhaft, ob nicht nur für die 
Einlegung der Rechtsbeschwerde, sondern 
auch für die Anbringung der Beschwerde- 
anträge und ihrer Begründung diese er- 
schwerte Form gilt. Es ist deshalb, da es sich 
hier um ein allgemeines Problem handelt, er- 
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forderlich, § 56 Abs. 3 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten an die in den §§ 341 
und 345 StPO für die Revision vorgesehene 
Regelung anzupassen. Im Bußgeldverfahren 
läuft, auch bei mündlicher Verhandlung, die 
Einlegungsfrist erst von der Zustellung ab. 
Deshalb haben die Worte im § 56 Abs. 3 
Satz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten „oder wenn zu dieser Zeit die Ent- 
scheidung des Gerichts noch nicht zugestellt 
war, nach der Zustellung“ keinen Sinn und 
müssen entfallen. 

Absätze 15 und 16: Nachdem in den §§ 96 
bis 102 der Jugendarbeitsschutz in der See- 
schiffahrt geregelt wird, ist das Nieder- 
sächsische Arbeitsschutzgesetz für Jugend- 
liche vom 9. Dezember 1948 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 179) in der Fassung des 
Änderungsgesetzes vom 16. Mai 1949 (Ge- 
setz- und Verordnungsbl. S. 116) und des 
Bundesgesetzes zur Änderung des Nieder- 
sächsischen Arbeitsschutzgesetzes für Jugend- 
liche vom 21. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. 
S. 399) dahin zu ändern, daß es auf die Ju- 
gendlichen in der Seeschiffahrt und See- 
fischerei keine Anwendung mehr findet. 

Absatz 17: Die Vorschrift enthält eine Ge- 
neralklausel für alle nicht im Entwurf im 
einzelnen geänderten Gesetze und Rechts- 
verordnungen. 

§ 147 

§ 147 regelt das Außerkrafttreten von Ge- 
setzen und Verordnungen, die durch den 
Entwurf ersetzt oder durch ihn gegenstands- 
los werden. 

Im einzelnen wird dazu noch bemerkt: 

Nr. 2: Ausnahmevorschriften für kleinere 
Schiffe finden sich im § 139. 

Nr. 3 und 4: Die Vorschriften werden durch 
die §§ 133 ff. und durch das Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten ersetzt. 

Nr. 5: Die Ermächtigungen sind durch die 
im § 142 und im § 143 Abs. 1 Nr. 7 ersetzt. 
Bis zum Ersatz durch eine neue Rechtsver- 
ordnung muß jedoch die Erste Verordnung 


zur Durchführung des Gesetzes über die Er- 
mächtigung des Reichsarbeitsministers zum 
Erlaß sozialer Schutzvorschriften für die Be- 
satzung von Seeschiffen und Hochseefische- 
reifahrzeugen vom 13. Dezember 1934 
(Reichsgesetzbl. II S. 1396) vom 14. Februar 
1935 (Reichsgesetzbl. II S. 115) in Geltung 
bleiben. 

Nr. 6: Die Ermächtigung wird dadurch gegen- 
standslos, daß § 87 Abs. 1 grundsätzlich die 
Dreiteilung des Wachdienstes vorsieht. 

Nr. 7: Die Verordnung ist bereits durch 
die von den Küstenländern erlassenen Ver- 
ordnungen über die Speiserolle überholt. Da 
es jedoch zweifelhaft erscheint, ob früheres 
Reichsrecht durch Verordnungen der Länder 
aufgehoben werden konnte, ist die Auf- 
hebung noch einmal ausdrücklich ausge- 
sprochen. 

Nr. 8 und 10 bis 12: Die Aufhebung dieser 
seit 1945 nicht mehr angewandten Vorschrif- 
ten dient der Rechtsbereinigung. 

Nr. 9: Da die Bekanntmachung, betreffend 
die Untersuchung von Schiffsleuten auf 
Tauglichkeit zum Schiffsdienste vom 1. Juli 
1905 (Reichsgesetzbl. S. 561) in der Fassung 
der Verordnung vom 8. Mai 1929 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 387) durch die §§83 bis 85 
und die Verordnung über die Eignung und 
Befähigung der Schiffsleute des Decksdienstes 
auf Kauffahrteischiffen vom 28. Mai 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 591) ersetzt ist, ist 
die Bekanntmachung aufzuheben. 

Nr. 13: Da die Vorschriften der §§ 94 und 
132 SO, auf die sich die Bremischen Gesetze 
betreffend Verwendung von Strafgeldern 
bzw. von verwirkten Heuern beziehen, er- 
satzlos fortfallen, sind diese Gesetze aufzu- 
hdben. 

§ 148 

§ 148 enthält die Berlin-Klausel 

§ 149 

§ 149 regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . § 8 

An § 8 ist folgender Satz anzufügen: 

„Vollgrade, mit Ausnahme des Maschinen- 
personals, gelten nicht als Jugendliche.“ 

Begründung 

Im Rahmen des Bordbetriebes kann derje- 
nige, der seine Ausbildung abgeschlossen hat 
und volle Heuer erhält, nicht anders berück- 
sichtigt werden als der Erwachsene. Seemän- 
nische Anschauung und Tarifvertrag bestäti- 
gen das. Auch der Sozialpartner-Entwurf 
ging davon aus, daß Vollgrade (z. B. Voll- 
matrosen, Heizer, Schmierer) nicht als Ju- 
gendliche behandelt werden können. Mit 
Rücksicht auf internationale Verpflichtungen 
muß allerdings das Maschinenpersonal ausge- 
nommen werden. 

2 . § 14 

Absatz 1 Nr. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Ge- 
burt der einzelnen Besatzungsmitglieder, 
den Besitz der erforderlichen Befähi- 
gungszeugnisse und der feste oder letzte 
Wohnsitz des Besatzungsmitgliedes.“ 

Begründung 

Es hat sich in der Praxis als ein Bedürfnis 
herausgestellt, den festen oder letzten Wohn- 
sitz zu erfassen. Besondere Schwierigkeiten 
ergeben sich immer wieder bei der Zustel- 
lung wichtiger Schriftstücke. 

3 . § 27 

a) In Absatz 2 ist das Wort „wesentliche“ zu 
streichen. 

Begründung 

Es widerspricht anerkannten arbeitsrecht- 
lichen Grundsätzen, die Versetzung eines 
Angestellten ohne sein Einverständnis 
auch bei Verschlechterung der Arbeitsbe- 


dingungen zuzulassen. Den Bedürfnissen 
der Reeder wird dadurch ausreichend ent- 
sprochen, daß die Umsetzung von 
Schiffsoffizieren und sonstigen Angestell- 
ten auf ein anderes Schiff überhaupt für 
zulässig erklärt wird. 

b) Dem Absatz 2 ist folgender Satz 2 anzu- 
fügen: 

„Sie ist immer zulässig in Fällen notwen- 
diger Krankheits- oder Urlaubsvertre- 
tung.“ 

Begründung 

Eine Umsetzung auf ein anderes Schiff 
muß in Vertretungsfällen zulässig sein, 
auch wenn hin und wieder Verschlechte- 
rungen des Heuerverhältnisses die Folge 
sind.. Andernfalls würden notwendige 
Dispositionen durch den Reeder unmög- 
lich gemacht. 

4. § 29 

a) In Absatz 2 Satz 1 sind vor dem Wort 
„Schäden“ die Worte „unverhältnismä- 
ßig großen“ und vor dem Wort „Stö- 
rungen“ das Wort „schwere“ zu strei- 
chen. 

Begründung 

Die Voraussetzungen, unter denen das 
Besatzungsmitglied über seine dienstver- 
tragliche Verpflichtung hinaus die Anord- 
nungen des Kapitäns zu befolgen hat, 
sind zu eng gefaßt. 

b) In Absatz 3 ist vor dem Wort „Gefahr“ 
das Wort „drohende“ einzufügen. 

Begründung 

Eine gleiche Regelung wie in Absatz 2 er- 
scheint erforderlich. 

5. § 39 

In Absatz 1 sind die Worte „mindestens sechs 
Monate“ durch die Worte „mindestens neun 
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Monate“ und die Worte „des siebenten Mo- 
nats“ durch die Worte „des zehnten Mo- 
nats“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Fristen für die Erhöhung der Heuer sind zu 
kurz und beeinträchtigen die Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Seeschiffahrt. 

6. § 40 

a) Absatz 1 ist am Ende nach dem Wort 
„verteilen“ wie folgt zu ergänzen: 

„, soweit die Mehrarbeit nicht bereits 
durch eine Uberstundenvergütung abge- 
golten wird.“ 

Begründung 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, den Be- 
satzungsmitgliedern für dieselbe Arbeit 
Überstundenvergütung und gleichzeitig 
Anteile an der ersparten Heuer zu ge- 
währen. 

b) In Absatz 2 ist nach dem Wort „Schiff“ 
das Wort „ausnahmsweise“ einzufügen. 

Begründung 

Bei der Fassung des Entwurfs wird die 
Verletzung von Arbeitsschutzvorschrif- 
ten vom Gesetzgeber in Kauf genommen 
und gerade für diese Fälle eine Lohn- 
regelung getroffen. Wenn auch das Be- 
dürfnis zu der in § 40 vorgesehenen Re- 
gelung nicht verkannt werden kann,, so 
erscheint doch der Hinweis erforderlich, 
daß es sich in Absatz 2 um einen Aus- 
nahmefall handelt. 

7. § 65 

Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Soweit nicht etwas anderes verein- 
bart ist, setzt sich das Heuerverhältnis über 
den Ablauf der Kündigungsfrist bis zur An- 
kunft des Schiffes in einem Hafen im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes fort, höch- 
stens jedoch auf die Dauer von sechs Mona- 
ten. Als Hafen im Sinne dieser Vorschrift 
gelten auch die Schleusen des Nord-Ostsee- 
Kanals.“ 

B e g ründun g 

Der Regierungsentwurf eröffnet in Absatz 3 
Nr. 1 die Möglichkeit, daß Schif fsoff iziere und 
sonstige Angestellte im Ausland kündigen und 
damit von Bord gehen können. Nicht nur 
bei der augenblicklich angespannten Perso- 


nallage bei den Patentinhabern, sondern auch 
in normalen Zeiten ist diese Bestimmung un- 
tragbar. Durch einfache Kündigungsmöglich- 
keit im Ausland kann das Schiff praktisch 
zum wochenlangen Liegenbleiben verurteilt 
sein, weil es auch bei ausgeglichenem Arbeits- 
markt dem Reeder nicht immer möglich sein 
wird, Ersatzkräfte einzustellen und rechtzei- 
tig ins Ausland zu befördern. Die schiffahrts- 
politische Auswirkung i(Abwertbung) dieser 
Bestimmung kann nicht ernst genug genom- 
men werden. Bei dem gegenwärtigen Mangel 
an Patentinhabern ist eine derartige Rege- 
lung schon aus Gründen der Schiffssicherheit 
untragbar. Zur Zeit fallen in der deutschen 
Seeschiffahrt (nur große Fahrt) 500 Nauti- 
ker, 700 Ingenieure und 90 Funker. Bei 
Schiffsoffizieren und sonstigen Angestellten 
ist deshalb hinsichtlich des Zeitpunktes der 
Wirksamkeit ihrer Kündigung ebenfalls auf 
die Ankunft ihres Schiffes in einem deut- 
schen Hafen abzustellen. 

8 . § 66 

Folgender Absatz 3 ist anzufügen: 

„(3) Wird die fristlose Kündigung auf See 
ausgesprochen, oder bleibt das Besatzungs- 
mitglied nach einer fristlosen Kündigung an 
Bord, so hat es den bei der Heimschaffung 
hilfsbedürftiger Seeleute üblichen Verpfle- 
gungssatz zu entrichten.“ 

Begründung 

Durch diese Änderung wird späteren Strei- 
tigkeiten, die sich wegen der Flöhe des vom 
Besatzungsmitglied zu zahlenden Verpfle- 
gungssatzes ergeben könnten, vorgebeugt. 

9. § 76 

Es sind zu ersetzen das Wort „wenn“ durch 
die Worte „insoweit, als“ und die Worte „im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes“ durch 
die Worte „der Bundesrepublik oder eines 
benachbarten Landes“. 

Begründung 

Da die Häfen von Ländern, die der Bundes- 
republik benachbart sind, näher am Heimat- 
ort des Besatzungsmitgliedes liegen können, 
sollte diese Erweiterung vorgenommen wer- 
den. 

10. § 85 

a) In Absatz 1 Satz 2 sind die Worte „und 
Entscheidung durch den Einspruchsaus- 


84 



schuß beantragen“ zu streichen und ist 
ferner folgender neuer Satz 2 einzufügen: 
„Über den Einspruch entscheidet der Ein- 
spruchsausschuß.“ 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 
Begründung 

Die Fassung des Regierungsentwurfs 
kann zu der irrigen Annahme führen, 
daß der Betroffene ausdrücklich eine Ent- 
scheidung -durch den Einspruchsausschuß 
beantragen muß. Die Neufassung ist da- 
her zur Klarstellung erforderlich. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Einspruchsausschuß wird bei 
der Arbeitsbehörde gebildet und besteht 
aus einem Bediensteten des 'Staates, der 
die Befähigung zum Richteramt oder zum 
höheren Verwaltungsdienst haben muß, 
und zwei Beisitzern, von denen einer ein 
von der Arbeitsschutzbehörde zu bestim- 
mender Arzt und der andere aus der Be- 
rufsgruppe des Betroffenen sein muß.“ 

Begründung 

Der Vorsitzende des Einspruchsausschus- 
ses muß die Befähigung zum Richteramt 
oder höheren Verwaltungsdienst haben. 
Das ist allgemeine Verwaltungspraxis. Ein 
Arzt kann diese Funktion nicht überneh- 
men, wohl aber als Beisitzer oder Sach- 
verständiger mitwirken. 

11 . § 88 

In Absatz 1 Satz 2 sind die Worte „, bei 
Wachdienst acht Stunden“ und in Satz 3 die 
Worte abgesehen vom Wachdienst,“ zu 
streichen und folgender Satz 4 anzufügen: 

„Diese Vorschrift gilt nicht für den Wach- 
dienst im Hafen.“ 

Begründung 

Der Wachdienst stellt keine besondere kör- 
perliche Beanspruchung dar. Es handelt sich 
vorwiegend um eine Anwesenheitspflicht. 
Mit der normalen Hafenärbeitszeit kann der 
Wachdienst im Hafen nicht gleichgesetzt 
werden. Bei der gegenwärtigen Fassung des 
Entwurfs müßte die Wache täglich viermal 
abgelöst werden, weil die höchstzulässige 
„Hafenärbeitszeit“ nur 8 Stunden beträgt. 
Praktisch käme auf kleineren Schiffen jedes 
Besatzungsmitglied täglich einmal an den 
Wach turn. Es liegt auf der Hand, daß eine 
derartige Regelung an Wochenenden zu un- 
erwünschten Konsequenzen führen würde. 


12 . § 89 

In Absatz 1 sind nach dem Wort „Hafen- 
arbeitszeit“ die Worte „einschließlich der Ar- 
beitsbereitschaft“ einzufügen, ferner das 
Wort „acht“ durch das Wort „neun“ zu er- 
setzen. 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Vorschlag entspricht dem augenblick- 
lichen Tarifzustand und dem Artikel 14 des 
internationalen Übereinkommens Nr. 93; er 
stimmt auch mit einer großen Zahl von aus- 
ländischen Regelungen überein. Die Fassung 
des Absatzes 2, wie sie der Regierungsent- 
wurf vorsieht, könnte zu einer Quelle des 
Streites werden. 

13 . § 90 

In Absatz 1 Nr. 1 ist das Wort „unmittel- 
bar“ zu streichen. 

Begründun ig 

Diese Änderung vermeidet eine zu enge, im 
Interesse der Schiffssicherheit nicht vertret- 
bare Fassung der in Nr. 1 bezeichneten Vor- 
aussetzungen. 

14 . § 92 

In Absatz 3 Nr. 1 ist nach dem Wort „Fei- 
ertagsarbeit“ ein Komma zu setzen. 

Begründung 

Das Satzzeichen ist zur Klarstellung erforder- 
lich, daß die in §§ 88 Abs. 2 vorgesehene 
Sonn- und Feiertagsarbeit nach den Bestim- 
mungen in § 92 Abs. 1 zu bezahlen ist. 

15 . § 96 

Absatz 2 Satz 2 ist eingangs wie folgt zu 
fassen: 

„Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn . . 
Begründung 

Wenn bei Jugendlichen im Alter von 14 bis 
15 Jahren die Beschäftigung Vorteile bringt 
und in deren Interesse liegt, muß die Arbeits- 
schutzbehörde die Beschäftigungserlaubnis 
erteilen. Dies liegt auch im Interesse einer 
verstärkten Heranziehung des seemännischen 
Nachwuchses. 

16 . § 99 

In Absatz 2 Satz 1 ist das Wort „neun“ durch 
das Wort „zehn“ und das Wort „einund- 
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fünfzig“ durch das Wort „siebzig“ zu erset- 
zen. 

Ferner sind Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 
zu streichen. 

Begründung 

Die Oberstundengrenze muß erhöht werden, 
weil sonst die notwendigen Instandsetzungs- 
arbeiten nicht mehr ausgeführt werden kön- 
nen. Es sei noch einmal darauf hingewiesen, 
daß mit dem Wachdienst, zu dem die Mehr- 
zahl der Besatzungsmitglieder abgeteilt ist, 
keine physische Uberbeanspruchung verbun- 
den ist. So hat z. B. ein Wachgänger ledig- 
lich während der Tageswache zwei Stunden 
zu arbeiten. Sonst steht er während der Ta- 
geswache zwei Stunden am Ruder und wäh- 
rend der Nachtwache ebenfalls zwei Stunden 
am Ruder und zwei Stunden auf Ausguck. 
Schließlich darf darauf hingewiesen werden, 
daß auch für Schüler keine Arbeitsschutzvor- 
schriften bestehen, obwohl sie häufig neben 
einem sechsstündigen Vollunterricht noch 
3 bis 4 Stunden mit Schularbeiten beschäftigt 
sind und mehr oder weniger lange An- und 
Abfahrtswege zur Schule haben. Ein Frei- 
zeitausgleich ist abgesehen davon, daß er im 
Schiffsbetrieb häufig nicht durchführbar ist, 
neben einem Geldausgleich (Überstundenver- 
gütung) unbillig. Diese Doppelentschädigung 
ist mit dem Arbeitsschutzgedanken nicht ver- 
einbar, weil sie einen zweifachen Ausgleich 
fordert. 

Absatz 3 ist zu streichen, weil diese Bestim- 
mung die rasche Einordnung in den Schiffs- 
betrieb verhindert und psychologisch zu un- 
günstigen Auswirkungen auf die Bordge- 
meinschaft führt. 

17. § 106 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Sondervorschriften für Schiffsoffiziere 
und Angestellte“. 

b) In Absatz 1 sind nach der Klammerbe- 
zeichnung „(§ 4)“ die Worte „und Ange- 
stellten (§ 5)“ einzufügen und die Worte 
„92 und“ durch die Worte „91 bis“ zu 

ersetzen. 

c) In Absatz 2 sind nach den Worten „Bun- 
desminister für Arbeit“ die Worte „im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verkehr“ und nach den Worten 
„oberste Arbeitsbehörde“ die Worte „im 
Einvernehmen mit der obersten Ver- 
kehrsbehörde“ einzufügen. 


Begründung 

Es ist nicht gerechtfertigt, die Angestellten 
anders zu behandeln als die Schiffsoffiziere. 
Ferner müssen auch von der Bestimmung des 
§ 91 tarif vertragliche Abweichungen mög- 
lich sein. Bei der Erteilung der Genehmigung 
von abweichenden Regelungen durch Tarif- 
vertrag müssen die Verkehrsbehörden betei- 
ligt werden, weil es sich dabei um wichtige 
Verkehrsbelange handelt. 

18. § 113 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„ Anbor dbringen von Personen und Ge- 
genständen sowie Vonbor dbringen von 
Gegenständen im Ausland“. 

b) Folgender neuer Absatz 4 ist anzufügen: 

# »(4) Im Ausland dürfen Gegenstände 
nicht ohne Genehmigung des Kapitäns 
von Bord verbracht werden.“ 

Begründung 

Es hat sich in der Praxis als außerordentlich 
wichtig erwiesen, eine derartige Bestimmung 
zur Verhinderung des Schmuggels aufzuneh- 
men, weil eine Verletzung ausländischer Zoll- 
gesetze durch deutsche Besatzungsmitglieder 
zu erheblichen Schwierigkeiten und Kosten 
führen kann. 

19. §§ 117, 119, 125 

a) In § 117 Abs. 1 sind die Worte „des Ka- 
pitäns oder eines anderen Vorgesetzten“ 
zu ersetzen durch die Worte „eines Vor- 
gesetzten“. 

b) In § 119 sind die Worte „Ein Kapitän, 
ein Schiffsoffizier oder ein anderer Vor- 
gesetzter“ zu ersetzen durch die Worte 
„Ein Vorgesetzter“. 

c) In § 125 Abs. 1 Nr. 2 sind die Worte 
„des Kapitäns oder eines anderen Vorge- 
setzten“ zu ersetzen durch die Worte 
„eines Vorgesetzten“. 

Begründung 

Der besonderen Erwähnung des Kapitäns 
und des Schiffsoffiziers bedarf es nicht, da 
sie auch Vorgesetzte sind. 

20 . § 120 

In Absatz 1 sind nach dem Wort „Gefäng- 
nis“ die Worte „bis zu einem Jahr“ zu strei- 
chen. 
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Begründung 

Die vorgesehene Höchststrafe von 1 Jahr 
Gefängns scheint im Hinblick auf die mög- 
licherweise eintretenden schweren Folgen 
nicht ausreichend. Die Straf drohung des § 120 
steht auch in einem gewissen Mißverhältnis 
zu derjenigen des § 121: auch dort ist Ge- 
fängnisstrafe bis zu 1 Jahr vorgesehen, ob- 
wohl der Unrechtsgehalt des Tatbestandes in 
§ 121 offensichtlich geringer ist als bei § 120. 
Entsprechend der seitherigen Regelung (§§ 
112, 113 Nr. 3 Seemannsordnung) sollte des- 
halb die Strafdrohung in beiden Vorschriften 
abgestuft werden. 

21. § 123 

Absatz 3 ist zu streichen und statt dessen fol- 
gender § 124 a einzufügen: 

4 124 a 

Strafbare Verletzung von Arbeitsschutzvor- 
schriften durch den Reeder 

(1) Ein Reeder, der vorsätzlich Anordnun- 
gen der Arbeitsschutzbehörde, die auf Grund 
des § 82 Abs. 2 ergangen sind und die die 
Einrichtung des Schiffsbetriebes oder der Ge- 
rätschaften betreffen, zuwiderhandelt und 
dadurch die Arbeitskraft oder die Gesund- 
heit eines Besatzungsmitglieds erheblich ge- 
fährdet, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer, die- 
ser Strafen bestraft. 

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die 
Gefahr fahrlässig herbeiführt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld- 
strafe bestraft." 

Begründung 

§ 123 Abs. 3 der Regierungsvorlage soll nach 
der Begründung des Entwurfs auch auf den 
Tatbestandteil „Gefährdung der Arbeits- 
kraft“ usw. in § 123 Abs. 1 verweisen. Dies 
kommt aber in der Fassung des § 123 Abs. 3 
nicht zum Ausdruck. Die vorgeschlagene 
Neufassung entspricht dem Gewollten. 

22. § 125 

Absatz 1 Nr. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„ 4 . vorsätzlich der Vorschrift des § 113 zu- 
widerhandelt,“. 

Begründung 

Die Änderung entspricht der vorgeschlage- 
nen Ergänzung des § 113. 


23. § 131 

Die Worte nicht aber die des § 116,“ sind 
zu streichen. 

Begründung 

Diese Einfügung ist überflüssig. 

24. § 132 

In Absatz 1 sind die Worte „§§ 119 bis 123“ 
zu ersetzen durch die Worte „§§ 120 bis 
123“. 

Begründung 

Das Zitat des § 119 ist überflüssig, weil der 
Stellvertreter des Kapitäns (§ 2 Abs. 3) stets 
ein Vorgesetzter sein wird und deshalb be- 
reits von § 119 unmittelbar erfaßt wird. 

25. § 138 

In Absatz 1 sind die Worte „die nicht die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen“ zu er- 
setzen durch die Worte „die nicht Deutsche 
im Sinne des Grundgesetzes sind“. 

Begründung 

Die Änderung ist im Hinblick auf Artikel 
116 GG geboten. 

26. § 141 

a) Absatz 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. von den Vorschriften der §§ 87, 89, 
92, 93, 95, 98 bis 102 hinsichtlich der 
Arbeitszeit während des Fangs und 
seiner Verarbeitung an Bord sowie 
der Vergütung und des Ausgleichs für 
Sonntags-, Feiertags- und sonstige 
Mehrarbeit, sowie von der Vorschrift 
des § 88.“ 

Begründung 

Der Regierungsentwurf geht davon aus, 
daß auch im Rahmen des Fangplatzvor- 
behalts für die Eischerei die Vorschriften 
über den erhöhten Arbeitsschutz für Ju- 
gendliche keine Abänderung durch Tarif- 
verträge erfahren dürfen. Diese Vor- 
schrift trägt den Verhältnissen in der 
Fischerei nicht Rechnung. In den Vorver- 
handlungen der Sozialpartner ist an- 
erkannt worden, daß auch die Jugend- 
lichen bei der Tätigkeit am Fangplatz zur 
Mehrarbeit herangezogen werden müs- 
sen. 

Die Einbeziehung der Vorschrift des § 88 
über Hafenarbeitszeit in den Bereich der 
durch Tarifverträge abdingbaren Vor- 
schriften ist durch die besonderen Vor- 
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Schriften beim Löschen und Laden von 
Fahrzeugen -der Großen Heringsfischerei 
geboten. Eine Änderung der Hafen- 
arbeitszeit ist auch hier üblich. 

b) Folgender neuer Absatz 1 a ist einzu- 
fügen: 

„(1 a) Solange und soweit in der Kut- 
ter- und Küstenfischerei keine Tarifver- 
träge bestehen, können abweichende Re- 
gelungen auch durch sonstige Verträge 
vereinbart werden.“ 

Begründung 

Die Arbeitsverhältnisse in der Kutter- 
und Küstenfischerei sind infolge ihrer be- 
sonderen Eigenart weitgehend einer tarif- 
vertraglichen Regelung nicht zugänglich. 
Soweit es sich nicht um reine Familienbe- 
triebe handelt, ist das Prämiensystem üb- 
lich. Infolge dieser Abweichung von den 
übrigen Zweigen der Seefischerei erscheint 
eine Sonderregelung erforderlich. 

c) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Bundesminister für Arbeit 
und Verkehr können im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung Mimdestbestimmungen über die 
durch Tarifverträge oder Verträge im 
Sinne des Absatzes 1 a zu treffenden Re- 
gelungen nach Absatz 1 Nr. 2 erlassen.“ 

Begründung 

Der Vorbehalt der Genehmigung von Ta- 
rifverträgen, die die Sozialpartner zur 
Abänderung von Arbeitszeit- und Ar- 
beitsschutzvorschriften für die Fischerei 
abschließen, wird den Bedürfnissen der 
Praxis nicht gerecht. Es erscheint zweck- 
mäßiger, die Regelung den Sozialpart- 
nern weiterhin ohne einen entsprechen- 
den Genehmigungsvorbehalt zu überlas- 
sen. 

Soweit es die besonderen Verhältnisse der 
Fischerei erfordern, wird es zweckmä- 
ßiger sein, die Mindestbestimmungen 
über Arbeitszeit und Arbeitsschutz durch 
besondere Verordnung zu normieren. 
Die Ermächtigung zu dieser Verordnung 
soll im § 141 Abs. 2 gegeben werden. 

d) Folgender Absatz 4 ist anzufügen: 

„(4) Die Vorschrift des § 96 Abs. 2 fin- 
det auf Besatzungsmitglieder von Fische- 
reifahrzeugen keine Anwendung.“ 


Begründung 

Sofern die Vorschrift des § 96 Abs. 2 im 
Interesse der Ratifizierung des Interna- 
tionalen Abkommens Nr. 58 über das 
Mindestalter für die Zulassung von 
Kindern für die Arbeit auf See für 
die Seeschiffahrt nicht geändert wird, 
muß das Mindestalter für den Eintritt in 
die Fischerei so gewählt werden, daß die 
schulentlassenen Jugendlichen ohne wei- 
teren Zeitverlust und ein besonderes be- 
hördliches Verfahren in die Lage versetzt 
werden, den Beruf des Fischers zu ergrei- 
fen. 

27. neuer § 141 a 

Folgender § 141 a ist einzufügen: 

4 141a 

Ausnahmen für Fährschiffe, Fördeschiffe 
und Schiffe des Seebäderverkehrs 

Für die Besatzungsmitglieder von Fähr- 
schiffen, Fördeschiffen und Schiffen des See- 
bäderverkehrs gilt § 141 sinngemäß.“ 

Begründung 

Die Sonderregelung für diese Art Fahrzeuge 
ist erforderlich, um der Eigenart dieser 
Schiffsbetriebe und -den lokalen Verhältnis- 
sen der Fahrtgebiete Rechnung tragen zu 
können. Es handelt sich bei diesem Gewerbe- 
zweig um ausgesprochene Saisonbetriebe, wie 
z. B. den Seebäder- und Inselverkehr. 

28. § 142 

In Absatz 1 sind nach dem Wort „Rechtsver- 
ordnungen“ die Worte „mit Zustimmung des 
Bundesrates“ einzufügen. 

Begründung 

Notwendige Klarstellung (Artikel 80 Abs. 2 
GG). 

29. § 143 

a) In Absatz 1 sind eingangs nach dem Wort 
„können“ die Worte „mit Zustimmung 
des Bundesrates“ einzufügen. 

Begründung 

Es sind keine Gründe dafür ersichtlich, 
daß die Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 1 Nr. 4 und 5 zustimmungsfrei sein 
sollen. Diese Verordnungen werden ih- 
rem Inhalt nach den Verordnungen der 
übrigen Nummern des Absatzes 1 durch- 
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aus vergleichbar sein. Auch für sie sollte 
daher das Zustimmungserfordernis aus- 
drücklich festgelegt werden. 

b) In Nr. 11 sind die Worte „die Form und 
Ausgestaltung“ durch die Worte „die 
Form, Ausgestaltung und Aufbewah- 
rung“ zu ersetzen. 

Begründung 

Für die wirksame Kontrolle der geleiste- 
ten Arbeitszeiten erscheint es unentbehr- 
lich, die Arbeitszeitnachweise eines län- 
geren Zeitraumes überprüfen zu können. 
Es ist daher vorzusehen, daß durch 
Rechtsverordnung auch Bestimmungen 
über die Aufbewahrung der Arbeitsszeit- 
nachweise erlassen werden können. 

c) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Soweit der Geltungsbereich der 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nr. 4 
bis 10 und Nr. 12 die Seefischerei erfaßt, 
sind sie im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten zu erlassen.“ 

Begründung 

In § 141 Abs. 1 Nr. 2 ist die Abänderung 
der Vorschrift des § 95 zugelassen. § 95 
behandelt Ruhepausen und Freizeit der 
weiblichen Besatzungsmitglieder. 

Das Seemannsgesetz geht mithin davon 
aus, daß auch auf Fischereifahrzeugen 
Frauen Arbeit bekommen können, was 


nach dem Bau der Fang^ und Fabrikschiffe 
durchaus wahrscheinlich ist. Insoweit ist 
auch die Beteiligung des Bundesernäh- 
rungsministeriums bei Rechtsverordnun- 
gen erforderlich, die die Arbeiten betref- 
fen, welche von Frauen an Bord nicht, be- 
schränkt oder nur unter Auflagen gelei- 
stet werden sollen '(§ 143 Abs. 1 Nr. 8). 

d) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Begründung ergibt sich aus der vor- 
geschlagenen Änderung der Eingangs- 
worte des § 143 Abs. 1. 

30 . § 146 

Die Absätze 9, 10, 11 sind zu streichen. 
Begründung 

Durch die gesetzliche Änderung der in die- 
sen Vorschriften aufgeführten Verordnungen 
würden die vorgenommenen Änderungen 
Gesetzesrang erhalten, könten also künftig 
nicht mehr durch Verordnung geändert wer- 
den. 

31 . §§ 28 , 51 , 53 , 71 

Bei den §§ 28, 51, 53 und 71 bestehen Zwei- 
fel, welcher Rechtsweg für den Betroffenen 
gegeben ist. Um eine mögliche Doppelglei- 
sigkeit des Rechtsweges zu vermeiden, sollte 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens eindeutig bestimmt werden, welcher 
Rechtsweg gegeben ist. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Den vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rungen zu Nr. 2, 3 b, 4 b, 5, 6 b, 7, 8, 10, 14, 
17, 19, 21, 23 bis 25 und 27 bis 30 wird zu- 
gestimmt. 

Im übrigen wird folgendes bemerkt: 

Zu 1. (§ 8) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rung wird grundsätzlich zugestimmt. Die Fas- 
sung müßte jedoch lauten: 

„Besatzungsmitglieder, mit Ausnahme der im 
Maschinendienst Beschäftigten, die das sieb- 
zehnte Lebensjahr vollendet und eine durch 
Rechtsvorschriften geregelte Berufsausbildung 
abgeschlossen haben, gelten nicht als Jugend- 
liche." 

Der Begriff „Vollgrad" läßt sich nicht genau 
bestimmen. Nur der Begriff des „Vollmatro- 
sen" ist über die Ausbildungsvorschriften der 
Verordnung über die Eignung und Befähigung 
der Schiffsleute des Decksdienstes auf Kauf- 
fahrteischiffen vom 28. Mai 1956 (BGBl. II 
S. 591) festgelegt. Für die übrigen Dienst- 
zweige fehlt es noch an entsprechenden Vor- 
schriften. Im übrigen würden, da das Maschi- 
nenpersonal ausgenommen werden soll, neben 
den Vollmatrosen nur noch Dienstgrade des 
Verpflegungs-, Bedienungs- und Kranken- 
pflegepersonals von der Vorschrift erfaßt wer- 
den. Da bei diesen Dienstgraden in der Regel 
noch keine abgeschlossene Lehrausbildung ver- 
langt wird, der Dienstgrad vielmehr nach der 
Übung in der Seeschiffahrt schon nach ver- 
hältnismäßig kurzer Fahrtzeit erreicht wird, 
würde damit möglicherweise schon ein Sech- 
zehnjähriger von allen Jugendarbeitsschutzbe- 
stimmungen befreit sein können. Dies würde 
vom Standpunkt des Jugendarbeitsschutzes 
nicht zu verantworten sein. Diesen Bedenken 
trägt die oben angeregte geänderte Fassung 
unter gleichzeitiger Berücksichtigung der Wün- 
sche des Bundesrates Rechnung. 


Bei dieser Abänderung des § 8 müßten in den 
§§ 98, 99 Abs. 2, 3 und 5, 100, 101 und 102 
Abs. 1 und 2 die Worte „mit Ausnahme der 
Vollmatrosen" als überflüssig gestrichen wer- 
den. 

Zu 3. a) (§ 27) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rung wird nicht zugestimmt. 

Der Wegfall des Wortes „wesentliche“ würde 
die aus den besonderen Belangen der See- 
schiffahrt erforderliche Möglichkeit zur Um- 
setzung von Schiffsoffizieren und sonstigen 
Angestellten zu sehr beschränken. Nur wesent- 
liche Verschlechterungen der Arbeitsbedingun- 
gen sollten einen Grund dazu geben, eine Um- 
setzung als unzulässig zu bezeichnen. Die Fas- 
sung der Regierungsvorlage dürfte insoweit 
dem sozialen Schutzbedürfnis der betroffenen 
Personenkreise in ausreichendem Maße Genüge 
tun. 

Die Erweiterung der Befugnisse des Kapitäns 
würde das Weisungsrecht des Arbeitgebers 
hinsichtlich der Arbeitsleistung des Arbeitneh- 
mers zu stark ausdehnen. Die mit dieser Ände- 
rung verfolgte Normierung der Gehorsams- 
pflicht des Besatzungsmitglieds wird durch die 
Vorschriften über die Ordnung an Bord (§ 
111) gewährleistet, während § 29 nur die ar- 
beitsvertraglichen Pflichten enthält. 

Zu 6. a) (§ 40) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rung wird nicht zugestimmt. 

Schon nach dem bisherigen Rechtsstand (§ 50 
SO und Tarifvertrag für die deutsche See- 
schiffahrt) erhalten die Besatzungsmitglieder 
bei Fehlen eines Besatzungsmitglieds neben der 
Überstundenvergütung Anteile der ersparten 
Heuer. Eine Änderung in der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Form würde eine erhebliche 
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Verschlechterung für die Besatzungsmitglieder 
bedeuten. Im übrigen ist zu berücksichtigen, 
daß nicht nur eine Verlängerung der Arbeits- 
zeit eintritt, die durch Überstundenvergütung 
abgegolten wird, sondern daß auch die Ar- 
beitsintensität in der normalen Arbeitszeit ge- 
steigert ist. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
würde außerdem Anlaß zu erheblichen Strei- 
tigkeiten bieten können, da sich in der Praxis 
kaum feststellen lassen wird, inwieweit anfal- 
lende Überstunden auf das Fehlen eines Besat- 
zungsmitglieds zurückzuführen sind oder auch 
bei voller Besetzung des Schiffs notwendig ge- 
wesen wären. 

Zu 9. (§ 76) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rung wird grundsätzlich zugestimmt. Die Fas- 
sung müßte jedoch lauten: 

„Die Ansprüche auf Rückbeförderung (§ 74) 
und Weiterzahlung der Heuer (§ 75) ent- 
fallen insoweit, als dem Besatzungsmitglied 
mit Einwilligung des Seemannsamts eine 
seiner bisherigen Stellung entsprechende Be- 
schäftigung und Vergütung auf einem Schiff 
nachgewiesen wird, das die Bundesflagge 
führt und für einen Hafen im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes oder einen diesem 
Bereich nahe gelegenen Hafen bestimmt ist.“ 

Diese Fassung paßt die Vorschrift an die 
sonstige in der Regierungsvorlage verwendete 
Ausdrucksweise an, die auf die besonderen 
staatsrechtlichen Verhältnisse Rücksicht nimmt. 
Sie ermöglicht außerdem die Einbeziehung 
von Häfen in Ländern, die nicht unmittelbar 
an die Bundesrepublik angrenzen. 

Zu 11. (§ 88) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rung wird nicht zugestimmt. 

Auch der Wachdienst, bei dem es sich eben- 
falls um eine Arbeitsleistung handelt, muß aus 
Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes zeitlich 
begrenzt werden; das entspricht auch dem Ta- 
rifvertrag für die deutsche Seeschiffahrt. Um 
den vom Bundesrat befürchteten Schwierigkei- 
ten bei der Wacheinteilung zu begegnen, gibt 
§ 91 ausreichende Möglichkeiten. 

Zu 12. (§ 89) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rung wird nicht zugestimmt. 


Die Abänderung würde im Hinblick auf den 
Begriff der Arbeitsbereitschaft dem System 
der Arbeitszeitordnung, der die Vorschrift des 
§ 89 nachgebildet ist, widersprechen. Die Fas- 
sung der Regierungsvorlage dürfte in der 
Praxis kaum zu Schwierigkeiten führen. 

Zu 13. (§ 90) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rung wird nicht zugestimmt. 

Die Fassung des § 90 Abs. 1 Nr. 1 entspricht 
der seit langem üblichen Praxis und ist dem 
Tarifvertrag für die deutsche Seeschiffahrt 
entnommen. Zu ihrer Änderung besteht um so 
weniger Anlaß, als die vom Bundesrat geltend 
gemachten Gründe der Schiffssicherheit den 
Kapitän stets zur Anordnung einer unbegrenz- 
ten Arbeitszeitverlängerung gemäß § 91 Abs. 2 
berechtigen werden. 

Zu 15. (§ 96) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rung wird grundsätzlich zugestimmt. Die Fas- 
sung müßte jedoch lauten: 

„Die Erlaubnis kann erteilt werden, wenn . .“. 

Diese Fassung würde der des Übereinkommens 
Nr. 58 der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion angepaßt sein. Der vom Bundesrat vor- 
geschlagene Wortlaut könnte demgegenüber 
die Ratifizierung des Übereinkommens in 
Frage stellen. 

Zu 16. (§ 99) 

Den vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rungen wird nicht zugestimmt. 

Die Regierungsvorlage versucht in Wahrung 
eines einheitlichen fortschrittlichen Jugend- 
arbeitsschutzes unter Berücksichtigung der be- 
sonderen Belange der Seeschiffahrt die Arbeits- 
bedingungen der hier beschäftigten Jugend- 
lichen denen der in anderen Wirtschaftszweigen 
tätigen Jugendlichen weitgehend anzupassen. 
Unter diesen Gesichtspunkten ist es nicht ver- 
tretbar, für Jugendliche über 16 Jahre eine 
Arbeitszeit von täglich 10 und wöchentlich 
70 Stunden zuzulassen. Auch die Sozialpart- 
ner teilen die Bedenken, die der Bundesrat 
hierzu geltend macht, offenbar nicht, da die 
Vorschriften des Absatzes 2 Satz 1 und 2 und 
des Absatzes 3 auf ihren Vorschlägen beruhen. 
Auf diese Regelung kann im Interesse einer 
wirksamen Beschränkung der Mehrarbeit der 
Jugendlichen nicht verzichtet werden. 
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Zu 18. (§ 113) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rung wird nicht zugestimmt. 

Die vorgeschlagenen Ergänzungen zielen nur 
auf die Bekämpfung des Schmuggels ab. Für 
derartige Vorschriften dürfte im Rahmen des 
vorliegenden Entwurfs kein Raum sein, zumal 
sie unabhängig davon zu Unzuträglichkeiten 
führen müssen; ein Besatzungsmitglied, das 
zum Beispiel an Land fotografieren will, 
müßte dann den Kapitän wegen der Mit- 
nahme des Fotoapparates um Erlaubnis fra- 
gen. Außerdem würde der Kapitän in stärke- 
rem Maße als bisher zur Verantwortung ge- 
zogen werden können, wenn Schmuggel durch 
mangelnde Anwendung der hier vorgeschlage- 
nen Vorschrift ermöglicht wird. Das ist im In- 
teresse des Kapitäns zu vermeiden. 

Zu 20. (§ 120) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abände- 
rung wird nicht zugestimmt. 

Das Strafmaß in den §§ 120 und 121 muß das 
gleiche sein, da der Unrechtsgehalt beider Tat- 
bestände gleich zu beurteilen ist. 

Zu 22. (§ 125) 

Der vom Bundesrat vor geschlagenen Abände- 
rung wird aus den zu Nr. 18 gegebenen Grün- 
den, die hier in verstärktem Maße zutreffen, 
nicht zugestimmt. 

Zu 26. (§ 141) 

a) der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abän- 
derung wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß die Worte „, sowie von der Vorschrift des 
§ 88“ gestrichen werden. 

Für die Zulassung abweichender Regelungen 
von den Vorschriften des § 88 über die Ha- 
fenarbeitszeit besteht kein Bedürfnis, da die 
in diesem Rahmen zu berücksichtigenden be- 
sonderen Verhältnisse der Fischerei im Hafen 
im allgemeinen nicht gegeben sind. 

b) Der vom Bundes rat vor geschlagenen Ab- 
änderung wird nicht zugestimmt. 

Es ist rechtlich bedenklich, Abweichungen von 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften in Einzel- 
arbeitsverträgen zuzulassen. Die Abänderung 
würde außerdem praktisch die Herausnahme 


dieser Fischereizweige aus dem Entwurf be- 
deuten. 

c) Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abän- 
derung wird nicht zugestimmt. 

Gegenüber dieser Abänderung ist im Grund- 
satz an der Regierungsvorlage festzuhalten, da 
der Weg zur Schaffung von Ausnahmerege- 
lungen in Tarifverträgen nach jeder Richtung 
gegenüber der Festsetzung von Mindestarbeits- 
bedingungen als der bessere erscheint. Es wird 
jedoch angeregt, die Fassung des § 141 Abs. 2 
Satz 2 im Hinblick auf die Genehmigung der 
Tarifverträge dem nach der Stellungnahme des 
Bundesrates abgeänderten Wortlaut des § 106 
Abs. 2 anzupassen, und zwar unter Einbezie- 
hung des hier fachlich beteiligten Bundesmini- 
sters für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten. Die Vorschrift würde dann lauten: 

„Die für die Erteilung der Genehmigung zu- 
ständige Behörde ist der Bundesminister für 
Arbeit im Einvernehmen mit den Bundesmini- 
stern für Verkehr und für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, sofern der Geltungs- 
bereich des Tarifvertrags mehrere Länder be- 
rührt, andernfalls die oberste Arbeitsbehörde 
des zuständigen Landes im Einvernehmen mit 
den obersten Landesbehörden für Verkehr und 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
oder die von ihnen bestimmten Stellen.“ 

d ) Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abän- 
derung wird nicht zugestimmt. 

Diese Abänderung widerspricht den Grund- 
sätzen des Jugendarbeitsschutzes. Zwar gilt 
das Übereinkommen Nr. 58 der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation nicht für Fischerei- 
fahrzeuge, jedoch wird insoweit eine inter- 
nationale Regelung vorbereitet, die nach dem 
bisherigen Stand der Arbeiten zumindest in 
dieser Hinsicht die Bedingungen des Überein- 
kommens Nr. 58 nicht unterschreiten dürfte. 

Im übrigen trägt die geänderte Fassung des 
§ 96 Abs. 2 bereits den Wünschen des Bundes- 
rates Rechnung. 

Zu 31. (§§ 28, 51, 53 und 71) 

Die Bundesregierung hat von den Anregun- 
gen des Bundesrates Kenntnis genommen. Sie 
wird im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens prüfen, ob und inwieweit nähere 
Bestimmungen über den Rechtsweg erforder- 
lich erscheinen. 
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